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Liebe Leserinnen, liebe Leser,
mit dem Erscheinen dieser Ausgabe liegt das erste Quartal des Jah-
res 2021 bereits nahezu hinter uns. Damit verbunden sind Wochen
voller Hoffnungen und Wünsche, häufig im unmittelbaren Zusam-
menhang mit den durch das SARS-CoV-2-Virus verbundenen Ver-
lusten, Gefahren und Einschränkungen. Am 21. Dezember 2020
wurde durch die EU-Kommission einem ersten COVID-19-Impfstoff
die bedingte Marktzulassung erteilt, nachdem die Europäische
Arzneimittelagentur EMA zuvor den Weg dafür freigemacht hatte.
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn sprach von einem „Meilen-
stein in der Pandemiebekämpfung“ und Bundesforschungsministe-
rin Anja Karliczek vom „Licht am Ende des Tunnels“. Inzwischen
stehen in der EU bereits mehrere Impfstoffe zur Verfügung. Viele
Menschen setzen auf die Wirksamkeit der unter Hochdruck entwi-
ckelten Vakzine, den Erfolg der Impfkampagne und eine Rückkehr
zur Normalität in einem überschaubaren Zeitraum. Und dies trotz
aller Rückschläge und Enttäuschungen.

Im Lichte dieser besonderen Lage sowie der damit verbundenen
polizeirelevanten Auswirkungen wollen wir Sie mit unserer Zeit-
schrift auch im Jahr 2021 fachlich begleiten. Im vor Ihnen liegen-
den Heft warten erneut aktuelle und spannende Beiträge auf Sie.

Zunächst setzt sich Dr. Sören Pansa mit der „Verständigung im
Strafverfahren“ auseinander, die in der Boulevardpresse häufig
auch als „Deal“ oder sogar „schmutziger Deal“ bezeichnet wird.
Der Kieler Staatsanwalt beleuchtet die strafprozessualen Regelun-
gen, geht auf die Gründe ihrer Einführung und die Schwierigkei-
ten des Umgangs mit ihnen ein. In diesem Zusammenhang nimmt
unser Autor auch auf die grundlegende Rechtsprechung sowie
das aktuell publizierte Untersuchungsergebnis einer unabhängi-
gen Forschungsgruppe um die Universitätsprofessoren Dr. Karsten
Altenhain, Dr. Matthias Jahn und Dr. Jörg Kinzig Bezug, in dem
den Bestimmungen nur ein „durchwachsenes Zeugnis“ ausgestellt
werden konnte. Die Untersuchung erfolgte im Auftrag des Bundes-
ministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz. Resümierend
empfiehlt Dr. Pansa eine sorgfältige Abwägung, ob das Gericht ein
Verfahren mit den Risiken einer Verständigung belasten oder nicht
besser eine klassische Beweiserhebung bevorzugen sollte.

POK`in Ann-Kristin Langletz M.A. von der Polizeiinspektion
Cloppenburg/Vechta und Prof. Dr. Rita Bley aus dem Fachbe-
reich Polizei der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung,
Polizei und Rechtspflege des Landes Mecklenburg-Vorpommern
untersuchen, warum von der seit mehr als 20 Jahren bestehen-
den Möglichkeit zur „audiovisuellen Vernehmung“ in der Praxis
kaum Gebrauch gemacht wird. In dem Fortsetzungsbeitrag soll
ergründet werden, wie den offensichtlich bestehenden Hinder-
nissen entgegengewirkt werden kann, um die Akzeptanz zu
erhöhen und Videovernehmungen als Routinevorgang gerade bei
der Bearbeitung von Sexualdelikten zu etablieren. Im Ergebnis

wird durch die Autorinnen eine Handreichung vorgestellt, die die
wichtigsten Rechtsvorschriften zur audiovisuellen Vernehmung
sowie die Grundsätze ihrer Durchführung zusammenfasst.

Der Wissenschaftliche Mitarbeiter an der Deutschen Hoch-
schule der Polizei in Münster Gerrit Domenghino L.L.M. geht
in einem beachtenswerten Aufsatz auf „Dateneingriffe zur vor-
beugenden Kriminalitätsbekämpfung“ ein. Neben einer kurzen
historischen Betrachtung bearbeitet er im ersten Teil seines
Fachbeitrages insbesondere die Rechtsfigur der „Online-Streife“.

In weiteren Beiträgen geht es um den Rechtsextremismus in deut-
schen Sicherheitsbehörden, Legalistische Islamisten in Deutsch-
land und die Instrumente zur Risikoeinschätzung extremistischer
Straftäter. Prof. Dr. Stefan Goertz, Dr. Christian Herrmann und
Dr. Michail Logvinov setzen sich mit diesen zurzeit intensiv dis-
kutierten Themenfeldern auseinander und stellen Lösungsansätze
auf der Grundlage wissenschaftlicher Untersuchungen vor.

Zu einem unredlichen Umgang mit Urheberrechten an einer stu-
dentischen Hausarbeit nimmt Dr. Susanne Rieckhof aus Sicht
des Landesbezirks Schleswig-Holstein der Gewerkschaft der Poli-
zei Stellung. Der geschilderte Sachverhalt lässt aufhorchen. Das
gezeigte Verhalten erfordert im Interesse vieler ehrlich und mit
Herzblut agierender sowie nach wissenschaftlichen Standards
arbeitenden Autorinnen und Autoren energischen Widerspruch.

Eine strafrechtliche Rechtsprechungsübersicht, Aktuelles aus
dem Netz, Rezensionen und gewerkschaftspolitische Nachrich-
ten runden unsere Zeitschrift schließlich ab.

Liebe Leserinnen und Leser, wir wünschen Ihnen eine anre-
gende Lektüre und freuen uns auf Ihre Rückmeldungen.
Zugleich hoffen wir gemeinsam mit Ihnen auf eine Entspan-
nung der problematischen Infektionslage und ein zügiges Ende
der bestehenden Beschränkungen.

Für das Redaktionsteam

Ihr

Hartmut Brenneisen

Foto: Nila.
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Die Verständigung im
Strafverfahren

Von Staatsanwalt Dr. Sören Pansa, Kiel1

Der Beitrag beschäftigt sich
mit dem Institut der Verstän-

digung im Strafverfahren, insbesondere den Vorschriften i.S.d.
§§ 243 Abs. 4, 257c StPO. Zunächst erfolgt ein Überblick hin-
sichtlich der Gründe für die Schaffung der gesetzlichen Rege-
lungen im Jahr 20092. Anschließend soll anhand der Darstel-
lung dreier exemplarischer Fehlerquellen die Schwierigkeit des
Umgangs mit diesen Regelungen in der Praxis aufgezeigt wer-
den. Hierbei wird im Besonderen auf die Sicht „der Staatsan-
waltschaft“ hinsichtlich dieser Problemfelder eingegangen.

1 Hintergründe

Absprachen zwischen den Verfahrensbeteiligten haben schon
seit vielen Jahrzehnten Einzug in Strafverfahren, insbesondere
vor den Großen Strafkammern gehalten. Diese Vereinbarungen
werden grundsätzlich getroffen, um eine ansonsten drohende
umfangreiche und langwierige Beweisaufnahme abzuwenden.
Zentral für eine solche Verfahrensabsprache ist deshalb ein
Geständnis des Angeklagten, von welchem dieser sich wiede-
rum einen erheblichen Strafnachlass verspricht. Vor dem Jahr
2009 sind diesbezügliche Absprachen grundsätzlich außerhalb
der Hauptverhandlung zwischen den „Profis“, also Berufsrich-
ter, Staatsanwalt und Verteidiger getroffen worden, wobei in
der anschließenden Hauptverhandlung lediglich das Geständ-
nis des Angeklagten erfolgte, nicht aber ein gesonderter Hin-
weis durch den Vorsitzenden auf die getroffene Absprache. Dies
erscheint fragwürdig, da laut des Öffentlichkeitsgrundsatzes
i.S.d. § 169 S. 1 GVG die gesamte Hauptverhandlung in (poten-
tieller) Anwesenheit von Zuschauern zu erfolgen hat. Auch die
sog. Amtsaufklärungspflicht des Gerichts i.S.d. § 244 Abs. 2
StPO könnte im Rahmen derartiger Absprachen beeinträchtigt
werden, da die Gefahr besteht, die Verfahrensbeteiligten könn-
ten allein anhand der Aktenlage einen Sachverhalt konstruie-
ren, auf dessen Grundlage dann das Geständnis erfolgt. Da es
an gesetzlichen Vorschriften fehlte, oblag die Art der Durch-
führung solcher Absprachen grundsätzlich dem Gutdünken der
Verfahrensbeteiligten, weshalb keine einheitliche Handhabung
in der gerichtlichen Praxis erfolgte. Im Jahr 1982 wies Hans-
Joachim Weider in einem Beitrag, den er unter dem Pseudonym
Detlef Deal verfasste auf diese Schwierigkeiten hin: „Fast jeder
kennt es, fast jeder praktiziert sie, nur keiner spricht darüber“.3

Nach Schätzungen prominenter Angehöriger von Justiz und
Jurisprudenz dürften um das Jahr 2000 herum in mindestens
der Hälfte der Strafverfahren Absprachen vorgenommen worden
sein.4

Es könnte die Frage gestellt werden, warum dieses „System“
der ungeregelten Verfahrensabsprachen problematisch sein
sollte. Eigentlich gibt es doch nur Gewinner. Die Justiz wird
nicht mit unnötig umfangreichen Verfahren belastet und der
Angeklagte bekommt für sein Geständnis eine mildere Strafe.

Diese Sichtweise griffe jedoch etwas zu kurz. Denn die von
dem Gericht in Aussicht gestellte, ermäßigte Strafe geht auch
zumindest konkludent mit der Drohung einher, dass die Strafe
bei fehlender Kooperation des Angeklagten sehr viel strenger
ausfallen würde. Ferner impliziert die Bereitschaft des Gerichts
zu einer Verfahrensabsprache, dieses gehe von der Schuld des
Angeklagten aus. Insofern wird gerade aus Sicht eines Ange-
klagten, der unschuldig ist, oder sich zumindest dafür hält, die
Objektivität des Gerichts nachhaltig infrage gestellt. Des Weite-
ren darf auch nicht unerwähnt bleiben, dass die Gerichte, um
eine für sie erstrebenswerte Verfahrensabkürzung zu erreichen,
in nicht ganz seltenen Fällen die Angeklagten durchaus „zu
ihrem Glück gezwungen“ haben dürften5. So könnte ein nicht
völlig untypisches Gespräch des Vorsitzenden einer Großen
Strafkammer mit dem Verteidiger des Angeklagten außerhalb
der Hauptverhandlung über den zu erwartenden Ablauf des Ver-
fahrens durchaus in etwa so abgelaufen sein:

Vor.: Was haben wir denn von dem Angeklagten zu erwarten?

Ver.: Mein Mandant hat mir mitgeteilt, er hätte den Kiosk nicht
überfallen und das wird er in der Hauptverhandlung auch angeben.

Vor.: Das ist natürlich sein gutes Recht. Aber die den Angeklag-
ten belastenden Beweise sind ja durchaus beachtlich. Immerhin
geben drei Zeugen an, dass Ihr Mandant der Täter gewesen wäre.

Ver.: Das mag ja sein, aber deren Aussagen sind doch voller
Widersprüche. Außerdem habe ich ja bezüglich der Videoaufnah-
men bereits in meinem letzten Schriftsatz das Erfordernis eines
Sachverständigengutachtens dargelegt.

Vor.: Sie können zweifellos versichert sein, dass die Kammer die
Beweisaufnahme unvoreingenommen und mit der größten gebo-
tenen Sorgfalt durchführen wird. Aber ich sehe es natürlich als
meine Pflicht an, Ihren Mandanten, für den ja insbesondere als
Familienvater viel auf dem Spiel steht, auf die erhebliche straf-
mildernde Wirkung eines Geständnisses hinzuweisen.

Ver.: Dem will ich mich ja auch grundsätzlich gar nicht verschlie-
ßen. Aber ich kann meinen Mandanten doch auch nicht…

Vor.: Wir haben das in der Kammer verständlicherweise noch
nicht in allen Details vorberaten. Ich lehne mich aber sicherlich
nicht zu weit aus dem Fenster, wenn ich Ihnen mitteile, dass bei
einem Geständnis durchaus noch etwas im bewährungsfähigen
Bereich möglich wäre.

Ver.: Und wenn er nicht gesteht?

Vor.: Nun, dann wäre im Fall einer Verurteilung sicherlich vie-
les gegeneinander abzuwägen. Ich kann Ihnen aber versichern,
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die Kammer wird sich
bemühen, die Freiheits-
strafe im einstelligen
Bereich zu halten.

Dem im vorliegen-
den Fall betroffenen
Angeklagten dürfte es
wohl sehr schwer fal-
len, weiterhin einen
Freispruch erreichen
zu wollen. Insofern
besteht in solchen
Konstellationen, die
erhebliche Gefahr fal-
scher Geständnisse,
um eine ansonsten
drohende langjährige
Freiheitsstrafe abzu-
wenden. Aufgrund
derartiger und ver-

gleichbarer Praktiken sah sich der Bundesgerichtshof im Jahr
1997 zu einem Grundsatzurteil gezwungen, in welchem auch
das eben beschriebene Vorgehen im Wege der sog. angedroh-
ten Sanktionsschere aufgegriffen worden war.6 Einen weite-
ren bedeutsamen Aspekt bei Verfahrensabsprachen bildet die
Frage, ob der Angeklagte auf Rechtsmittel verzichten darf.
Hierbei wurde vor Einführung der gesetzlichen Regelun-
gen seitens der Gerichte großer Wert auf die Erklärung eines
Rechtsmittelverzichts durch den Angeklagten gelegt.7 Denn
was wäre eine zwar abgekürzte Beweisaufnahme wert, wenn
trotzdem die Aufhebung des Urteils und Zurückverweisung des
Verfahrens im Rahmen der Rechtsmittelinstanz drohen würde?
Ferner sind bei getroffenen Absprachen die anschließenden
Beweisaufnahmen oftmals lediglich rudimentär ausgefallen.
Das Verfassen eines sog. „langen“ Urteils i.S.d. § 267 Abs.
1-3 StPO konnte da mangels festgestellter Tatsachen durchaus
nicht unerheblichen Schwierigkeiten begegnen, während ein
rechtskräftiges Urteil gemäß § 267 Abs. 4 StPO mit abgekürz-
ten Gründen versehen werden kann. Diesbezüglich sah sich
daher sogar der Große Senat für Strafsachen des Bundesge-
richtshofs veranlasst, gerichtlicher Einwirkungen hinsichtlich
der Erklärung des Rechtsmittelverzichts durch den Angeklag-
ten enge Grenzen zu setzen.8

Im Jahr 2009 entschied sich der Gesetzgeber dann zum
Handeln, da „eine bedeutsame und auch umstrittene Vorge-
hensweise im Strafprozess dringend klarer Vorgaben bedarf,
die der Rechtssicherheit und der gleichmäßigen Rechts-
anwendung dienen“.9 Ferner müsste sich der Gesetzgeber
„dem, was insoweit in der deutschen Rechtspraxis seit meh-
rere Jahrzehnten vorzufinden ist und sich in immer stärke-
rem Maße ausgebreitet hat, […] mit einer klaren Position
stellen. Ließe er diese Entwicklung weiterhin ungeregelt,
würde er seine verfassungsrechtliche Pflicht, das Wesent-
liche zu regeln, versäumen“.10 Dieser Pflicht ist dann auch
durch eine Vielzahl von Regelungen nachgekommen wor-
den, die die Möglichkeiten für Absprachen in jedem Ver-
fahrensstadium regeln. Gemäß § 160b StPO kann die
Staatsanwaltschaft im Ermittlungsverfahren mit den Ver-
fahrensbeteiligten den Verfahrensstand erörtern und dies
aktenkundig machen. Eine erhebliche Relevanz hat diese
Norm in der Praxis nach Erfahrung des Verfassers bisher
jedoch nicht entwickeln können. Eine Entsprechung für
das Gericht findet diese Norm in § 202a StPO, § 212 StPO
und § 257b StPO bezüglich des Zwischenverfahrens und

des Hauptverfahrens sowie unmittelbar für die Hauptver-
handlung. Das Herzstück der gesetzlichen Regelung bil-
det § 257c StPO der vorsieht, dass sich jede Verständigung
auf ein Geständnis beziehen soll und eine solche zustande
kommt, wenn Angeklagter und Staatsanwaltschaft dem
gerichtlichen Verständigungsvorschlag zustimmen. Ein ver-
einbarter Strafrahmen muss dabei mit Unter- und Ober-
grenze bezeichnet werden. Flankierend schließt § 302 Abs.
1 StPO bei Zustandekommen einer Verständigung den Ver-
zicht und die Zurücknahme eines Rechtsmittels aus. Ferner
muss das Gericht in öffentlicher Hauptverhandlung über
den Inhalt einer Verständigung i.S.d. § 257c StPO oder ver-
ständigungsbezogener Erörterungen i.S.d. §§ 202a, 212,
257b StPO gemäß § 243 Abs. 4 StPO Mitteilung machen.
Dies ist erforderlich, da diese Gespräche typischerweise
zunächst allein zwischen dem Gericht, der Staatsanwalt-
schaft und dem Verteidiger erfolgen. Des Weiteren sind
sämtliche dieser Mitteilungen als wesentliche Förmlich-
keiten der Hauptverhandlung gemäß § 273 Abs. 1a) StPO
protokollierungspflichtig.

Ob der Gesetzgeber mit diesen Regelungen die Probleme der
Verfahrensverständigungen in der Hauptverhandlung zu lösen
vermocht hat, soll im Folgenden erläutert werden.

2 Probleme bei Verfahrensabsprachen in der
Hauptverhandlung

Leider ist zu konstatieren, dass mit Einführung der gesetz-
lichen Vorschriften die Schwierigkeiten für Gerichte und
Staatsanwaltschaften bei der Durchführung von Verständi-
gungen im Strafverfahren deutlich größer geworden sein
dürften. Insbesondere die Vorschriften i.S d. §§ 243 Abs. 4,
257c StPO werfen viele Fragen und Probleme auf, die sich
allein anhand der gesetzlichen Regelungen oder gar der
Gesetzesbegründung kaum lösen lassen. Exemplarisch zu
nennen ist diesbezüglich der Hinweis des § 257c Abs. 1 S. 2
StPO auf das Fortbestehen des Amtsaufklärungsgrundsatzes
i.S.d. § 244 Abs. 2 StPO. Denn das einer Absprache zugrunde-
liegende Bedürfnis ist es gerade, eine ansonsten erforderlich
werdende umfangreiche und zeitintensive Beweisaufnahme
zu vermeiden, indem ein dem Anklagevorwurf entsprechen-
des Geständnis, welches aufgrund eines in Aussicht gestell-
ten Strafrahmens erfolgt, wesentliches oder gar alleiniger
Grundstein für den Schuldspruch ist. Die Beantwortung der
Frage, wie dieses Ziel unter voller Berücksichtigung des § 244

B 1: Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft.

B 2: Oberlandesgericht Hamburg.
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Abs. 2 StPO erreicht werden soll, darf, euphemistisch gespro-
chen, zumindest als herausfordernd bezeichnet werden.11

Im Jahr 2013 sah sich der zweite Senat des Bundesverfas-
sungsgerichts im Rahmen eines Grundsatzurteils gezwungen,
umfangreiche Ausführungen zu Anwendung und Auslegung
des § 257c StPO zu tätigen.12 Die Unklarheiten, die mit den
gesetzlichen Regelungen einhergingen, führten aufgrund
von Fehlern im Zusammenhang mit getroffenen Verständi-
gungen zu einer Vielzahl von Urteilsaufhebungen durch den
Bundesgerichtshof. Insbesondere in den Jahren 2016 und
2017 erfolgte eine regelrechte Welle derartiger höchstrich-
terlicher Entscheidungen. Angesichts des Umstands, dass
also auch noch mehrere Jahre nach Einführung der gesetz-
lichen Vorschriften offensichtlich erhebliche Unklarhei-
ten über die richtige Rechtsanwendung bestehen, muss das
Ziel des Gesetzgebers, verbindliche und verständliche Vorga
ben für die Rechtspraxis zu schaffen13, wohl als verfehlt
angesehen werden. Aus Sicht des Angeklagten kann des-
halb nach wie vor auf folgende Ausführungen des Leitenden
Oberstaatsanwaltes a.D. Folker Bittmann verwiesen werden:
„Wer materiell-rechtlich über kaum Verteidigungsaussichten
verfügt, kann zumindest auf Verfahrensfehler hoffen. Derzeit
sind die Chancen dafür am größten, lässt man sich auf eine
Verständigung ein: Die vom Gericht dabei einzuhaltenden Vor-
gaben sind so kleinteilig, dass es immer mal möglich ist, die
ein oder andere Nuance zu übersehen – und damit die Aufhe-
bung des Urteils vorzuprogrammieren“.14

Es soll daher nun auf drei Themenbereiche eingegangen
werden, die sich auch aktuell noch aus Sicht von Gericht und
Staatsanwaltschaft als besonders komplex erweisen.

2.1 Gegenstand von Verfahrensabsprachen

Der Regelung des § 257c Abs. 2 StPO sind zwar einige Vorgaben
bezüglich des potentiellen Inhalts von Verfahrensabsprachen
zu entnehmen. Diese vermögen jedoch nicht die vielfältigen
Möglichkeiten abzubilden, welche die Verfahrensbeteiligten in
der gerichtlichen Praxis für etwaige Vereinbarungen als rele-
vant ansehen könnten. In zahlreichen Konstellationen erfolgen
daher Vorgaben des Bundesgerichtshofes, wobei die Entschei-
dungen leider nicht immer eindeutig und teilweise sogar wider-
sprüchlich sind.

So ist bereits fraglich, welche Anforderungen an ein Geständ-
nis des Angeklagten zu stellen sind, auf welches eine Verfah-
rensverständigung gestützt werden darf. Es wäre beispielsweise
denkbar, ein sogenanntes qualifiziertes Geständnis zu fordern,
also eine umfangreiche Einlassung des Angeklagten, deren
Glaubhaftigkeit seitens des Gerichts durch weitere Beweiserhe-
bungen zu überprüfen ist.15 Die überwiegende höchstrichterliche
Rechtsprechung dürfte jedoch wohl eher nach dem Umfang der
dem Angeklagten vorgeworfenen Straftaten differenzieren. Liegt
dem Verfahren ein einfacher Sachverhalt zugrunde, ist es ausrei-
chend, wenn der Angeklagte kurz den Tatvorwurf im Sinne der
Anklageschrift einräumt, wobei das Gericht diese Angaben ledig-
lich mit dem Akteninhalt abgleichen muss.16 Bei komplexeren
Sachverhalten hingegen, muss das Geständnis des Angeklagten
detaillierter ausfallen und dieses muss grundsätzlich auch noch
durch weitere Beweiserhebungen flankiert werden.17

Auch wäre es aus Sicht des Angeklagten höchstinteressant,
mittels Verfahrensabsprachen die oftmals empfindlichen Ver-
mögensabschöpfungsmaßnahmen i.S.d. §§ 73ff. StGB zumin-
dest abzumildern. Derartigen Begehrlichkeiten wurde jedoch
bezüglich solcher Vorschriften ein Riegel vorgeschoben, deren
Umsetzung zwingend vorgeschrieben und nicht in das Ermessen

des Gerichts gestellt wird.18 Dies betrifft die wesentlichen Vor-
schriften der Vermögensabschöpfung, weshalb sich etwaige
Absprachen lediglich auf Regelungen wie etwa §§ 421, 459g
StPO beziehen können.

Ferner ist es ebenfalls ein typisches Anliegen des Angeklag-
ten, in die Verfahrensabsprache sämtliche gegen ihn erhobe-
nen Tatvorwürfe einzubeziehen.19 Dies betrifft auch Verfah-
ren, bezüglich welcher die öffentliche Klage noch nicht oder
bei einem anderen Gericht erhoben worden ist. Denn hin-
sichtlich solcher Verfahren droht im Fall einer Verurteilung
mittels der nachträglichen Gesamtstrafenbildung i.S.d. § 55
StGB das für den Angeklagten positive Ergebnis der Verstän-
digung verwässert zu werden. Insofern ist für den Angeklag-
ten ein Vorgehen gemäß § 154 StPO besonders erstrebens-
wert, da durch die Verfahrenseinstellung keine Erhöhung
der potentiellen Strafe droht. Diesbezüglich ist eine Mit-
wirkung der Staatsanwaltschaft unabdingbar, da eine Ein-
stellung i.S.d. § 154 StPO, auch unabhängig vom Zustan-
dekommen einer Verständigung, deren Antrag voraussetzt.
Ob ein Vorgehen im Sinne des § 154 StPO zum Gegenstand
einer Verständigung gemacht werden kann, wird nach der
höchstrichterlichen Rechtsprechung differenziert beurteilt.
Sind die Tatvorwürfe Gegenstand desselben Verfahrens, hat
das Gericht grundsätzlich die Befugnis, deren Einstellung
gemäß § 154 Abs. 2 StPO in eine Absprache einzubeziehen.
Andere Verfahren können hingegen nicht zum Gegenstand

von Absprachen i.S.d. § 257c StPO gemacht werden. Es ist
jedoch nicht ausgeschlossen, dass die Staatsanwaltschaft,
anlässlich der Verständigung, ankündigt, andere bei ihr
anhängige Ermittlungsverfahren gemäß § 154 Abs. 1 StPO
im Hinblick auf die zu erwartende Verurteilung einzustellen
oder auf eine Einstellung bereits bei Gericht anhängiger Ver-
fahren gemäß § 154 Abs. 2 StPO hinzuwirken, solange nicht
der Eindruck erweckt wird, dass es sich dabei um einen von
der Bindungswirkung der Verständigung erfassten Bestandteil
handelt.20 Solche Möglichkeiten stellen den an den Verstän-
digungsgesprächen beteiligten Staatsanwalt jedoch vor nicht
unerhebliche Probleme, da dies Verfahren betreffen kann,
deren Inhalte er nicht kennt und für deren Bearbeitung er
nicht zuständig ist. Er ist insofern gezwungen, zeitintensive
Rücksprachen zu halten, was die Dauer der Verständigungsge-
spräche erheblich ausdehnen kann. Ferner ist sehr fraglich, ob
solche Zusagen, insbesondere bezüglich Einstellungen i.S.d.
§ 154 Abs. 1 StPO, für die Staatsanwaltschaft bindend sind,
bzw. ob sie einer späteren Wiederaufnahme der Ermittlungen
entgegenstehen können.21

2.2 Bindungswirkung des Inhalts von Verstän-
digungsgesprächen bei fehlgeschlagener
Verständigung

Aus Sicht der Verteidigung dürften die geschaffenen Ver-
ständigungsregelungen einen großen Vorteil im Vergleich
zur vorherigen Rechtslage darstellen. Ein Gericht wird sich
aufgrund der bekannten, erheblichen Belastung der Jus-
tiz nur selten dem Angebot des Verteidigers auf Gespräche
i.S.d. §§ 257b, 257c StPO verschließen. Ein solches Angebot
des Verteidigers dürfte ferner zur Wahrung der Interessen
des Angeklagten sogar grundsätzlich geboten sein, um die
dem Mandanten drohenden Risiken eruieren zu können. Die
Staatsanwaltschaft kann, auch wenn sie an einer Verständi-
gung22 nicht interessiert sein sollte, solche Gespräche nicht
verhindern, sondern lediglich die eigene Teilnahme verwei-
gern. Der Verteidiger hat im Rahmen dieser Gespräche die
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Möglichkeit, sich Vorstellungen der Verfahrensbeteiligten
über das Strafmaß für den Fall eines Geständnisses anzu-
hören und anschließend mit dem Angeklagten hierüber zu
beraten. Das Gericht muss gemäß § 243 Abs. 4 S. 2 StPO den
Inhalt dieses Gesprächs, unabhängig vom Zustandekommen
einer Verständigung, anschließend in öffentlicher Hauptver-
handlung mitteilen.

Fraglich ist jedoch, ob sich der Angeklagte nach dem Schei-
tern der Verhandlungen hinsichtlich einer Absprache, trotz-
dem auf die seitens des Gerichts geäußerten Strafvorstellungen
berufen kann. Als Beispiel sei etwa die Konstellation genannt,
dass der Vorsitzende einer Großen Strafkammer im Rahmen
der Gespräche für den Fall eines Geständnisses eine Freiheits-
strafe in Höhe von ca. 3 Jahren in Aussicht gestellt hat. Eine
diesbezügliche Einigung ließ sich mit den Verfahrensbeteilig-
ten jedoch nicht erzielen. Der Angeklagte legt anschließend
ein Geständnis ab und das Gericht verurteilt ihn zu einer Frei-
heitsstrafe in Höhe von 4 Jahren. Kann der Angeklagte nun
seine Revision auf die Abweichung von dem zugesagten Straf-
rahmen stützen? Dem ist seitens des 1., 4. und des 5. Senats
des Bundesgerichtshofs eine deutliche Absage erteilt wor-
den. Denn außerhalb einer Verständigung gemäß § 257c StPO
bestehe keine Bindung des Tatgerichts an den von ihm für den
Fall des Zustandekommens einer Absprache in Aussicht gestell-
ten Strafrahmens.23 Aus Sicht der Staatsanwaltschaft ist diese
höchstrichterliche Rechtsprechung, gerade auch in ihrer Deut-
lichkeit, sehr zu begrüßen. Denn ansonsten wäre es möglich,
was gerade für den Angeklagten verfahrenstaktisch von Vorteil
wäre, eine Bindung des Gerichts auch ohne Zustandekommen
einer ordnungsgemäßen Verständigung herbeizuführen. Hier-
durch würde aber gerade die Intention des § 257c StPO konter-
kariert werden, eine verbindliche Verfahrensabsprache gerade
von der Zustimmung aller Verfahrensbeteiligten abhängig zu
machen. Insofern lässt eine aktuelle Entscheidung des 5. Senats
des Bundesgerichtshofs leider eine besorgniserregende Tendenz
erkennen. Diese betrifft Sachverhalte, in welchen im Rahmen
von (nichtöffentlichen) Verständigungsgesprächen das Gericht
Strafvorstellungen geäußert hat, jedoch keine Einigung erzielt
werden konnte; typischerweise aufgrund einer „Verweigerung“
der Staatsanwaltschaft. Das Gericht entschließt sich dennoch
in der unmittelbar angeschlossenen Hauptverhandlung gegen-
über dem Angeklagten die Strafvorstellung des Gerichts für
den Fall eines Geständnisses in Aussicht zu stellen. Daraufhin
gesteht der Angeklagte und wird, wenig überraschend, zu einer
der Äußerung des Gerichts entsprechenden Strafe verurteilt.
Der 5. Senat führt diesbezüglich aus, ein solches Verhalten des
Gerichts begründe weder die Besorgnis der Befangenheit i.S.d.
§ 24 Abs. 2 StPO noch stelle es eine Umgehung des § 257c StPO

dar.24 Dies erscheint schwerlich nachvollziehbar. Die Erklärung
des Gerichts zur Fortgeltung seines Verständigungsvorschlags
zeitlich unmittelbar nach Scheitern der Verständigungsgesprä-
che kann nur so verstanden werden, dass das Verfahrensergeb-
nis ungeachtet der Sichtweise der Staatsanwaltschaft von vorn-
herein feststeht, sofern sich nur der Angeklagte vertrauensvoll
in die kundigen Hände des Gerichts begibt. Dies entspricht dem
bipolaren Verständigungsmodell, dem 2009 durch die Einfüh-
rung der gesetzlichen Regelungen gerade eine Absage erteilt
worden ist. Derart signalisiert das Gericht deutlich, die feh-
lende Akzeptanz der Staatsanwaltschaft als vollwertigen Betei-
ligten an Verständigungsgesprächen. Dies widerspricht deutlich
der Konzeption des § 257c StPO und begründet deshalb die
Besorgnis der Befangenheit i.S.d. § 24 Abs. 2 StPO.25

2.3 Umfang der Mitteilungspflicht des Vorsitzen-
den über den Inhalt von Verständigungsgesprä-
chen i.S.d. § 243 Abs. 4 StPO

Die Regelung des § 243 Abs. 4 S. 1 StPO verpflichtet den Vor-
sitzenden, zu Beginn der Hauptverhandlung mitzuteilen, ob
verständigungsbezogene Erörterungen i.S.d. §§ 202a, 212 StPO
stattgefunden haben. Hieraus wird aufgrund einer Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahr 2014 gefol-
gert, dass es einer sog. Negativmitteilung bedarf, wenn keine
derartigen Gespräche stattgefunden haben.26 Es ist bezeich-
nend, dass sich das Bundesverfassungsgericht auch noch fünf
Jahre nach Schaffung der gesetzlichen Regelungen zu klar-
stellenden Ausführungen hinsichtlich der Gesetzessystematik
gezwungen sah. Da Negativmitteilungen oftmals schlicht ver-
gessen oder für nicht erforderlich gehalten wurden und diese
gemäß § 273 Abs. 1a) StPO als wesentliche Förmlichkeit der
Hauptverhandlung protokolliert werden müssen, führte dies zu
potentiell revisiblen Fehlern. Die höchstrichterliche Rechtspre-
chung vermied die ansonsten erforderliche Aufhebung zahlrei-
cher Judikate, indem sie ein Beruhen der Urteile i.S.d. § 337
StPO verneinte, wenn ausgeschlossen werden konnte, dass es zu
Verständigungsgesprächen gekommen war, also durch die feh-
lende Mitteilung keine Nachteile für den Angeklagten entstan-
den sein konnten.27

Doch jene Aspekte stellen leider bei Weitem nicht die
größten potentiellen Fehlerquellen in diesem Bereich dar.
Vielmehr resultieren diese aus der Pflicht des Vorsitzenden
i.S.d. § 243 Abs. 4 S. 1 StPO, die wesentlichen Inhalte ver-
ständigungsbezogener Gespräche i.S.d. §§ 202a, 212 StPO
mitzuteilen, sowie der aus § 243 Abs. 4 S. 2 StPO folgen-
den Erstreckung dieser Pflicht auf Verständigungsgesprä-
che i.S.d. § 257c StPO. Problematisch ist hierbei bereits die
Frage, wann diese Mitteilungspflicht überhaupt ausgelöst
wird. Müssen dezidierte Gespräche geführt worden sein
oder reichen bereits zwei Sätze anlässlich eines zufälligen
Zusammentreffens in der Kantine? Wie so oft, kommt es
darauf an. Das Bundesverfassungsgericht sieht die gesetz-
liche Transparenz- und Dokumentationspflicht als Werk-
zeug zur effektiven Kontrolle des Verständigungsgesche-
hens durch die Öffentlichkeit, die Staatsanwaltschaft und
das Rechtsmittelgericht. Zusätzlich dient sie dem Schutz
der Grundrechte des von einer Verständigung betroffenen
Angeklagten vor einem im Geheimen sich vollziehenden
„Schulterschluss“ zwischen Gericht, Staatsanwaltschaft
und Verteidigung.28 Insoweit dürfte jeder Kommunika-
tionsakt erfasst werden, welcher sich auf den potentiel-
len Rechtsfolgenausspruch des Urteils beziehen oder die
Art bzw. Höhe des Strafausspruchs in Abhängigkeit vom

B 3: Landgericht Kiel.
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prozessualen Verhalten des Angeklagten thematisieren.29

Einseitige Gesprächswünsche von Verfahrensbeteiligten, auf
welche das Gericht nicht reagiert, lösen die Mitteilungs-
pflicht hingegen nicht aus.30 Auch muss selbstverständlich
nichts mitgeteilt werden, wenn die Gespräche ohnehin in
öffentlicher Hauptverhandlung stattfanden.31 Jedoch wer-
den auch fehlgeschlagene Verständigungsgespräche von der
Mitteilungspflicht erfasst.32

Wird das Vorliegen mitteilungspflichtiger Gespräche bejaht,
stellt sich anschließend die Frage, wie detailliert diesbezügli-
che Mitteilungen auszugestalten sind, um revisible Angriffs-
flächen zu vermeiden. Der Wortlaut des § 243 Abs. 4 S. 1 StPO
bezieht sich auf „wesentliche Inhalte“. Dies legt eine restrik-
tive Handhabung nahe. Zum Leidwesen vieler Vorsitzenden
haben der Bundesgerichtshof und das Bundesverfassungsge-
richt im Laufe der Jahre jedoch die Mitteilungspflicht auf so
zahlreiche Aspekte erstreckt, dass eigentlich nur noch die Ver-
lesung eines Wortprotokolls dem Gericht wirklich Sicherheit
zu verschaffen mag. Gefordert wird etwa, unabhängig vom
Zustandekommen einer Verständigung, mitzuteilen, welche
Standpunkte von den einzelnen Gesprächsteilnehmern vertre-
ten wurden, von welcher Seite die Frage einer Verständigung
aufgeworfen wurde, und ob sie bei anderen Gesprächsteilneh-
mern auf Zustimmung oder Ablehnung gestoßen ist. 33 Fer-
ner muss der Inhalt sämtlicher Gespräch aufgeführt werden,
auch wenn einzelne Gespräche identische Inhalte aufgewiesen
haben sollten.34 Ferner macht die höchstrichterliche Recht-
sprechung den Gerichten das Leben unnötig schwer, indem
auch in Konstellationen eine Mitteilung gefordert wird, in
welchen deren Sinnhaftigkeit keineswegs auf der Hand liegt.
So soll etwa auch für den Fall einer wirksam geschlossenen
Vereinbarung der Inhalt sämtlicher Verständigungsvorschläge
mitgeteilt werden, über die keine Einigung erzielt werden
konnte.35 Ferner ist bei Zustandekommen einer Verständigung
und anschließender Aussetzung des Verfahrens, beim erneu-
ten Beginn der Hauptverhandlung zwingend die fehlende
Wirksamkeit der Absprache mitzuteilen.36

Die Staatsanwaltschaft wird angesichts dieser Vielzahl zu
berücksichtigender Besonderheiten in der Hauptverhandlung
stark gefordert. Denn in Ihrer Rolle als „Wächter des Gesetzes“37

hat sie auf die Einhaltung sämtlicher Verfahrensvorschriften

hinzuwirken. Der Sitzungsvertreter sollte sich daher im Zweifel
den Mitteilungsvermerk des Vorsitzenden aushändigen lassen
und keine Scheu haben, auf Ergänzungen zu drängen.

3 Resümee

Es bleibt festzuhalten, dass eine wirksame und revisionsfeste
Verständigung im Strafverfahren für das Gericht keineswegs
einen „Elfmeter ohne Torwart“ darstellt, sondern die Einhaltung
sämtlicher Formalien eine nicht zu unterschätzende Herausfor-
derung bedeutet.

Es soll noch kurz auf einen weiteren relevanten Aspekt ein-
gegangen werden: Die Schöffen. Bezüglich diesen besteht auf-
grund des komplizierten Ablaufs einer Verständigung, grund-
sätzlich die Gefahr der Überforderung. Was die Schöffen aber
nach der Erfahrung des Verfassers regelmäßig definitiv nicht
nachvollziehen können, ist die Ausgangslage im Verfahren nach
gescheiterten Verständigungsgesprächen. Die Schöffen fragen
sich dann (nicht ganz zu Unrecht): Wie kann noch von der
Unschuld des Angeklagten ausgegangen werden, wenn sein Ver-
teidiger doch vorhin für den Fall einer Bewährungsstrafe ein
Geständnis angeboten hatte?

Ferner sei angemerkt, dass das Bundesministerium der Justiz
und für Verbraucherschutz im Jahr 2018 eine Forschungsgruppe
beauftragt hat, unter anderem die Akzeptanz und den prakti-
schen Nutzen der Verständigungsvorschriften zu untersuchen.
Die Ergebnisse sind nun auf 540 (!) Seiten veröffentlich wor-
den und stellen den gesetzlichen Regelungen ein durchwach-
senes Zeugnis aus.38 Insofern bleibt abzuwarten, ob sich der
Gesetzgeber zeitnah zu grundlegenden Neuregelungen veran-
lasst sieht.

Angesichts dieser aufgezeigten Schwierigkeiten sollte ein
Gericht genau abwägen, ob es das Verfahren mit den Risiken
einer Verständigung belasten oder nicht besser eine „normale“
Beweisaufnahme bevorzugen sollte. Wenn die Anfrage eines
Verteidigers bezüglich eines „Rechtsgesprächs“ erfolgt, sollte
die grundsätzliche Antwort daher lauten: „Nein, danke“.

Bildrechte: Autor (B 1); F. Ellermann (B 2); Redaktion (B 3).
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Audiovisuelle
Vernehmung
bei Opfern von
Sexualdelikten –
Handlungsanleitung

zur Implementierung (Teil 1)
Von POK`in Ann-Kristin Langletz M.A. und Prof. Dr. Rita Bley, Cloppenburg/Güstrow1

Von der inzwischen seit mehr als 20 Jahren bestehenden Möglichkeit
der audiovisuellen Vernehmung wird auch heute, trotz der stetigen
Ausdehnung des Anwendungsrahmens, kaum Gebrauch gemacht. In
diesem Artikel soll ergründet werden, wie den offensichtlich beste-
henden Hindernissen entgegengewirkt werden kann, um die Akzep-
tanz zu erhöhen und Videovernehmungen als Routinevorgang in die
Bearbeitung von Sexualdelikten zu tradieren. Aus den gewonnenen
Ergebnissen wurde eine Handreichung entwickelt, welche aus einer
empirischen Forschung zum Thema der audiovisuellen Vernehmung
die wichtigsten Rechtsvorschriften zur audiovisuellen Vernehmung
und Grundsätze zur Durchführung zusammenfasst. Im ersten Teil
werden die rechtlichen Voraussetzung und viktimologischen Grund-
lagen dargestellt, in der nächsten Ausgabe folgen der empirische Teil
mit der entwickelten Handreichung.

1 Ausgangslage

Bereits 1998 fand im Rahmen des Zeugenschutzgesetzes der § 58a
StPO Aufzeichnung der Vernehmung in Bild und Ton Einzug in
die StPO.2 Im Gesetzesentwurf heißt es: „Der Zeuge ist eines der
wichtigsten strafprozessualen Beweismittel. Seinem Anspruch auf
ein faires Verfahren und die Wahrung seiner berechtigten Interes-
sen muß das Strafverfahrensrecht Rechnung tragen.“3 Die Einfüh-
rung des § 58a StPO (i.V.m. § 255a StPO) zielte vorrangig darauf
ab, dem Richter die Möglichkeit zu eröffnen eine erneute Aussage
des Opfers in der Hauptverhandlung durch das Abspielen der auf-
gezeichneten früheren Vernehmung zu verhindern und dadurch
sekundäre Viktimisierung im Verfahren zu reduzieren. Durch die
frühzeitige Aufzeichnung und Konservierung der ersten Aussage

des Opfers wird eine große Aussagekraft der Vernehmung erzielt.
Die Erinnerungen sind weitgehend unbeeinflusst und die Schilde-
rungen des Opfers können durch die Bild- und Tonaufzeichnung
in Gestik und Mimik nachvollzogen werden.4 Doch von der inzwi-
schen seit mehr als 20 Jahren bestehenden Möglichkeit der audio-
visuellen Aufzeichnung der Vernehmung wird auch heute, trotz der
stetigen Ausdehnung des Anwendungsrahmens dieser Vorschrift,
kaum Gebrauch gemacht.5 Exemplarisch hierfür ist eine Strafak-
tenanalyse aus dem Jahr 2016, aus der hervorgeht, dass lediglich
20% der Opfer von Sexualdelikten audiovisuell vernommen wur-
den.6 Zudem wurde festgestellt, dass viele Opfer das Ermittlungs-
verfahren auch in der heutigen Zeit als Belastung empfinden. Über
negative Gefühle berichteten die Betroffenen bereits, wenn es um
die Anzeigeerstattung und Vernehmung durch die Polizei geht, sie
wurden hierbei nicht verstanden oder hatten den Eindruck, dass
ihnen nicht geglaubt wurde. Die von den Beamten angefertigten
Protokolle und Mitschriften entsprechen nur teilweise dem, was
von der Tat berichtet worden war.7 Volbert konstatiert dazu, dass
unguten Gefühlen und Empfindungen des Opfers durch die audio-
visuelle Aufzeichnung der Vernehmung entgegengewirkt werden
kann.8 Doch nicht nur aus Opferschutzgründen sollte die audio-
visuelle Aufzeichnung der Vernehmung bei Opfern von Sexualde-
likten immer in Betracht gezogen werden, sondern sie ist ebenso
von großer Bedeutung für den Beweiswert der Aussage. So bestä-
tigt Hartz: „Die Konservierung der tatnahen Erstaussage, die in der
Regel eine höhere Qualität hat, weil das Erinnerungsvermögen im
Laufe der Zeit abnimmt, führt außerdem dazu, dass der Sachverhalt
besser aufgeklärt werden kann. Durch den Einsatz von Videokonser-
ven werden […] auch besser verwertbare Aussagen erzielt.“9 Dieses
bestätigt eine Untersuchung aus Bremen, in der die Gründe für die
hohen Einstellungsquoten bei Sexualdelikten analysiert wurden.
Es wurde festgestellt, dass die Aussage des Opfers in vielen Verfah-
ren das wichtigste und häufig auch das einzige Beweismittel dar-
stellt. Der exakten Dokumentation der ersten ausführlichen Ver-
nehmung auch bei erwachsenen Opfern kommt daher eine große
Bedeutung zu.10 Die zu dieser Thematik veröffentlichten Forschun-
gen kamen allesamt zu dem Ergebnis, dass der Einsatz von Video-
technik in diesem Zusammenhang große Vorteile für das Opfer, die
Vernehmungsbeamten, die Wahrheitsfindungen und das gesamte
Verfahren mit sich bringt.11 Swoboda (2002) stellte fest, dass die
Möglichkeit der richterlichen Videovernehmung trotz vorhandener
technischer Ausstattung selten bis kaum genutzt wird. Als Gründe
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hierfür wurden technische Probleme und der enorme Aufwand
solcher Vernehmungen genannt.12 Vogel (2003) bestätigte, dass
von der Möglichkeit der audiovisuellen Vernehmung nur in den
seltensten Fällen Gebrauch gemacht wird. Mangelhafte oder man-
gelnde technische Ausstattung, nicht vorhandene Fortbildungen,
ein hoher Aufwand sowie organisatorische Schwierigkeiten, beson-
ders in Form von fehlenden zeitlichen Kapazitäten bei den Rich-
tern wurden hier als Hindernisse angegeben.13 Aufgrund recht-
licher Bedenken wurde der Videovernehmung in der Vergangen-
heit wenig Bedeutung und Akzeptanz zugemessen.14 Bei Höttges
(2002) konnte vor allem der hohe zeitliche und personelle Mehr-
aufwand als Hindernis ausgemacht werden.15 Dieckerhoff (2006)
stellte i.B.a. die audiovisuellen Vernehmung kindlicher Opferzeu-
gen sexuellen Missbrauchs im Strafverfahren fehlende technische
und räumliche Ressourcen, Personalknappheit sowie einen Mehr-
aufwand bei der Durchführung fest, insbesondere auch, wenn es
um die Verschriftlichung der Vernehmung geht. Zudem berichte-
ten die Richter in den während der Untersuchung von Diekerhoff
geführten Interviews über Hemmnisse aufgrund der so geschaffe-
nen Überprüfbarkeit ihrer Vernehmungsarbeit, welche eine größere
Angreifbarkeit mit sich bringt.16 Scheumer (2007) stellte fest, dass
Videovernehmungen nur selten Anwendung finden.17 Rechtsunsi-
cherheiten in Bezug auf die Verschriftlichung und auf die Anwen-
dungsgebotenheit und technische Schwierigkeiten, die die Durch-
führung behindern, wurden als Gründe genannt.18 Eine audiovisu-
elle Vernehmung stellt besondere Ansprüche an den Vernehmer: Er
muss sich auf das Opfer einstellen, die Schilderungen über die Tat
aushalten und besonders auf die Art der Fragestellung achten, um
das Opfer in seiner Aussage nicht zu beeinflussen.19 Die Ergebnisse
der Befragung zeigen ebenso, dass die durch die Polizei im Ermitt-
lungsverfahren getätigten audiovisuellen Vernehmungen in den
Hauptverhandlungen keinerlei Beachtung fanden. Wenn audiovi-
suelle Vernehmungen durch Richter durchgeführt wurden, gestal-
tete sich insbesondere die Terminfindung bei Gericht schwierig.
Auch die Qualität der richterlichen Vernehmung wurde aufgrund
der geringen Erfahrung und mangelnder Fortbildung problema-
tisch gesehen.20 In der Bremer Expertenbefragung (2012) wurde
festgesellt, dass die audiovisuelle Aufzeichnung der Vernehmung
aufgrund mangelnder Technik gar nicht möglich sei, die Proto-
kollierung der Vernehmung erfolgte immer noch handschriftlich.21

In der Untersuchung von Bartoszek et. al (2012) gaben 75% der
befragten Polizeibeamten an, dass sie von den technischen Mög-
lichkeiten aufgrund des hohen zeitlichen Aufwandes und ihrer
mangelnden Erfahrung keinen Gebrauch machen, obwohl sie um
die Vorteile der audiovisuellen Vernehmung wissen.22 Um die
beschriebenen „Vollzugsdefizite“23 zu exterminieren, veröffent-
lichte die Bundesregierung im Mai 2019 die „Eckpunkte zur Moder-
nisierung des Strafverfahrens“, welche in Punkt 12 die audiovisu-
elle Vernehmung von Opferzeugen beinhaltet.24 Die audiovisuelle
Aufzeichnung der Vernehmung bei Opfern von Sexualdelikten
durch einen Richter wurde am 13.12.2019 verpflichtend von einer
Soll- zur Muss-Regelung normiert.25 Unberührt von dieser Vor-
schrift bleibt die Möglichkeit für Polizeibeamte bestehen, audio-
visuelle Vernehmungen durchzuführen.26 Die Neueinführung des
§ 58a Abs. 1 S. 3 StPO zeigt die besondere Bedeutung der audiovi-
suellen Protokollierung der Aussage für die Optimierung des Straf-
prozesses und den Opferschutz.

2 Rechtliche Grundlagen

Die audiovisuelle Vernehmung findet ihre gesetzliche Legitimation
in § 58a StPO.27 Ziel des Zeugenschutzgesetzes aus dem Jahr 1998
war es, die Stellung des Zeugen im Strafverfahren zu verbessern
und dafür Sorge zu tragen, dass die Belastungen insbesondere für

kindliche und schutzbedürftige Opfer durch den Einsatz audiovi-
sueller Vernehmungsmethoden reduziert werden.28 Doch nicht nur
der Opferschutz, auch die Bedeutung der Bild-Ton-Aufzeichnung
für die Beweiskraft der Aussage wurde vom Gesetzgeber erkannt
als „eines der wichtigsten strafprozessualen Beweismittel“29. Durch
eine bessere Dokumentation der Vernehmungssituation sollte
Beweisverlusten entgegengewirkt werden.30 Durch das Gesetz zur
Stärkung der Rechte von Verletzten und Zeugen im Strafverfahren
wurde 2009 der § 58a StPO derart erweitert, dass die Aufzeichnung
von Vernehmungen in Bild und Ton nun auch im Ermittlungsver-
fahren durch Polizeibeamte möglich war.31

Zudem wurde die Altersschutzgrenze des Opfers auf 18 Jahre
angehoben.32 § 58a Abs. 1 S. 2 StPO sah vor, dass die audiovisuelle
Vernehmung eines Zeugen immer dann erfolgen soll, wenn dieser
minderjährig und besonders schutzbedürftig ist oder die Gefahr
besteht, dass er in der Hauptverhandlung nicht mehr aussagen
kann. In den folgenden Jahren schlossen sich weitere Gesetzes-
änderungen zur Intensivierung und Ausweitung der Norm an.33

So legte das Gesetz zur Stärkung der Rechte von Opfern sexuellen
Missbrauchs vom 26.6.2013 fest, dass nun gleichermaßen erwach-
sene Opfer, die aber während der Tat minderjährig waren, richter-
lich vernommen und dabei in Bild und Ton aufgezeichnet werden
müssen.34 In der Gesetzesbegründung wurde insbesondere auf eine
gesteigerte Geständnisbereitschaft des Beschuldigten durch das
Vorspielen der Opferaussage hingewiesen.35 Das Gesetz zur Moder-
nisierung des Strafverfahrens trat am 13.12.2019 in Kraft und nor-
miert § 58a Abs. 1 S. 3 StPO.36 Die Vernehmung muss seither bei
Opfern von Sexualdelikten nach Würdigung der Gesamtumstände
durch einen Richter erfolgen und hierbei audiovisuell aufgezeich-
net werden. Diese Regelung erteilt dem Richter die Entscheidungs-
hoheit in Bezug auf die Notwendigkeit einer erneuten Verneh-
mung des Opfers in der Hauptverhandlung.37

Gem. § 58a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 StPO muss eine Zeugenaussage audio-
visuell aufgezeichnet werden bei minderjährigen Opferzeugen oder
solchen, die zur Tatzeit unter 18 Jahre alt waren. Die Vorschrift
bezieht sich auf Opfer solcher Taten, die im § 255a Abs. 2 StPO
aufgeführt sind. Hierbei handelt es sich um Delikte gegen die
sexuelle Selbstbestimmung, gegen das Leben oder die persönliche
Freiheit. Aus dem Wortlaut des § 58a Abs. 1 S. 2 StPO geht her-
vor, dass sich die Notwendigkeit der audiovisuellen Aufzeichnung
darauf stützt, dass durch sie die Wahrung der „schutzwürdigenden
Interessen“ des Opfers erfolgen kann. Als besonders schutzwür-
dige Personen sind im Gesetzesentwurf „Opfer von Gewalttaten,
alte Menschen oder gefährdete Zeugen, denen bereits aus der Zeu-
geneigenschaft erhebliche Belastungen erwachsen können“38 aufge-
führt. Das schützenswerte Interesse dieser Personen kann durch
eine Belastungsreduzierung gewahrt werden. Diese kann einzel-
fallabhängig entweder durch die Ersetzung der Aussage in der
Hauptverhandlung durch die zuvor aufgezeichnete Vernehmung
des Opfers, die Reduzierung von Mehrfachvernehmungen, die grö-
ßerer Geständnisbereitschaft des Beschuldigten oder anhand der
höhere Beweiskraft der Opferaussage durch die audiovisuelle Doku-
mentation erfolgen.39 Gemäß § 58a Abs. 1 S. 2 Nr. 2 StPO soll eine
Aussage audiovisuell aufgezeichnet werden, wenn zu befürchten
ist, dass der Zeuge in der Hauptverhandlung nicht mehr aussagen
kann. Die Besorgnis besteht bei Vorliegen einer schwerwiegenden
Krankheit und hohem Alter des Betroffenen, aber auch bei Opfern
von Sexualdelikten oder anderen Gewaltdelikten, die aufgrund
ihrer psychischen Verfassung nicht zu einer erneuten Aussage in
der Lage sind.40 Somit beschränkt sich § 58a Abs. 1 S. 2 StPO nicht
nur auf Minderjährige, sondern soll, insbesondere wenn es um den
Opferschutz geht, auch bei Erwachsenen angewendet werden.41 Die
Aufzeichnung der Vernehmung dient in diesem Fall insbesondere
als Beweissicherung der Aussage.42 § 58a Abs. 1 S. 2 StPO sieht
vor, dass der Zeugen durch einen Richter vernommen wird, weil
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gem. §§ 255a Abs. 2 StPO nur eine richterliche und nicht eine
polizeiliche Vernehmung die Aussage des Opfers in der Hauptver-
handlung ersetzen kann. Die Durchführung und Aufzeichnung
der Vernehmung in Bild und Ton durch die Polizei ist hier jedoch
nicht ausgeschlossen und kann nach Würdigung der Umstände
ebenfalls erfolgen.43 Gleichwohl es sich bei der Rechtsnorm aus
§ 58a Abs. 1 S. 2 StPO um eine Soll- und keine Mussvorschrift
handelt, bestätigt die Rechtsprechung, dass der Gesetzgeber hierin
bereits eine Verpflichtung zur audiovisuellen Aufzeichnung der
Vernehmung geschaffen hat.44 Eine konsequente Umsetzung fin-
det in der Praxis indessen nicht statt.45 Der neu eingeführte § 58a
Abs. 1 S. 3 StPO ergänzt die bisherigen Bestimmungen der Rechts-
norm und schreibt vor, dass die Vernehmung bei Opfern von Sexu-
aldelikten nach Gesamtwürdigung der vorherrschenden Umstände
und unter Beachtung der Schutzbedürfnisse des Betroffenen durch
einen Richter vorzunehmen ist und dabei per Gesetz audiovisu-
ell aufgezeichnet werden muss. Dies bedarf des Einverständnis-
ses des Opfers.46 Die angefertigte Videoaufzeichnung ist gem.
§ 58a Abs. 4 StPO ausschließlich im Rahmen eines Strafverfahrens
zu verwenden und nur rechtmäßig, solange sie zur Wahrheitser-
forschung notwendig ist. Dies ist sie immer dann, „wenn die Ver-
wendung der Aufzeichnung ergiebiger ist als die reine Verlesung der
Niederschrift der Vernehmung“47. Da bei der audiovisuellen Doku-
mentation die wortgenaue Aussage des Zeugen, seine Emotionen
und seine Regungen sowie seine geistige Verfassung unverändert
und ungefiltert aufgezeichnet werden, ist davon auszugehen, dass
das Abspielen eines Vernehmungsvideos in der Regel ergiebiger
ist als die Verlesung einer Niederschrift.48 Über die audiovisuelle
Vernehmung ist gem. §§ 168 ff. StPO ein Protokoll anzufertigen.
In der Literatur wird auf die Problematik der Vollverschriftlichung
der Videoaufzeichnung hingewiesen, welche sich als zeitaufwen-
dig und äußerst umfangreich darstellt.49 Das Gesetz schreibt eine
solche Vollverschriftung jedoch nicht vor. Artkämper und Schil-
ling verweisen darauf, dass die Anfertigung eines Inhaltsproto-
kolls, in dem die wichtigsten Kernpunkte zusammengefasst sind,

als Protokoll ausreicht.50 Über die Überlassung der audiovisuellen
Aufzeichnung der Vernehmung im Rahmen der Akteneinsicht kann
der Zeuge gem. § 58a Abs. 2 S. 6 StPO bestimmen. Zeigt er sich
nicht damit einverstanden, dass beispielsweise dem Verteidiger des
Angeklagten eine Kopie der Vernehmungsaufzeichnung zur Ver-
fügung gestellt wird, so erfolgt gem. § 58a Abs. 3 S. 1 StPO die
Einsichtnahme der Videoaufzeichnung entweder durch den Ver-
teidiger bei der StA oder diesem wird eine Abschrift der Verneh-
mung ausgehändigt.51 Über die Möglichkeit des Widerspruchs ist
der Zeuge gem. § 58 a Abs. 3 S. 4 StPO zu belehren. Der Opferzeuge
hat gem. § 255a Abs. 2 S. 1 bis 3 StPO das Recht, anzugeben, dass
er mit dem Abspielen der Videokonserve in der Hauptverhandlung
nicht einverstanden ist. Hierauf ist ebenfalls hinzuweisen.

Liegen die gesetzlichen Vorgaben zur Aufzeichnung der Ver-
nehmung in Bild und Ton vor und muss diese durch einen Rich-
ter durchgeführt werden, ist sie durch den Polizeibeamten über
die Staatsanwaltschaft anzuregen.52 Dem Beschuldigten und sei-
nem Rechtsbeistand wird gem. § 168c Abs. 2 StPO die Möglich-
keit gegeben, anwesend zu sein und im Anschluss Fragen an das
Opfer zu richten.53 Der § 168e S. 4 StPO ermöglich die Verneh-
mung in Abwesenheit des Beschuldigten. Üblich ist, dass die-
ser sich mit seinem Verteidiger in einem Nebenraum befindet,
in welchen die Anhörung in Echtzeit übertragen wird.54 Ablauf
und Ausgestaltung einer audiovisuellen Vernehmung werden in
den Richtlinien für das Strafverfahren und das Bußgeldverfahren
(RiStBV) modifiziert.55 Gem. Nr. 19 Abs. 2 RiStBV werden wäh-
rend der Durchführung der Bild-Ton-Aufzeichnung sowohl die zu
vernehmende Person, als auch der Vernehmer von der Kamera-
perspektive eingefangen, um etwaige Beeinflussungen des Opfers
auszuschließen. Aus der Praxis wird empfohlen Datum und Uhr-
zeit mit in das Bild zu bringen. Da die audiovisuelle Vernehmung
auch die Rechtmäßigkeit der Vernehmung zu dokumentieren hat,
soll sich die Aufzeichnung über die gesamte Dauer der Verneh-
mung erstrecken, die Belehrung des Zeugen sowie sämtliche Fra-
gen und Antworten sind aufzuzeichnen.56

REZENSION
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Die Einführung der audiovisuellen Zeugenvernehmung in
die Hauptverhandlung wird u.a. in §§ 250-255a StPO geregelt.
Stützt sich die Beweiserbringung auf die Aussage eines Zeu-
gen, so ist dieser gemäß dem Grundsatz der persönlichen Ver-
nehmung in der Verhandlung anzuhören. Seine Aussage darf
gem. § 250 Abs. 1 S. 2 StPO nach dem Unmittelbarkeitsgrund-
satz nicht durch das Abspielen der audiovisuellen Vernehmung
ersetzt werden.57

Der § 251 StPO nennt Ausnahmen: So ist die Verlesung des Pro-
tokolls und somit auch das Vorspielen der audiovisuellen Verneh-
mung gem. § 251 Abs. 1 Nr. 1 StPO gestattet, sofern alle Verfah-
rensbeteiligten zustimmen. Der Angeklagte, sein Verteidiger und
der Staatsanwalt müssen sich also mit der Einsichtnahme ein-
verstanden zeigen.58 Außerdem darf der Zeuge dem Abspielen
der Videovernehmung in der Hauptverhandlung nicht unmittel-
bar nach seiner Vernehmung widersprochen haben. Kann sich ein
Zeuge in der Hauptverhandlung nicht vollständig erinnern oder
kommt es zu Widersprüchen in Bezug auf frühere Aussagen, so
können zur Gedächtnisunterstützung gem. § 253 StPO Teile der
aufgezeichneten Vernehmung abgespielt werden. Voraussetzung
ist, dass die Vernehmung in der Hauptverhandlung auch unter
Vorhalt, also die Verlesung einzelner Abschnitte des Protokolls,
nicht zielführend war.59 Der Richter hat zudem zu prüfen, ob das
Einsehen der audiovisuellen Vernehmung des Zeugen ergiebiger
sein kann als das Verlesen des Vernehmungsprotokolls. Über die
vollständige Ersetzung der Zeugenvernehmung in der Hauptver-
handlung durch das Abspielen der Vernehmungsaufzeichnung
bestimmt § 255a Abs. 2 StPO, danach ist es möglich, dem Zeugen
eine erneute Aussage vor Gericht zu ersparen, wenn seine Verneh-
mung zuvor durch einen Richter vorgenommen und audiovisuell
aufgezeichnet worden ist. Die Durchbrechung des Unmittelbar-
keitsgrundsatzes wird in diesem Fall mit dem Schutz des Opfers
vor den Belastungsfaktoren des Strafverfahrens, insbesondere mit
der Vermeidung von Mehrfachvernehmungen, begründet.60

3 Opfer von Sexualdelikten

Der viktimologische Opferbegriff bezieht sich auf Opfer von
Gewalttaten, also auf die Personen, denen unmittelbar Gewalt
durch einen anderen Menschen beigebracht wurde.61 Dabei sind
Opfer von Sexualdelikten solche, die von einer Sexualstraftat
des 13. Abschnitt des StGB betroffen sind. Unabhängig von
Geschlecht oder Alter kann jede Person einem Sexualdelikt zum
Opfer fallen. Die Zahlen der PKS zeigen jedoch, dass ein Groß-
teil im Hellfeld weiblich ist, männliche Betroffene bringen die-
ses in den meisten Fällen eher nicht zur Anzeige.62

Der Prozess des Opferwerdens wird als Viktimisierung bezeich-
net. Dieser Vorgang wird dadurch ausgelöst, dass der Betroffene
ein eintretendes Ereignis als unkontrollierbar und dem eigenen
Willen entgegenstrebend wahrnimmt.63 Insgesamt lassen sich vier
Stufen der Viktimisierung unterscheiden, die inkrementell ablau-
fen. Die primäre entsteht durch die Tat selbst und die damit ver-
bundenen körperlichen und seelischen Verletzungen.64 Von sekun-
därer Viktimisierung wird gesprochen, wenn Personen des nahen
Umfeldes, wie Familienmitglieder, Freunde oder Angehörige von
Institutionen in einer vom Opfer als unangebracht empfundenen
Weise reagieren, sodass sich dadurch eine erneute Schädigung
entwickelt.65 Dies kann auch eine unangemessene Behandlung
durch die Polizei bei der Anzeigenaufnahme sein oder Beeinträch-
tigungen durch das Verfahren vor Gericht, insbesondere wenn
dem Opfer nicht geglaubt oder dieses nicht ernst genommen wird.
Die Übernahme des Opferstatus in das persönliche Selbstbild wird
als tertiäre Viktimisierung bezeichnet.66 Darunter werden jedoch
auch traumatische Reaktionen subsummiert.67 Unter quartärer

Viktimisierung werden Schädigungen durch das bewusste oder
unbewusste Negieren der Opfereigenschaft verstanden.68

Ist einer Person eine Straftat widerfahren, so ist sie nicht
nur Opfer, sondern auch Zeuge. Swoboda bezeichnet diesen als
„zentrales Beweismittel des Strafprozesses“69 und weist dem
Zeugen eine außerordentliche Rolle zu, wenn es um die Aufklä-
rung von Straftaten und die Wahrheitsfindung geht.

Untersuchungen zu Belastungsfaktoren von Opfern von Sexu-
aldelikten im Verlauf des Strafverfahrens haben ergeben, dass
nahezu alle Opfer bereits von einer großen Belastung sprechen,
die sich während der Anzeigenaufnahme und den Vernehmungen
durch die Polizei ausbildet. So schilderten die Betroffenen, dass
sie während und nach der Anzeigenerstattung mehrfach durch
unterschiedliche Beamte befragt und vernommen worden sind,
was von ihnen deutlich als negativ empfunden wurde. Dadurch,
das Opfer ihre Aussage mehrmals in verschiedenen Situationen
wiederholen mussten, wurde ihnen das Gefühl gegeben, nicht
glaubhaft zu sein und dass die Beamten an dem von ihnen
geschilderten Tatgeschehen zweifeln. Zudem erweckte das Drän-
gen der Polizisten zur Wiederholung der Aussage den Anschein,
als wenn diese zu Beginn nicht richtig dokumentiert wurde und
deshalb erneut zu Protokoll gegeben werden musste. Einige Opfer
berichten darüber, dass die durch die Vernehmer gefertigten Nie-
derschriften nur teilweise das beinhalteten, was durch sie im
Vorfeld von der Tat berichtet worden war.70

Auch das Strafverfahren kann mit einigen belastungsinitiierenden
Herausforderungen für die Geschädigten verbunden sein. Besonders
kindliche Opfer können, ausgelöst durch die unbekannte Situation
vor Gericht, enorme Stressbelastungen empfinden. Durch man-
gelndes Wissen über den Ablauf und den Ausgang des Verfahrens
sowie damit einhergehende lange Wartezeiten verspüren die Opfer
innerlichen Druck und bilden zudem aufgrund ihrer Unsicherheit
zusätzliche Ängste aus.71 Auch der Umstand, dass das Opfer in der
Hauptverhandlung in Anwesenheit des Angeklagten durch den
Richter vernommen wird, ist als großer Belastungsfaktor zu nennen.
Während der Befragung und den damit teilweise einhergehenden
Mehrfachvernehmungen muss sich das Opfer das Geschehene, den
Tatablauf und die damit verbundenen Emotionen und Schmerzen
aktiv zurück ins Gedächtnis rufen. Dies stellt eine große Herausfor-
derung für die Geschädigten dar, kann aber nicht vermieden wer-
den. Swoboda nennt dieses Dilemma einen „Zielkonflikt zwischen
Zeugenschutzbelangen, Verteidigungsinteressen und dem Gebot
einer Wahrheitsermittlung“72. Weis spricht von einer „doppelten
Opferrolle“73, begründet darin, dass vielen Vergewaltigungsopfern
vor Gericht eine Mitschuld an dem Geschehen gegeben oder diese
zumindest durch die Fragen des Verteidigers impliziert wird. Eine
solche Behandlung, kann eine sekundäre Viktimisierung auslösen.74

Opfer von Sexualdelikten erfahren nach der Tat ein „Perpetuum
mobile der Viktimisierung“75. Viele von ihnen berichten über
massive körperliche und seelische (Langzeit)Schäden, bis hin
zur Entwicklung einer Posttraumatischen Belastungsstörung.76

Zudem ist es möglich, dass aufgrund des großen Angstgefühls
während der Tat, Reaktionen im Gehirn einsetzen, die die Wahr-
nehmung beeinträchtigen. Dies geschieht als eine Art Schutz-
funktion des Körpers. Durch Verdrängungsreaktionen kann es
ebenso vorkommen, dass Erinnerungen an die Tat bruchstückhaft
und zusammenhangslos sind.77 Diese Umstände sollten während
einer Vernehmung des Opfers stets berücksichtigt werden.

4 Vorteile und Probleme der audiovisuellen
Vernehmung

Die Vorteile einer audiovisuellen Vernehmung sind darin zu sehen,
dass es sich um eine umfängliche, wortgetreue Dokumentation
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handelt. Es kann eine tatnahe Konservierung der Aussage78 ohne
Erinnerungsbeeinflussung gelingen. Die Überprüfbarkeit der Aus-
sageentstehung führt dazu, dass der Vernehmung ein höherer
Beweiswert zukommt. Suggestionen werden erkannt und doku-
mentiert79, Vernehmungsfehler und Missverständnisse werden
festgestellt. Die Dokumentation „trägt nicht die sprachliche Hand-
schrift der Verhörperson“80 und auf Eindrucksvermerke der Verneh-
mer kann verzichtet werden. Die Erfahrungen haben gezeigt, dass
eine höhere Geständnisbereitschaft des Beschuldigten gegeben ist.
„Opferzeuginnen und Opferzeugen zeigen in der richterlichen Ver-
nehmung oftmals deutlich mehr Emotionen als im Gerichtssaal, was
zur Folge hat, dass eine höhere Geständnisbereitschaft von Beschul-
digten besteht.“81 Ein Beispiel für die Erinnerungsbeeinflussung
stellt der Nachinformationseffekt dar, d.h. Informationen, die
das Opfer nach der Tat durch Gespräche mit anderen Personen,
das Lesen von Medienberichten oder anderen Umständen erlangt
werden durch Vorgänge im Gehirn mit den alten, ursprünglichen
Erinnerungen zusammengeführt. Die eigenen Erinnerungen wer-
den hierbei von den neuen Informationen überlagert und verän-
dert.82 Durch das Abspielen des Videos in der Hauptverhandlung
(§ 255a Abs. 2 StPO) wird sekundäre Viktimisierung vermindert,
d.h. dem Betroffenen wird die belastende Situation erspart, detail-
liert über die Tat und alle damit einhergehenden Erniedrigungen
vor Gericht unter den Augen des Angeklagten auszusagen.83 Hält
sich der Vernehmer an die Grundsätze der Zeugenvernehmung und
zeichnet die Vernehmung audiovisuell auf, wird dem Opfer zum
einen gezeigt, dass es ernst genommen wird, zum anderen kann
eine Mehrfachvernehmung verhindert werden.

Probleme mit der Bild-Ton-Aufzeichnung zeigen sich zumeist
in der praktischen Umsetzung und Durchführung. Der Vernehmer

regt über den Staatsanwalt eine richterliche Vernehmung an
und vereinbart einen Termin. Das Opfer muss bei der Anzeigeer-
stattung schon über die Tat berichten, denn die Polizei ist ver-
pflichtet, erste Erkenntnisse aus der Aussage zum Zwecke der
Täterergreifung und der Spurensuche zu erlangen. Sollte diese
Vernehmung bereits audiovisuell aufgezeichnet werden, wird das
Opfer bei der richterlichen Vernehmung erneut videografiert und
muss das Geschehene wiederholen und durchleben. Dies stellt
eine Mehrfachvernehmung dar, die im Sinne des Opferschutzes
zu verhindern ist. Die richterliche Vernehmung wird in der Regel
in einem größeren zeitlichen Abstand zur Tat stattfinden.84 Dar-
über hinaus verfügen Richter nicht immer über die notwendi-
gen Schulungen und Erfahrungen im Bereich der Opferzeugen-
vernehmung. Richter stehen nahezu alltäglich unter Zeitdruck,
eine audiovisuelle Vernehmung durchzuführen bedeutet Mehr-
belastung. Dies kann dazu führen, dass sich die Opfer während
der richterlichen Vernehmung nicht ausreichend wahrgenommen
fühlen, was wiederum eine geringere Aussagebereitschaft her-
vorbringt.85 Die richterliche Vernehmung muss unter Einhaltung
der Mitwirkungsrechte des Beschuldigten durchgeführt werden,
was ein erneutes Zusammentreffen zwischen Opfer und Täter
bedeuten kann. Selbst wenn der Beschuldigte der Vernehmung
nicht direkt beiwohnt, schildert das Opfer in dieser Situation die
Umstände der Tat mit dem Wissen, dass der Beschuldigte sich im
Nebenraum befindet und die Vernehmung verfolgt. Ein weiterer
Nachteil wird in dem großen Aufwand bei der Durchführung der
audiovisuellen Vernehmung, die oft mit technischen Problemen
oder mangelnder Ausstattung verbunden ist, gesehen.86

Bildrechte: Ann-Kristin Langletz.
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Dateneingriffe zur
vorbeugenden Krimi-
nalitätsbekämpfung
(Teil 1)

Von Gerrit Domenghino LL.M., Münster1

1 Agieren statt reagieren

„Wenn Terroristen ihre Anschläge per WhatsApp planen, können wir
uns kein Polizeigesetz aus dem Wählscheiben-Zeitalter leisten.“2 Mit
dieser etwas plakativ wirkenden Aussage hat der NRW-Innenminis-
ter Herbert Reul die derzeitige Lage mit wenigen Worten drastisch
beschrieben. Während die (organisierte) Kriminalität das Internet
und den Missbrauch von Daten längst für ihre perfiden Machen-
schaften entdeckt und nutzbar gemacht hat, ist die (vorbeugende)
Kriminalitätsbekämpfung an die gesetzlichen Vorgaben gebunden.
Zwar können sich durch die Entwicklung immer leistungsfähigerer
Technik rein faktisch die polizeilichen Eingriffsmöglichkeiten erwei-
tern, ohne dass es einer Veränderung der gesetzlichen Befugnisse
dem Wortlaut nach bedarf,3 doch kann dieses auch kritisch gesehen
werden. Denn durch einen rasant – wenn nicht sogar exponentiell –
entwickelnden technischen Fortschritt steigt nicht nur die Möglich-
keit der Datenerhebung, sondern auch die Gefahr eines Grundrecht-
seingriffs, vor allem in Hinblick auf das Recht auf informationelle
Selbstbestimmung (RIS). In die Aussage des Innenministers kann
auch eine Forderung nach einer steten Anpassung der Polizeigesetze
und der darin konkret normierten Eingriffsbefugnisse, sowie eine
zeitgemäße Interpretation der verschriftlichten und bis dato zuge-
sprochenen Befugnisse in Hinblick auf die veränderte Lage, hinein-
interpretiert werden. Selbstverständlich nutzen die Polizeien heute
schon in weiten Teilen moderne Technologien wie dienstliche Smart-
phones, Drohnen oder spezielle Software. Vor allem im Rahmen der
Datengewinnung und -verarbeitung werden ihnen jedoch aufgrund
rechtlicher Vorschriften oder Bedenken teilweise Hindernisse in den
Weg gestellt, die es zu nehmen gilt, und die in manchen Fällen die
Polizei auch ins Wanken bringen kann. Im Allgemeinen wird im Bei-
trag der Fokus auf Maßnahmen der primären und sekundären Krimi-
nalprävention liegen, bei der einerseits die Ursachen der Entstehung
von Kriminalität so beeinflusst werden sollen, dass sie von vornhe-
rein unterbunden wird, und andererseits Maßnahmen zur Abschre-
ckung potentieller Täter vorsieht, da aufgrund dieser ein erhöhtes
Entdeckungsrisiko existiert.4

In diesem Teil des zweiteiligen Beitrags wird nach einem histo-
rischen Abriss zum Dateneingriff der Blick auf die Online-Streife
gelegt, die als einfache Form zur Sichtung von Daten im Rahmen
der präventiven Kriminalitätsbekämpfung genutzt werden kann.

2 Daten sind Gold

„Daten sind das Gold des 21. Jahrhunderts“5 ist ein geflügelter
Ausspruch, der metaphorisch den Wert von Daten in der heuti-
gen Zeit verdeutlichen soll. Unternehmen buhlen öffentlich um
die Daten der Menschen, und diese geben sie mehr oder weniger

bewusst preis. So gibt es zum Beispiel in Deutschland über 31 Mil-
lionen PAYBACK Kunden, die bereitwillig für ein paar Cent als glä-
serner Kunde dem in München ansässigen Unternehmen und sei-
nen Partnern eine detaillierte Analyse ihrer Kaufverhalten zuge-
stehen. Auch aus polizeilicher Perspektive sind Daten eine wich-
tige Informationsquelle, die zur Prognose möglicher Straftaten
herangezogen werden kann. Die Sicherheitsbehörden dürfen von
einer so offenen Preisgabe persönlicher Daten, wie es im Falle der
konsum- und sparorientieren Punktesammler, jedoch nur träumen.
Denn gerade ihre „Kunden“ möchten tunlichst vermeiden, dass zu
viel über sie und ihre Machenschaften ans Licht gerät. Also halten
sie sich lieber im Dunkeln und versuchen den Sicherheitsbehörden
die Jagd auf ihren Daten und auf sich selbst so schwer wie möglich
zu machen. Um dennoch an die gewünschten Daten zu gelangen,
müssen sich die Sicherheitsbehörden im Rahmen ihrer gesetzlich
zugesprochenen Möglichkeiten bewegen, um mithilfe von Daten
präventiv zur Kriminalitätsbekämpfung tätig zu werden. Dabei
muss der Staat stets die Waage zwischen seiner Schutzpflicht
gegenüber den Bürgern und den Grundrechten derselbigen waren.

3 Dateneingriff – Ein Blick zurück

Die heutigen Befugnisse der Sicherheitsdienste in Deutschland
sind unter anderem bedingt durch die langen Schatten einer düs-
teren Zeit. Sowohl die Bürger der ehemaligen Deutschen Demokra-
tischen Republik als auch diejenigen unter uns, die die schreckli-
chen Zeiten des Nationalsozialismus miterleben mussten, haben
noch am eigenen Leib erfahren, was es heißt, in einem Überwa-
chungsstaat zu leben. Vergleichbar weitreichende Befugnisse der
Polizei und ihre zentralistische Struktur während des Nationalsozi-
alismus wollten die Besatzungsmächte nach dem Zusammenbruch

des Dritten Reichs um jeden
Preis verhindern. Neben
der Entnazifizierung waren
die Demokratisierung der
Bevölkerung und die Dezen-
tralisierung der Polizei vor-
rangige Ziele der Alliierten,
was vor allem in den briti-
schen und amerikanischen
Besatzungszonen dazu
führte, dass es zu einer
Beschränkung der polizeili-
chen Befugnisse und einer
„Entpolizeilichung“ der
Verwaltungsrechtsbereiche
kam.6 Auf dieser Grundlage

B 1: Das Smartphone als zeitgemä-
ßes Einsatzmittel der Landespolizei
Schleswig-Holstein.
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ist die heute in einigen Bundesländern vorzufindende grundsätz-
liche Trennung zwischen Behörden der allgemeinen Ordnungsver-
waltung, die originär für die Gefahrenabwehr zuständig sind, und
der Polizei im engeren Sinne, die diese Aufgabe lediglich subsidiär
durch den Polizeivollzugsdienst wahrzunehmen hat, zurückzu-
führen.7 So gibt es u.a. in Bayern, Berlin, Hamburg, Hessen, Nie-
dersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-
Holstein noch heute grundsätzlich eine organisatorische Trennung
der Behörden und ihrer Aufgabenbereiche. Diese organisatorische
Trennung findet sich in einigen Ländern auch bei der gesetzlichen
Regelung der Eingriffsbefugnisse wieder; wie in Bayern, Bran-
denburg, Nordrhein-Westfalen und Thüringen, wo es neben den
gesetzlichen Vorschriften für die Ordnungsbehörden für die Polizei
eigenständige Polizeigesetze (PolG) bzw. Polizeiaufgabengesetze
(PAG) gibt. Diese klare Trennung findet sich in den meisten ande-
ren Ländern nicht wieder, wo zwar die Behörden aus organisatori-
scher Sicht teils klar voneinander getrennt sind, sie für ihr Tätig-
werden jedoch auf dasselbe Eingriffsgesetz zurückgreifen.

Über die Jahre entwickelte sich das Polizeirecht in den ein-
zelnen Bundesländern sowohl aus organisatorischer als auch in
materiellrechtlicher Sicht sehr unterschiedlich. Um diesem Fli-
ckenteppich Einhalt zu gewähren und eine einheitlich geregelte
Verhinderung und Verfolgung von Straftaten zu fördern, gab es
schon früh Überlegungen für eine Vereinheitlichung oder zumin-
dest Anpassung der Polizeigesetze der Länder. Dieses Ziel wurde
durch die Herausforderungen forciert, die sich durch die Notwen-
digkeit des Einsatzes von Bundespolizei und Polizeien aus anderen
Ländern bei Großveranstaltungen ergaben: die Einsatzkräfte sahen
sich mit immer stärker auseinanderdriftenden Rechtsvorgaben am
jeweiligen Einsatzort konfrontiert und sollten dennoch rechtssi-
cher handeln. Im Jahre 1972 beschlossen die Innenminister der
Länder erstmalig einen Musterentwurf eines einheitlichen Polizei-
gesetzes des Bundes und der Länder (MEPolG), durch den eine ein-
heitliche Fassung geschaffen werden sollte, die sowohl in Fragen
des Rechts der Zwangsmittel als auch bei der Anwendung unmit-
telbaren Zwangs eine gleiche Gesetzesgrundlage schaffen sollte.8

In diesem ersten MEPolG waren jedoch noch keine Regelungen in
Bezug auf die Erhebung und Verarbeitung von personenbezogenen
Daten enthalten, da damals die Informationsbeschaffung und -ver-
arbeitung in der Mehrheit der Bevölkerung nicht als Grundrechts-
eingriff verstanden wurde.9 Die Einstellung in Bezug auf die Erhe-
bung und Verarbeitung von personenbezogenen Daten sollte sich
einige Jahre später jedoch grundlegend ändern. Mit dem Volks-
zählungsurteil des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) im Jahre
1983 hatte sich Rechtsauffassung durchgesetzt, dass unter „den
Bedingungen der modernen Datenverarbeitung […] der Schutz des
Einzelnen gegen unbegrenzte Erhebung, Speicherung, Verwendung
und Weitergabe seiner persönlichen Daten von dem allgemeinen Per-
sönlichkeitsrecht des GG Art 2 Abs 1 in Verbindung mit GG Art 1
Abs 1 umfasst“10 wird. Diese Entscheidung und das darin erstmalig

vom BVerfG umschriebene Grundrecht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung stärkte bei den Bürgern
das Bewusstsein bezüglich ihres Rechts, über die
Preisgabe und Verwendung der eigenen personen-
bezogenen Daten grundsätzlich selbst zu entschei-
den.11 In der Hinsicht war der einige Jahre später
entstandene Vorentwurf zur Änderung des MEPolG
im Jahre 1985 eine Weiterentwicklung, in dem
Fragen bezüglich des Dateneingriffs Berücksich-
tigung fanden. Der Vorentwurf stieß jedoch auch
auf Kritik, denn eine Beschränkung der Maßnahme
gegen Störer war nicht explizit formuliert, so dass
die Befürchtung geäußert wurde, dass jedermanns
Daten erhoben werden könnten, sobald es im
Sinne der polizeilichen Aufgabe der (abstrakten)

Gefahrenabwehr als nötig erachtet würde, und dadurch letztlich
eine Erweiterung und Vorverlagerung der polizeilichen Eingriffs-
maßnahmen erfolgt.12 In dem aktuell in Entstehung befindlichen
MEPolG finden sich indes – wie in den Polizei(aufgaben)gesetzen
– mannigfaltige Regelungen zum Dateneingriff, bei denen auch
zukünftige Entwicklungen in der Informationstechnik bestmöglich
Berücksichtigung gefunden haben. Denn letztlich muss es das Ziel
sein, „eine möglichst ländereinheitliche polizeiliche Datenerhebung
und Datenverarbeitung im Präventiven Bereich auf klarer gesetzli-
cher Grundlage zu erhalten.“13 Ansonsten besteht die Gefahr, dass
Kriminelle ihren Tätigkeitsort innerhalb der Bundesrepublik dort-
hin verlegen, wo Ihre Machenschaften keinen oder den vergleichs-
weisen geringsten strafrechtlichen Folgen unterworfen sind.

4 Online-Streife als präventive Maßnahmen zur
Kriminalitätsbekämpfung

Die Aufgabe der Polizei ist es, Gefahren für die öffentliche
Sicherheit und Ordnung abzuwehren und im Rahmen dieser Auf-
gabe Straftaten zu verhindern sowie präventiv zu bekämpfen.14

Um diesem nachzukommen und bei der Bevölkerung das Sicher-
heitsgefühl zu steigern, ist die Polizeistreife – sei es zu Fuß, auf
dem Fahrrad oder motorisiert – ein probates Mittel, da der Bür-
ger durch die Präsenz eines uniformierten Beamten den Eindruck
gewinnt, dass der Staat sein Gewaltmonopol wahrnimmt, als
direkter Ansprechpartner zur Verfügung steht und zwielichtige
Personen von möglichen Straftaten und Ordnungswidrigkeiten
abgeschreckt werden. Neben der Gefahrenabwehr, die als präven-
tive Maßnahme einen potentiellen Schadenseintritt verhindern
möchte, hat die Polizei auch die repressive Aufgabe der Strafver-
folgung, sprich im Nachgang zu einer begangenen Straftat oder
Ordnungswidrigkeit den Verantwortlichen zu identifizieren. Dabei
ist die Abgrenzung zwischen präventiven und repressiven Maß-
nahmen der Polizei nicht immer einfach und die Übergänge teil-
weise fließend, so dass eine Beurteilung am konkreten Einzelfall
vorgenommen werden muss.15 Relevant ist die Unterscheidung in
Hinblick auf die Ermächtigungsgrundlage, denn handelt es sich
um eine präventive Maßnahme, ist in der Regel eine Norm aus
dem Polizei(aufgaben)gesetz einschlägig, hingegen dürfte die
repressive Handlung im Normalfall auf die Strafprozessordnung
gestützt sein. Es gibt jedoch Maßnahmen, bei denen von vorn-
herein sowohl präventive als auch repressive Elemente denkbar
sind und somit eine Mischform vorliegt. Zu einer solchen Doppel-
funktionalität des polizeilichen Handels kann es kommen, wenn
mit ein und derselben Maßnahme einerseits mögliche Gefahren
beseitigt werden sollen, und andererseits die Verursacher verant-
wortlich gemacht und sanktioniert werden sollen.16 Ein Beispiel
für eine solche doppelfunktionale Maßnahme ist die sogenannte
„Online-Streife“.

B 3: Smartphone statt Merkbuch: Der Hamburger Polizei-
präsident Ralf Martin Meyer übergibt 1.400 Diensthandys.

B 2: Smartphones bei der Lan-
despolizei Rheinland-Pfalz.
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4.1 Online-Streife – Eine Begriffsbestimmung

Wenn ein Mitarbeiter der Polizei im Internet öffentlich zugängliche
Bereiche sichtet, wird dieses als Online-Streife, Internetstreife oder
hoheitliches Surfen bezeichnet. Dass das Internet kein rechtsfreier
Raum ist,17 dürfte inzwischen jedem bekannt sein. Anders aber als
in der realen Welt, scheint die Hemmschwelle für Straftaten ver-
schiedenster Couleur im Netz niedriger zu sein. Dies mag daran lie-
gen, dass sich die Täter dort durch die (gefühlte) Anonymität in
Sicherheit wägen und dadurch ein anderes Verhalten an den Tag
legen, als sie es im wirklichen Leben tun würden. In einer Gesell-
schaft, die das Internet und mobile Kommunikation als Selbstver-
ständlichkeit ansieht und diese Technik tagtäglich nutzt, sollte
es ebenso selbstverständlich sein, dass auch der Staat im Rahmen
der Gefahrenabwehr diese Bereiche regelmäßig frequentiert. Die
Online-Streife ist als polizeiliche Maßnahme derweil nicht so neu-
artig, wie man vielleicht denken könnte. Seit längerem zählt sie
zu den üblichen Maßnahmen der Polizei zu Präventionszwecken im
Internet.18 Bereits 1998 gab es im Landtag von Nordrhein-Westfalen
Stimmen die forderten, dass Polizeibeamte im Internet auf Streife
gehen sollten; primär um Kindesmissbrauch und Kinderporno-
graphie effektiver zu verfolgen und wirksamer zu bestrafen.19 Die
Polizei sollte technisch und personell so ausgestattet werden, dass
sie dazu befähigt ist, zur Gefahrenabwehr anlassunabhängig im
Internet zu surfen. Doch schon damals gab es Zweifler, die es als
Illusion bezeichneten, dass die bundesrepublikanische Polizei oder
gar eine Polizeidienstelle in der Lage wäre, das Internet effektiv zu
überwachen.20 Diese Bedenken dürften auch heute noch bestehen
und beim Blick auf die rasante Entwicklung des Internets und der
dort eingespielten Datenmenge noch größer geworden sein. Dass die
Streife im Internet nicht so schnell zur Selbstverständlichkeit und
zu einem Mittel der effektiven Gefahrenabwehr geworden ist, wie es
wünschenswert gewesen wäre, kann man auch aus den politischen
Zielen ableiten, die immer wieder formuliert wurden. So vereinbar-
ten beispielsweise die Parteien der Bundesregierung in ihrem Koali-
tionsvertrag im Jahr 2009, dass gemeinsam mit den Ländern durch
den Einsatz von Internetstreifen durch die Polizei eine verbesserte
Strafverfolgung in Kommunikationsnetzen erreicht werden solle.21

Vergleichbar mit der Streifenfahrt in der realen Welt, soll durch die
Präsenz von Polizeibeamten im virtuellen Raum sowohl eine gewisse
Abschreckung in Bezug auf potentielle Straftäter erzeugt, sowie bei
einer Straftat oder Gefahrensituation schnell reagiert werden, als
auch ein Sicherheitsgefühl beim Bürger gestärkt werden, dem der
Beamte als Ansprechpartner zur Verfügung steht.22

4.2 Rechtliche Einordnung

Nun kann man sich die Frage stellen, ob durch die Internetstreife
ein Grundrechtseingriff erfolgt, für den es einer entsprechenden
Ermächtigungsbefugnis bedarf, die das Handeln der Polizei legi-
timiert. Am naheliegendsten ist ein Eingriff in das Telekommu-
nikationsgeheimnis gem. Art. 10 Abs. 1 GG als auch eine Verlet-
zung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts und speziell das RIS
gem. Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG. Das BVerfG hat in einer
Entscheidung im Jahr 2002 konstatiert, dass „unter einem Grund-
rechtseingriff im Allgemeinen ein rechtsförmiger Vorgang verstanden
[wird], der unmittelbar und gezielt (final) durch ein vom Staat ver-
fügtes, erforderlichenfalls zwangsweise durchzusetzendes Ge- oder
Verbot, also imperativ, zu einer Verkürzung grundrechtlicher Freihei-
ten führt.“23 Diese Auffassung wurde weiterentwickelt, wobei der
Fokus auf die Bewertung der Wirkung staatlichen Handelns gelenkt
wurde. So kann bereits ein Grundrechtseingriff vorliegen, wenn es
dem Grundrechtsträger aufgrund von Staatshandeln nicht mehr
möglich ist, seine Grundrechte in vollem Umfang zu verwirklichen,

diese Beeinträchtigung dem Staat zuzuschreiben ist und sie eine
bestimmte Erheblichkeit aufweist.24 In Hinblick auf die Sichtung
des Internets hat das BVerfG in seiner Entscheidung zur Online-
Durchsuchung aus dem Jahre 2008 jedoch festgestellt, dass der
Staat nicht in Grundrechte eingreift, wenn er im Internet öffent-
lich zugängliche Kommunikationsinhalte wahrnimmt oder sich dort
an öffentlich zugänglichen Kommunikationsvorgängen beteiligt.25

Somit lässt sich festhalten, dass durch eine reine Online-Streife
noch kein Grundrechtseingriff vorliegt. Denn Nutzer des Inter-
nets und sozialer Netzwerke, die freiwillig ihre personenbezogenen
Daten der Öffentlichkeit oder zumindest einem nicht weiter abge-
grenzten Personenkreis zu Verfügung stellen, dürfen nicht darauf
vertrauen, dass Behörden diese Inhalte nicht beobachten.26 Auf-
grund des nicht vorhandenen Grundrechtseingriffs und fehlender
Spezialbefugnisse für eine schlichte Sichtung der im Internet ver-
fügbaren Inhalte kann diese Maßnahme aufgrund der allgemeinen
Aufgabenzuweisung in den Polizei(aufgaben)gesetzen erfolgen.
Sollten im Rahmen der Sichtung Auffälligkeiten zu einer geziel-
ten Suche im Netz führen, kann dieses auf Grundlage der General-
klausel erfolgen. Würden die im Zuge der allgemeinen Sichtung der
öffentlich zugänglichen Bereiche des Internets gewonnen Informa-
tionen jedoch gezielt zusammengetragen, gespeichert und – gege-
benenfalls durch die Kombination mit weiteren Daten – ausgewer-
tet, dann besteht dadurch die (abstrakte) Gefahr der Erstellung
eines Persönlichkeitsprofils der betroffenen Personen und somit
einer spezifischen grundrechtlichen Gefährdungslage für das RIS.27

4.3 Einsatz gegen Hasskriminalität

Der Einsatzbereich der Online-Streife zur präventiven Kriminali-
tätsbekämpfung ist sicherlich begrenzt, doch kann die Maßnahme
durchaus dort einen Erfolg erreichen, wo ein mahnendes Wort oder
allein die Präsenz von Polizei seine Wirkung zeigt. In den vergan-
genen Jahren ist es nach Ansicht der Bundesregierung im Inter-
net und insbesondere in den sozialen Netzwerken zunehmend zu
einer Verrohung der Kommunikation gekommen.28 Diese Art der
verbalen Entgleisung wird in seiner extremen Ausprägung auch als
Hasskriminalität bezeichnet und allgemein als ein Teil der politisch
motivierten Kriminalität verstanden.29 Um dieser effektiv begeg-
nen zu können wurde das Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsext-
remismus und der Hasskriminalität verabschiedet, welches zum 1.
Januar 2021 in Kraft treten sollte. In dessen Entwurf wurde das
Problem der Hasskriminalität ausführlich beschrieben: Im Inter-
net werden gegenüber Personen – häufig solche, die als Repräsen-
tanten für das Gemeinwesen tätig sind – vermehrt diffamierende
Äußerungen oder Morddrohungen ausgesprochen oder zu Gewalt
gegenüber diesen aufgerufen.30 Hier kann man die Chance sehen,
dass im Bereich der Hasskriminalität die Online-Streife in sozialen
Netzwerken frühzeitig eingreifen und Diskussionen durch gezielte
Kommentare sowie das Zeigen von Präsenz einfangen kann, bevor
die Nutzer und die Stimmung eskalieren. In Anbetracht der schon
heute und in Zukunft noch wachsenden Menge von potentiell straf-
baren Inhalten sind die Sicherheitsbehörden mit einer Herausforde-
rung konfrontiert, die nicht nur die Polizeien der Länder, sondern
auch die Staatsanwaltschaften und die Gerichte mehr als auslasten
könnten, so der Präsident des Bundeskriminalamts Holger Münch.31

Um diesen Datenmengen Herr zu werden, bedarf es sicherlich leis-
tungsfähiger Software, die mit Hilfe von lernenden Algorithmen
und künstlicher Intelligenz die Sicherheitsbehörden bei ihrer Arbeit
unterstützen. Manchmal genügt es aber auch schon Schlüsselfigu-
ren zu identifizieren und „einzufangen“, um einen Erfolg zu ver-
zeichnen. So hat eine durchgeführte Hasskommentaranalyse von
insgesamt 14.000 Kommentaren u.a. ergeben, dass rund 50% der
Hasskommentare von lediglich 5% der Accounts befeuert wurden.



˘˘˘ Dateneingriffe zur vorbeugenden Kriminalitätsbekämpfung
RECH

T
U

N
D

JU
STIZ

17Die Kriminalpolizei Nr. 1 | 2021

Hier könnte die Online-Streife im Sinne der aus anderen Bereichen
bekannten Taktik der „100 Nadelstiche“ eine Möglichkeit darstellt,
dem Phänomen der Hasskriminalität entgegen zu treten.

4.4 Sichtbarkeit der Online-Streife

Wenn die vorbeugende Bekämpfung von Straftaten durch die Maß-
nahme der Online-Streife unterstützt werden soll, dann bedarf es
im Sinne der Verhütung im Internet aber auch einer sichtbaren
Polizeipräsenz, die in den kriminellen Milieus eine Verunsiche-
rung weckt. Erst wenn diese nicht mehr das Gefühl der absoluten
Überlegenheit haben, kann der Effekt eintreten, dass potentielle
Täter nicht zu Tätern werden. Im digitalen Raum ist diese Sicht-
barkeit ungleich schwerer zu bewerkstelligen, da die Erkennbar-
keit als Polizeibeamter nicht so offensichtlich ist. Bisher werden
in Deutschland mit der Polizeipräsenz im Internet primär zwei
Ziele verfolgt: zum einen wird im Internet - nicht für jedermann
ersichtlich – von Mitarbeitern der Polizei „gesurft“, um potentielle
Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten ausfindig zu machen und zu
ahnden, zum anderen werden mit Hilfe von Social-Media-Accounts
der Polizei Informationen verbreitet. Zwar ist hier in Hinblick auf
die Nutzung des Internets als Kommunikationsplattform eine posi-
tive Entwicklung zu verzeichnen, da die Anzahl der Accounts von
rund 130 im Jahr 201632 auf 330 im Jahre 201833 gestiegen ist.
Da dieses Medium in erster Linie aber für Kommunikationszwecke
genutzt wird, dürfte ein Effekt im Sinne einer präventiven Gefah-
renabwehr kaum gegeben sein. Ein weitaus besseren Wirkungsgrad
kann das in Deutschland noch nicht sehr weit verbreitete Kon-
zept des „digital community policing“ entwickeln, bei dem sich
einzelne Polizeibeamte mit dienstlichen Accounts im Internet und
speziell sozialen Netzwerken registrieren und dort Präsenz zei-
gen. Dadurch können sie mit dem Bürger in Kontakt treten, sind

Ansprechpartner, bieten Präventionstipps oder geben Verhaltens-
anweisungen in konkreten Gefahrensituationen.34 In den Nieder-
landen waren 2018 bereits rund 3.400 Beamten als sogenannte
„wijkagenten“ im Netz unterwegs und 2.200 hatten einen Twitter-
Account,35 gegenwärtig hat beispielsweise Niedersachen – im Ver-
hältnis ungefähr die Hälfte an Einwohnern und Polizisten – ver-
gleichbare Accounts im niedrigen zweistelligen Bereich.36

5 (Zwischen)Fazit

Der Dateneingriff zur präventiven Kriminalitätsbekämpfung ist
in der heutigen Zeit als polizeiliche Maßnahme nicht mehr weg-
zudenken. Sowohl für den Bürger als auch für den Polizeivoll-
zugsbeamten muss der virtuelle Raum klar als ein Bereich aner-
kannt werden, in dem Gesetz und Ordnung genauso gelten, wie
in der realen Welt. Die Online-Streife ist nur der erste Schritt in
die digitale Welt, aber einer der konsequent und sichtbar began-
gen werden muss, um das darin innewohnende Potential auszu-
schöpfen. Die technische Entwicklung fordert hier jedoch ihren
Tribut durch immer präziser zu formulierende Normen für Ein-
griffsmaßnahmen, um dem Bestimmtheitsgrundsatz gem. Art. 20
Abs. 3 GG zu entsprechen. Im zweiten Teil des Beitrags wird folg-
lich ein Blick auf ausgewählte Spezialbefugnisse der Polizei für
Standardmaßnahmen geworfen, um dabei speziell Entwicklun-
gen der jüngsten Zeit zu betrachten. Den um in Deutschland und
Europa einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts
zu wahren, ist es auch in Hinblick auf die präventive Krimina-
litätsbekämpfung Aufgabe der Sicherheitsbehörden vor die Lage
zu kommen, denn auch hier gilt: „Stillstand ist Rückschritt.“37

Bildrechte: T. Gründemann/GdP (B 1); Pressestelle PP Rhein-
pfalz (B 2); Pressestelle PP Hamburg (B 3).
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Rechtsextremisten
in deutschen
Sicherheitsbehörden –

Eine aktuelle Analyse
Von Prof. Dr. Stefan Goertz, Lübeck1

1 Einleitung

Im Statement des Präsidenten des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz (BfV), Thomas Haldenwang, anlässlich der Vorstellung
des Lageberichtes „Rechtsextremisten in Sicherheitsbehörden“
zitierte dieser das Bundesverfassungsgericht mit den Worten,
dass „die politische Treuepflicht […] vom Beamten fordert, dass
er sich eindeutig von Gruppen und Bestrebungen distanziert, die
diesen Staat, seine verfassungsgemäßen Organe und die geltende
Verfassungsordnung angreifen, bekämpfen und diffamieren. Vom
Beamten wird erwartet, dass er diesen Staat und seine Verfas-
sung als einen hohen positiven Wert […] anerkennt, für den es
sich einzutreten lohnt.“2 Aus diesem Zitat leitet der Präsident
des Bundesamtes für Verfassungsschutz ab, dass „der öffentli-
che Dienst und dessen politische Treuepflicht tragende Pfeiler der
wehrhaften Demokratie sind! Daraus folgt, dass wir die Abwehr
von Verfassungsfeinden vom öffentlichen Dienst bereits als eine
existentielle Schutzmaßnahme unserer freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung im Vorfeld begreifen müssen!“3 Vor diesem
Hintergrund spricht BfV-Präsident Haldenwang von „schockie-
renden Meldungen zu Rechtsextremismus in Sicherheitsbehör-
den“ und erklärt, dass „jeder Vorfall von Rechtsextremismus in
den Sicherheitsbehörden in der Lage ist, das Vertrauen in den
Staat und seine Organe zu erschüttern.“

Dieser Beitrag beginnt die Analyse dieses aktuellen und
höchst wichtigen Themas mit den Ergebnissen des ersten
Lagebildes „Rechtsextremisten in Sicherheitsbehörden“ des
BfV und stellt hierbei die aktuellen Zahlen zu Verdachtsfäl-
len von Rechtsextremisten in deutschen Sicherheitsbehörden
dar. Danach werden aktuelle Fälle von Rechtsextremisten in
den deutschen Polizeien untersucht, hierbei u.a. rechtsex-
tremistische Chatgruppen von Polizisten aus Nordrhein-West-
falen, Mecklenburg-Vorpommern und Berlin. Das Kapitel vier
beleuchtet Rechtsextremisten in der Bundeswehr, in deren
Zusammenhang der BfV-Präsident erklärt, dass Soldaten der
Bundeswehr „Zugänge zu Waffen und sensiblen Informationen
haben“ und dadurch von „extremistischen Soldaten eine erheb-
liche Gefahr ausgehen“ könne. Das fünfte Kapitel stellt aktu-
elle und zukünftige Maßnahmen gegen Rechtsextremisten in
deutschen Sicherheitsbehörden dar, basierend auf den drei
Säulen Prävention, Detektion und Reaktion.

2 Analyse des aktuellen Lagebildes

Das BfV verzeichnet in seinem erstmals erstellten Lagebericht
aus dem September 2020 zu Rechtsextremisten in den deutschen

Sicherheitsbehörden 319 Verdachtsfälle Rechtsextremismus in
den Sicherheitsbehörden der Bundesländer, 58 Verdachtsfälle
Rechtsextremismus in den Bundessicherheitsbehörden sowie
1.064 Verdachtsfälle Rechtsextremismus in der Bundeswehr.
Erfasst wurde hierfür ein Zeitraum von ca. drei Jahren, von
Anfang Januar 2017 bis Ende März 2020.4 Die 319 Verdachts-
fälle in den Sicherheitsbehörden der Bundesländer kommen auf
ca. 264.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.5 Innerhalb der
Sicherheitsbehörden des Bundes wurden im Zeitraum 1.1.2017
bis 31.3.2020 unter 108.700 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
58 Verdachtsfälle Rechtsextremismus gemeldet.6

Abgefragte und beteiligte Stellen an diesem ersten Lage-
bericht Rechtsextremisten in deutschen Sicherheitsbehörden
waren auf der Ebene der Bundesbehörden das BfV selbst, das
Bundesamt für den Militärischen Abschirmdienst, das Bundes-
kriminalamt, der Bundesnachrichtendienst, die Bundespolizei,
die Zollverwaltung, die Polizei beim Deutschen Bundestag sowie
die Bundeswehr und auf der Ebene der Bundesländer die 16
Landesbehörden für Verfassungsschutz, die 16 Landeskrimina-
lämter sowie die Landespolizeibehörden. Als Grundgesamtheit
der Verdachtsfälle Rechtsextremismus wurden solche Sachver-
halte gezählt, aufgrund derer im Zeitraum vom 1.1.2017 bis
zum 31.3.2020 dienst- und arbeitsrechtliche Maßnahmen oder
Verfahren wegen des Verdachts von rechtsextremistischen Ein-
stellungen oder Verhaltensweisen eingeleitet wurden.7

Bei den Sicherheitsbehörden der Länder wurden zu den 319
Verdachtsfällen insgesamt 303 Verfahren eingeleitet. Es wur-
den 237 disziplinarrechtliche Verfahren (78%), 48 Verfah-
ren mit dem Ziel der Entlassungen/Nichternennungen in das
Beamtenverhältnis auf Probe (16%) sowie 18 arbeitsrechtliche
Maßnahmen (6%) eingeleitet. Zudem wurden 261 strafrechtli-
che Verfahren eingeleitet. Die häufigsten durch Landesbehör-
den berichteten Verdachtsfälle Rechtsextremismus standen im
Zusammenhang mit einem Austausch von Chatnachrichten mit
verfassungsfeindlichen Symbolen oder Äußerungen mit verfas-
sungsfeindlichem Inhalt. In 66% der Fälle traten Einzelperso-
nen in Erscheinung. In rund 31% der Verdachtsfälle waren mut-
maßlich mehrere Personen beteiligt.8

Die Verdachtsfälle Rechtsextremismus in Bundesbehörden
führten zu insgesamt 62 Verfahren, davon 38 disziplinarrecht-
liche Verfahren (61%), 23 Entlassungen/Nichternennungen in
das Beamtenverhältnis auf Probe (37%) sowie in einem Fall zu
arbeitsrechtlichen Schritten (2%).9 Am häufigsten fielen die
unter einem Rechtsextremismusverdacht stehenden Personen in
Bundesbehörden durch den Austausch von Chatnachrichten mit
verfassungsfeindlichen Symbolen oder Äußerungen mit verfas-
sungsfeindlichem Inhalt auf (89%).
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3 Rechtsextremisten in deutschen Polizeien –
Aktuelle Fälle

Das Wochenmagazin „Der Spiegel“ meldete im August 2020
für den Zeitraum 2014 bis Sommer 2020 ca. 400 Verdachts-
fälle für Rechtsextremismus in den deutschen Polizeien. Dazu
zählen Fälle von Rechtsextremismus, Rassismus und Antise-
mitismus unter Polizisten und Polizeianwärtern. Dies ergab
eine Umfrage des Wochenmagazins bei den Innenministern
der 16 Bundesländer und beim Bundesinnenministerium. Die
Bundesländer zählten von 2014 bis Sommer 2020 rund 340
derartige Vorkommnisse, bei der Bundespolizei waren es von
2012 bis Sommer 2020 nach Angaben des Bundesinnenmi-
nisteriums 36 rechtsextremistische und 25 rassistische Ver-
dachtsfälle seit dem Jahr 2012 sowie zwölf Fälle, in denen
Beamte der sogenannten Reichsbürger-Bewegung nahestehen
sollen. Bayern registrierte 18 mutmaßliche „Reichsbürger“ in
Polizeiuniform.10

3.1 Fälle von Rechtsextremismus und Rassismus
in der Bundespolizei

Seit Anfang 2017 bis Juni 2020 wurden nach Angaben des
Bundespolizeipräsidiums in der Bundespolizei 24 rechtsextre-
mistische und 20 rassistische Verdachtsfälle registriert.11 „Das
entspricht einem Anteil von 0,085 Prozent der Beschäftigten
der Bundespolizei“, wurde auf Anfrage mitgeteilt.12 Bereits
im Mai 2015 war im Bundespolizeipräsidium eine interne Ver-
trauensstelle geschaffen worden, die seit Kurzem auch eine
„Whistleblower“-Strategie verfolgt. Diese Stelle ist beim Bun-
despolizeipräsidium angesiedelt und untersteht direkt dem Prä-
sidenten Dr. Dieter Romann. Sie nimmt Beschwerden und sach-
dienliche Hinweise von Beamten der Bundespolizei entgegen.
Abgeschlossen werden konnten demnach bisher 21 der Verfah-
ren, zwei dieser Fälle endeten mit einer Einstellung, neun Mal
wurden Disziplinarmaßnahmen verhängt, in zehn Fällen wur-
den die Beamten entlassen beziehungsweise nach Beendigung
der Ausbildung nicht übernommen. Von diesen insgesamt 44
Fällen seien 31 durch interne Hinweise aus der Bundespolizei
bekannt geworden.13

3.2 Rechtsextremistische Chats von Polizisten in
Nordrhein-Westfalen

Mitte September 2020 wurde bekannt, dass die Polizei NRW
wegen rechtsextremistischen Chat-Inhalten gegen 30 Poli-
zistinnen und Polizisten ermittelt. Der Innenminister von
NRW, Herbert Reul, betonte, dass er nicht akzeptieren wolle,
„dass es in der Polizei Menschen gibt, die rechtsextremisti-
sche Meinungen haben. Solche Menschen müssen entfernt
werden“. „Dieser Vorgang ist eine Schande für die NRW-
Polizei“, befand Reul.14 Die Berichte über diese rechtsext-
remistischen Chats von Polizisten in NRW seien „in höchs-
tem Maße alarmierend“, erklärte ein Sprecher von Bundes-
innenminister Horst Seehofer. Es sei auch „ein Schlag ins
Gesicht“ aller Polizisten, die in großer Loyalität zur demo-
kratischen Grundordnung stünden. Mitte September durch-
suchten 200 Polizeibeamte 34 Polizeidienststellen und Pri-
vatwohnungen in NRW, 29 Polizeibeamte wurden vorläufig
suspendiert. Insgesamt 160 Bilddateien mit strafrelevanten
Inhalten sollen in fünf WhatsApp-Chatgruppen verteilt wor-
den sein. Man rede über übelste rassistische, neonazistische
Hetze, so Reul. Der NRW-Verfassungsschutz klassifiziert die

Bilder als „Hardcore-Rechtsextremisten-Material“. Eine dieser
rechtsextremistischen Chatgruppen existiert nach Angaben
des Innenministers von NRW wohl seit 2012, eine andere mit
den meisten Dateien seit 2015. Die Hälfte der Verdächtigen
habe laut den Ermittlern aktiv Bilder eingestellt, die andere
Hälfte mitgelesen. Auch die Gewerkschaft der Polizei (GdP)
reagierte bestürzt auf die Vorfälle in NRW. Dass es Beamte
gebe, die in Chatgruppen rechtsradikale, fremdenfeindliche
Inhalte teilten, sei unerträglich, erklärte der stellvertre-
tende GdP-Landesvorsitzende Michael Maatz.15

In den fünf aufgedeckten rechtsextremistischen Chat-Grup-
pen wurden Reul zufolge mindestens 126 Bilddateien verteilt,
darunter Fotos von Adolf Hitler sowie die fiktive Darstellung
eines Flüchtlings in einer Gaskammer. Auch von Hakenkreu-
zen und Reichskriegsflaggen war die Rede. Reul zufolge ist in
„verächtlichmachender Darstellung“ zu sehen, wie Menschen
mit schwarzer Hautfarbe erschossen würden. Der Innenminister
von NRW sprach von „übelster und widerwärtigster neonazisti-
scher, rassistischer und flüchtlingsfeindlicher Hetze“. Nach sei-
ner Auffassung haben die beschuldigten Polizisten das Ansehen
der rund 50.000 Polizisten in Nordrhein-Westfalen geschädigt.
„Ich weiß, dass der weitaus größte Teil der Polizei anständige
Menschen sind.“16

3.3 Rechtsextremistische Chats von Polizisten in
Mecklenburg-Vorpommern

Nach dem Skandal um rassistische Chats wurden in Mecklen-
burg-Vorpommern Mitte September 2020 nach einer Haus-
durchsuchung zwei Polizisten suspendiert. Der zu diesem Zeit-
punkt noch amtierende Innenminister Lorenz Caffier sprach
von beschämenden Ergebnissen der Ermittlungen. Insgesamt
stünden 17 Beamte und ein Tarifangestellter der Landespoli-
zei Mecklenburg-Vorpommern im Verdacht, rechtsextremisti-
sches Gedankengut in Internet-Chats ausgetauscht zu haben.
Seit drei Jahren wurden durch polizeiinterne Ermittlungen
immer neue Fälle von Rechtsextremisten in der Polizei Meck-
lenburg-Vorpommern bekannt. Ausgangspunkt war ein Verfah-
ren gegen die mutmaßlich rechtsextremistische Prepper-Gruppe
„Nordkreuz“. In diesem Zusammenhang war bei einem ehemali-
gen Mitglied des Spezialeinsatzkommandos (SEK) Mecklenburg-
Vorpommern umfangreiches Datenmaterial sichergestellt wor-
den. Caffier sprach von beschämenden Ergebnissen der Ermitt-
lungen, ein rechtsextremistisches Netzwerk sei jedoch nicht zu
erkennen. „Es sind faule Äpfel an einem sonst gesunden Baum“,
sagte er. „Wir müssen sie restlos aussortieren.“ Solche Personen
hätten bei der Polizei nichts zu suchen.17

3.4 Rechtsextremistische Chats von Berliner
Polizisten

Anfang Oktober 2020 wurde eine rechtsextremistische Chat-
gruppe von mehr als 25 Berliner Polizisten aufgedeckt. Die
Beamten der Berliner Polizei sollen Muslime in der Chatgruppe
als „fanatische Primatenkultur“ und Neonazis als mögliche „Ver-
bündete“ bei „linken Demonstrationen“ bezeichnet haben.18

Die Berliner Polizei hat Strafverfahren gegen Mitglieder der
rechtsextremistischen Chatgruppe eingeleitet. Vor allem sie-
ben Beamte sollen sich darin regelmäßig klar rassistisch sowie
rechtsextremistisch geäußert haben. Die Kollegen hätten die
Äußerungen zudem häufig mit Zustimmung kommentiert. In
dieser Chatgruppe sollen Flüchtlinge mit Vergewaltigern oder
Ratten gleichgesetzt worden sein. Ein Vorgesetzter der Gruppe
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sei über die rassistischen Äußerungen in dem Chat informiert
gewesen. In einer internen E-Mail habe er die Beamten dem-
nach aufgefordert, keine strafrechtlich relevanten Inhalte zu
teilen. Berlins Innensenator Andreas Geisel erklärte dazu: „Soll-
ten sich die Vorwürfe bewahrheiten, ist dies absolut inakzeptabel
und hat nichts mit einer modernen, weltoffenen Hauptstadtpoli-
zei zu tun.“ Die Berliner Polizeibehörde erklärte inzwischen, es
sei „unerträglich, solche unter uns zu wissen, die sich aufgrund
ihrer Herkunft über andere erheben und den Ruf eines ganzen
Berufsstandes schädigen“. Gegen die verdächtigten Kollegen
seien unmittelbar ein Strafverfahren eingeleitet und die Ermitt-
lungen aufgenommen worden, heißt es in der Stellungnahme.19

3.5 „NSU 2.0“ und Polizisten

Unter dem Namen „NSU 2.0“ (eine Anspielung an die rechts-
terroristische Gruppe Nationalsozialistischer Untergrund, NSU,
die zwischen 2000 und 2007 neun Menschen mit Migrations-
hintergrund sowie eine Polizistin ermordete sowie 43 Mordver-
suche beging und drei Sprengstoffanschläge verübte) wurden
in den letzten Monaten Hassbotschaften und Todesdrohungen,
überwiegend an Frauen, an Personen des öffentlichen Lebens
verschickt worden. Von wem, wird noch ermittelt. Daten der
Betroffenen sind offenbar nicht nur von Polizeicomputern in
Wiesbaden abgerufen worden, sondern auch aus Frankfurt.
Dort haben die Ermittler jetzt einen aktiven Polizeibeamten
im Verdacht.20 Mehr als 80 rechtsextremistische Drohschrei-
ben, unterzeichnet mit „NSU 2.0“ sind in den vergangenen
zwei Jahren an Politikerinnen, eine Anwältin, Künstlerinnen
und Aktivistinnen verschickt worden. Seit Anfang 2018 erhal-
ten Frauen wie die Frankfurter Rechtsanwältin Seda Başay-
Yıldız, die Künstlerin İdil Baydar oder die hessische Politikerin
der Partei Die Linke, Janine Wissler, anonyme Schreiben, in
denen ihnen im Namen von „NSU 2.0“ Gewalt angedroht wird.
Ermittler des hessischen Landeskriminalamtes haben Infor-
mationen über insgesamt rund 80 rechtsextremistische Droh-
schreiben, die mit dem genannten Kürzel seit Spätsommer
2018 an verschiedene Empfänger versendet wurden. Die Dro-
hungen wurden von unterschiedlichen Mailadressen versen-
det. Seit mehreren Wochen nehmen die Polizeien ein erhöhtes
Aufkommen der Drohmails wahr. Sie gehen in einigen Fällen
von Trittbrettfahrern aus, die wohl nichts mit den ursprüng-
lichen Haupttätern zu tun haben. Mindestens drei der 70
Drohschreiben sollen Informationen enthalten, die zuvor
durch Datenabfragen in hessischen Polizeistellen gewonnen

wurden. Polizeibeamte sollen auf Polizeicomputern unerlaubt
Daten abgefragt und rechtsextremistische Drohungen versen-
det haben. Im Rahmen der Ermittlungen wurde in den ver-
gangenen beiden Jahren bisher fünf Polizeibeamte vorläufig
vom Dienst suspendiert, gegen mehrere Dutzend wird noch
ermittelt.21

4 Rechtsextremisten in der Bundeswehr

In den letzten Jahren häuften sich rechtsextremistische
Fälle in der Bundeswehr. Besonders betroffen ist das Kom-
mando Spezialkräfte (KSK), wo seit Sommer 2020 gegen rund
zwanzig Angehörige ermittelt wird. Damit ist die Zahl der
rechtsextremistischen Verdachtsfälle beim KSK im Verhält-
nis zur Personalstärke von rund 1400 Soldaten etwa fünf
Mal höher als beim Rest der Bundeswehr. Der Militärische
Abschirmdienst (MAD) geht nicht mehr nur von Einzelfäl-
len aus, allerdings habe der MAD auch „keine Untergrundar-
mee“ entdecken können, so der ehemalige Amtschef Christof
Gramm. Im KSK gebe es einen ausgeprägten Korpsgeist und
eine „Mauer des Schweigens“, es gelinge dem MAD aber nach
und nach, dort „Risse zu erzeugen“.22 Die 2. Kompanie des
KSK, in der es gehäuft zu rechtsextremistischen Vorfällen
gekommen war, wurde inzwischen aufgrund einer Weisung
von Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer
aufgelöst.23

Der Generalinspekteur der Bundeswehr, Eberhard Zorn,
ging im Sommer 2020 in der Angelegenheit Rechtsextremis-
ten im KSK in die Offensive und legte einen Bericht vor,
der 60 Einzelmaßnahmen umfasst, mit denen die Führung
das KSK wieder unter die Kontrolle bekommen will und die
sich mit der Aus- und Fortbildung im Bereich freiheitliche
demokratische Grundordnung (fdGO) befassen. In einer Vor-
bemerkung gestand der Parlamentarische Staatssekretär
Peter Tauber (CDU) gegenüber dem Bundestag schwere Ver-
säumnisse auf allen Ebenen bei der Führung des KSK und
bei der Bewertung extremistischer Tendenzen ein. Staatsse-
kretär Tauber kam zu dem Urteil: „Die Dienstaufsicht aller
Ebenen oberhalb der Kompanie hat in diesem Segment über
einen längeren Zeitraum eine bedenkliche Entwicklung nicht
erkannt oder unterschätzt.“ Daraus folge, dass das KSK „nicht
in seiner jetzigen Verfassung bestehen bleiben kann“. Das KSK
wird auf Initiative des Ministeriums hin tiefgreifend refor-
miert. 24 „Wir werden den gesamten Bereich der Ausbildung
neu organisieren“, erklärte Ministerin Kramp-Karrenbauer
und betonte, dass auch andere Teile der Bundeswehr von
Überprüfungen und Neustrukturierungen betroffen seien:
„Ich will noch mal sagen, es ist nicht nur die Frage des KSK“,
betonte die Verteidigungsministerin.25

Der ehemalige MAD-Präsident führte aus, dass Soldaten „Ver-
fassungspatrioten von Berufs wegen“ sein müssen. Patriotismus
wiederum muss aus der Sicht der Verfassungsschutzbehörden
und des MAD klar von Nationalismus getrennt werden. Rechts-
extremismus und Rechtspopulismus sind von den Ideologie-
elementen Nationalismus, Antisemitismus, Islamfeindlichkeit,
Rassismus und pauschale Fremdenfeindlichkeit geprägt. Als
Staatsbürger in Uniform haben die Soldatinnen und Soldaten
der Bundeswehr besondere Pflichten, die im Soldatengesetz
festgeschrieben sind. Dessen Paragraf acht verpflichtet sie zur
Verfassungstreue.26

Warum ziehen Streitkräfte Rechtextremisten an? Die wenigen
Studien, die es zu Extremismus in Streitkräften gibt, kommen
zum Schluss, dass Streitkräfte stärker Personen mit eher autori-
tären Gesellschafts- und Ordnungsvorstellungen anziehen. Hier

„Null-Toleranz-Strategie“ bei rechtsextremistischen Tendenzen in
Sicherheitsbehörden.
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ist festzustellen, dass es bei Rechtsradikalen und Rechtsext-
remisten eine grundsätzliche große Affinität zum Militär und
zu Waffen gibt. Kritisch ist hier festzustellen, dass es seit vie-
len Jahren Rechtsextremismus in der Bundeswehr gibt, aller-
dings 13 Jahre von der letzten empirischen Untersuchung von
Rechtsradikalismus und Rechtsextremismus in der Truppe bis
heute vergangen sind und das Ministerium so lange keine Stu-
dien dazu in Auftrag gegeben hat.

Erst Anfang August 2020 wurde es öffentlich gemacht,
dass das Zentrum für Militärgeschichte und Sozialwissen-
schaften der Bundeswehr in Zusammenarbeit mit dem Bei-
rat Innere Führung eine sozialwissenschaftliche Studie in
der Bundeswehr dazu durchführen wird. Dabei sollen auch
die parteipolitischen Präferenzen der Soldaten („Sonntags-
frage“) abgefragt werden. Die Ergebnisse dieser Studie sollen
2021 veröffentlicht werden. Zuletzt wurde im Jahr 2007 der
Offiziersnachwuchs an den Bundeswehruniversitäten in Mün-
chen und Hamburg befragt.27

Das damalige Sozialwissenschaftliche Institut der Bundes-
wehr befragte 2007 2300 Studierende an den beiden Uni-
versitäten der Bundeswehr in Hamburg und in München zu
ihren politischen Einstellungen. Problematischer Weise lie-
ßen 13% der Bundeswehr-Studierenden deutliche Sympa-
thien für das Gedankengut der rechtsextremistischen Strö-
mung der „Neuen Rechten“ erkennen. 38% stimmten der
Forderung zu, Deutschland solle wieder von einer „starken
Elite“ geführt werden. 25% waren dafür, die Zuwanderung
von Ausländern nach Deutschland zu stoppen. Man müsse
dafür sorgen, dass sich in Politik und Gesellschaft immer der
Stärkere durchsetzt, meinten 12%. Zudem sprachen sich 11%
der jungen Bundeswehr-Offiziere dafür aus, die Macht des
Parlaments einzuschränken. Dass deutsche Interessen gegen-
über dem Ausland „hart und energisch“ durchgesetzt werden
müssten, bejahten 44% der Befragten. Diese Ergebnisse der
Studie unter jungen Offizieren waren in einem Querschnitts-
bereich von Nationalismus und Rechtspopulismus mit Ten-
denzen zu Rechtsextremismus zu verorten.28

Der Rechtsextremismusverdacht aus dem Sommer 2020 trifft
auch Reservisten der Bundeswehr. So habe die Bundeswehr
nach Sicherheitsüberprüfungen in den vergangenen Monaten
mehr als 800 Reservisten wegen Extremismusverdachts von
Reservedienstleistungen ausgeschlossen.29 Ende Juni 2020
berichteten Medien, dass der MAD bei einem Reservisten eine
detaillierte Liste mit 17 Politikern und Prominenten gefunden
habe. Teilweise waren Handynummern und Privatadressen auf-
geführt. Ermittler waren dem Unteroffizier aus Niedersachsen
auf die Spur gekommen, weil er sich an zwei rechtsextremisti-
schen WhatsApp-Gruppen beteiligt hatte und dort „eindeutig
rechtsextremistisches“ Propagandamaterial und Hetzschriften
ausgetauscht habe. Auf der Liste sollen unter anderem gestan-
den haben: Heiko Maas, Sigmar Gabriel, Franziska Giffey, Manu-
ela Schwesig, Olaf Scholz und Ex-SPD-Parteichef Martin Schulz,
daneben auch Robert Habeck, Cem Özdemir, Katja Kipping und
Christian Lindner.30 Nach mehreren Hinweisen auf Rechtsextre-
misten unter Reservisten der Bundeswehr hatten der MAD und
das BfV im Jahr 2019 eine gemeinsame Arbeitsgruppe gegrün-
det, in der seither mehr als tausend Fälle von möglicherweise
rechtsextremistischen Soldaten untersucht wurden.

Im Sommer 2020 erklärte die Verteidigungsministerin Kramp-
Karrenbauer, dass sie Rechtsextremismus in der Bundeswehr
„bekämpfen“ werde. Wer gegen die Verfassung sei, gefährde die
Demokratie. Nach eigenen Worten will sie sich „mit aller Kraft
und Konsequenz gegen Rechtsextremisten innerhalb der Bun-
deswehr einsetzen“. Wenn diejenigen, die für eine wehrhafte
Demokratie ständen und einen Amtseid für die Verfassung

abgelegt hätten, „gegen diese Verfassung kämpfen, erkenn-
bar rechtsextremistisch sind, dann gefährdet das die Stabilität
der gesamten Demokratie“, sagte die Ministerin im ARD-Som-
merinterview. Daher sei das Vorgehen gegen solche Tenden-
zen „unserer aller Aufgabe“ – und „meine ganz besonders“, so
Kramp-Karrenbauer.31

Abschließend ist festzustellen, dass Rechtsextremismus in
der Bundeswehr die fdGO gefährdet und sowohl das Verteidi-
gungsministerium als auch die zuständigen Stellen der Bundes-
wehr sofort alle geeigneten Maßnahmen ergreifen müssen, um
Rechtsextremismus in der Bundeswehr zu unterbinden.

5 Maßnahmen gegen Rechtsextremisten in
deutschen Sicherheitsbehörden

Die Maßnahmen im Zusammenhang mit extremistischen Vorkomm-
nisse in Sicherheitsbehörden basieren nach Angaben des BfV auf
drei zentralen Säulen: Prävention, Detektion und Reaktion. Weiter
führt das BfV aus, dass ein verbindliches, aufeinander abgestimm-
tes und auf Dauer angelegtes Maßnahmenpaket gegen Rechtsext-
remismus in den Sicherheitsbehörden vonnöten ist.

5.1 Prävention

Das BfV führt aus, dass Führungskräfte aus allen Ebenen der
Sicherheitsbehörden in Bezug auf das Erkennen von und den
Umgang mit extremistischen Verdachtsfällen geschult wer-
den müssen. Dies betrifft vor allem die Themenfelder Rassis-
mus und Antisemitismus. Maßnahmen der Prävention dürfen
nicht punktuell erfolgen, sondern müssen zum festen Bestand-
teil einer Mitarbeiter- und Führungskräftebiografie werden, die
von der Einstellung bis zum Ruhestand wirkt. Hier schlägt das
BfV für die deutschen Sicherheitsbehörden das Einrichten einer
Stelle eines behördeninternen Extremismusbeauftragten vor.32

Die Umsetzung obliegt allerdings den Behörden der jeweiligen
Länder bzw. des Bundes.

Ein etabliertes Mittel zur Prävention von Rechtsextremismus
ist die Sicherheitsüberprüfung, durchgeführt durch die deut-
schen Verfassungsschutzbehörden, im Fall der Bundeswehr das
BAMAD. Durch Sicherheitsüberprüfungen soll gewährleistet
werden, dass Personen, bei denen Zweifel am Bekenntnis zur
fdGO begründet sind, nicht in einer sicherheitsempfindlichen
Tätigkeit eingesetzt werden können. Dadurch soll schon im Vor-
hinein verhindert werden, dass Rechtsextremisten ihren Weg
in sensible Bereiche des öffentlichen Dienstes finden. Bewer-
ber für den Polizeivollzugsdienst werden in vielen Bundeslän-
dern vor der Einstellung von den einstellenden Polizeibehör-
den durch eine Abfrage in den polizeilichen Datensystemen
sowie im Bundeszentralregister (BZR) überprüft. Zudem erfolgt
in einigen Bundesländern mit Einverständnis des Bewerbers
zusätzlich eine Abfrage bei den Verfassungsschutzbehörden.
Damit soll ausgeschlossen werden, dass bereits erkannte Extre-
misten in den Polizeidienst gelangen.33

Ein abschließendes, wichtiges Element zur Prävention von
Rechtsextremismus in den deutschen Sicherheitsbehörden ist
nach Angaben des BfV die gezielte Fortbildung und Sensibi-
lisierung von Mitarbeitern und Führungskräften, die Verfas-
sungsschutzbehörden wirken an diesen Fortbildungen mit.
Das Ziel dabei ist, Führungskräfte und Mitarbeiter für Radi-
kalisierungsprozesse, extremistische Inhalte, Symbolik und
Chiffren sowie antisemitische und rechtsextremistische Argu-
mentationsmuster zu sensibilisieren. Diese Schulungen bein-
halten neben der Befähigung zum Erkennen auch den Umgang
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mit erkannten extremistischen Argumentationsmustern. Dar-
über hinaus werden die Sicherheits-/Geheimschutzbeauftrag-
ten der öffentlichen und nicht-öffentlichen Stellen im Rah-
men von Seminaren – auch zum Thema Rechtsextremismus
– sensibilisiert.34

5.2 Detektion

Das frühzeitige Erkennen und die richtige Einordnung der Ver-
dachtsfälle Rechtsextremismus in Bezug auf Tiefe und Reichweite
können nach Auffassung des BfV nur auf Basis eines effektiven,
verbindlichen und strukturierten Informationsaustauschs zwi-
schen den Sicherheitsbehörden erfolgen. Das BfV hat für die
Koordinierung des Informationsaustausches und der Zusammen-
arbeit zwischen den Sicherheitsbehörden eine zentrale Koor-
dinierungsstelle eingerichtet, um den Informationsaustausch
innerhalb des Verfassungsschutzverbundes, aber auch denjenigen
mit anderen Sicherheitsbehörden des Bundes und der Länder wei-
terzuentwickeln. Diese Stelle dient als Ein- und Ausgangspunkt
für Erkenntnisanfragen und Erkenntnismitteilungen, die eine
Überprüfung von Kennlinien und Verbindungen zu Personen aus
dem extremistischen Spektrum ermöglicht und Zusammenhänge
zwischen extremistischen Sachverhalten aufklären soll.35 Eine
erfolgreiche Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden im Zusam-
menhang rechtsextremistischer Vorfälle im öffentlichen Dienst
hängt entscheidend von einem effektiven Informationsaustausch
ab. Dies gilt für Erkenntnismitteilungen und Erkenntnisanfragen
der betroffenen Sicherheitsbehörden in Bezug auf Verdachtsfälle,
Behördenermittlungen, Disziplinarverfahren, arbeitsrechtliche
Verfahren sowie eingeleitete Strafverfahren, bei denen der Ver-
dacht besteht, dass sie einen Extremismusbezug aufweisen.36

5.3 Reaktion

Der Detektion muss nach Auffassung der deutschen Verfas-
sungsschutzbehörden eine konsequente Reaktion folgen.
Dies betrifft die umfassende und zeitnahe Aufklärung der

Kennlinien des Betroffenen zu anderen Rechtsextremisten
und etwaige Einbindungen in rechtsextremistische Netzwerke.
Dies ist Aufgabe des Verfassungsschutzes, der auf die (umfas-
senden) Informationen der zuliefernden Sicherheitsbehör-
den angewiesen ist. Das so gewonnene Erkenntnisbild muss
Grundlage der durchzuführenden Ermittlungen, aber auch
der anzusetzenden dienstrechtlichen Disziplinarmaßnahme,
der arbeitsrechtlichen Konsequenz oder Strafbemessung sein.
Wiederholte, andauernde oder schwerwiegende rechtsextre-
mistische Handlungen oder eine andauernde Verletzung der
beamtenrechtlichen Grundpflichten müssen schon auf Grund
generalpräventiver Erwägungen empfindliche Konsequenzen
zur Folge haben. Es zeigt sich in der Praxis, dass die Entfer-
nung aus dem Dienst oftmals, auch bei erwiesenen Sachver-
halten, nur unter Einsatz erheblicher Ressourcen in langwieri-
gen Verfahren gelingt.37

6 Fazit und Ausblick

Abschließend bleibt festzustellen, dass Rechtsextremisten in
Sicherheitsbehörden ein besonderes Problem darstellen, weil
der Staat und seine Bediensteten für die fdGO stehen und
dieser in besonderem Maße verpflichtet sind. Nach Angaben
des BfV ist vor allem in Bezug auf Sicherheitsbehörden und
die Bundeswehr die besonders sensible Aufgabenstellung zu
beachten. Ihre Bediensteten verfügen über Zugang zu Waf-
fen und Munition, taktische und operative Kenntnisse sowie
zu sensiblen Informationen. So wichtig diese Kenntnisse und
Zugänge für die professionelle Aufgabenwahrnehmung sind:
Handelt es sich um eine Person, die sich extremistischen
Positionen zugewandt hat, entsteht hieraus eine erhebliche
Gefahr für den Staat und die Gesellschaft. Daher müssen alle
geeigneten Maßnahmen getroffen werden, um extremistische
Verdachtsfälle in den Sicherheitsbehörden und in der Bundes-
wehr aufzuklären.

Bildrechte: ProPK / www.polizei-beratung.de.
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Nach den Buchstaben
des Gesetzes –
Legalistische Islamisten in der

Bundesrepublik Deutschland
Von Dr. Christian Herrmann, Lübeck1

Juni 2020, Dijon/Frankreich: Schwer Auseinandersetzungen
zwischen Tschetschenen und Nordafrikanern erschüttern die
Stadt, einige Beteiligte sind mit Sturmgewehren ausgerüstet.
Die Muslimbruderschaft lehnt die „Einmischung“ französischer
Strafverfolgungsbehörden ab, die Probleme seien „unter Musli-
men“ gelöst worden.2 Ein Beispiel aus der Praxis, welches die
Bedrohung durch eine Gruppe legalistischer Islamisten, in die-
sem Fall die Muslimbruderschaft, verdeutlicht.

Der vorliegende Beitrag beleuchtet einen Teilbereich des Islamis-
mus, der im Gegensatz zu den Feldern Djihadismus und Salafismus
häufig dem Blickfeld der Öffentlichkeit und Wissenschaft entzogen
ist. Seine Eigenart ist die Mimikry, das Spielen nach den Regeln
des demokratischen Rechtstaates. Sein Ziel ist die Abschaffung
der freiheitlich-demokratischen Grundordnung und die Errichtung
eines totalitären islamistischen Staatswesens. Die Rede ist vom
legalistischen Islamismus. Die polizeiliche Gefahrenabwehr und
die Rechtspflege spüren erst langfristig die Folgen der Arbeit des
legalistischen Islamismus durch Schaffung von parallelen Strafver-
folgungs- und Rechtsprechungsorganen. Der Autor dieses Beitrags
schätzt die Bedrohung, die von den Legalisten ausgeht, als lang-
fristig höher ein als die Bedrohung von der salafistisch-djihadisti-
schen Seite des Islamismus. Ein Vergleich mit dem legalistischen
Vorgehen der Rechtsextremisten gegen die Weimarer Republik
nach dem gescheiterten gewaltsamen Putschversuch in München
1923 scheint hier in Teilen gerechtfertigt.

Der Beitrag ist wie folgt gegliedert: Nach einer Vorstellung
der ideologischen Grundlagen werden Strukturen und Organisa-
tionsformen des legalistischen Islamismus in der Bundesrepub-
lik beleuchtet. Hiernach soll ein Blick in die Zukunft erfolgen:
Wie geht es weiter mit den Legalisten? Abschließend werden
Handlungsempfehlungen formuliert.

Bei einem Blick in die Literatur wird deutlich, dass sich nur
wenige Autoren mit der Form des legalistischen Islamismus in
Deutschland befassen. Prominent, jedoch nicht mit wissenschaftli-
chem Anspruch: „Der politische Islam gehört nicht zu Deutschland“
(2019) von Winfried Bausback. Vielmehr dominieren zahlreiche
Abhandlungen zu den islamistischen Ausprägungen Djihadismus
und Salafismus, letzter Form ist hierbei eher dem subkulturellen
Milieu zuzurechnen und hat aufgrund seines Anwachsens seit ca.
2012 und auch seiner besonderen äußerlichen Erkennbarkeit eine
gewisse auch mediale Prominenz erreicht. Umso notwendiger ist
es, über den Legalismus als Spielart der Islamismus zu informieren.

1 Ideologie

Die Ideologie der Islamisten wendet sich fundamental gegen
die fdGO, insbesondere gegen das Demokratieprinzip, das

Rechtsstaatsprinzip und die Menschenwürde. Handlungsleitend
sind lediglich der Koran als geoffenbartes Wort Gottes, Aussprü-
che des Propheten Muhammad (Hadithe) sowie von ihm über-
lieferte Bräuche (Sunna). Der Islamismus nimmt alle lebensge-
biete des Menschen in Anspruch und ist daher potenziell als
totalitäre Ordnung einzustufen.3

2 Strukturen und Organisationsformen

Legalistische Islamisten organisieren sich in der Bundesrepu-
blik im Wesentlichen in folgenden Strukturen:4

f arabisch-sunnitische Muslimbruderschaft – MB (1.350
Anhänger in Deutschland),

f persisch-schiitisches Islamisches Zentrum Hamburg – IZH
(keine gesicherten Zahlen)

f sunnitisch-türkische Milli Görus (10.000)
f sunnitisch-türkische Furqan-Gemeinschaft (350)
f indo-pakistanische sunnitische Tabligi Jamaat – TB (650)

Die Muslimbruderschaft (in Deutschland vertreten durch
die 1958 gegründete Tarnorganisation „Deutsche Muslimische
Gemeinschaft“) stellt die älteste legalistische Organisation dar.
Sie wurde 1926 in Ägypten gegründet und verfügt weltweit
über mehrere Millionen Anhänger. In der arabischen Welt ist sie
insbesondere im Bereich der Wohlfahrt ein starker Akteur. In
Ägypten unterliegt die MB seit dem Militärputsch 2013 einem
Betätigungsverbot, wird staatlicherseits aber toleriert. „Um
ihre Ziele zu erreichen, setzt die MB vor allem auf eine lang-
same Durchdringung der Gesellschaft durch eine entsprechend
geschulte muslimische Elite, die als Multiplikator fungiert. Die
Basis der Mitglieder ist in Zellen von jeweils mehreren Personen
organisiert. Die Durchdringung soll vom Individuum über die
Familie, die Gesellschaft und den Staat bis zur weltweiten Vor-
herrschaft des Islams führen, wobei man vorrangig auf Infiltra-
tion in allen maßgeblichen Segmenten der Gesellschaft sowie auf
Bildungs- und Erziehungsarbeit hin zu einer ‚islamischen Persön-
lichkeit‘ setzt.“5

Das 1962 (also noch zur Zeit der Schah-Diktatur im Iran) in
der Bundesrepublik etablierte Islamisches Zentrum Hamburg
stellt gewissermaßen das Sprachrohr des islamistisch-schiiti-
schen Regimes in Teheran dar, seine Prediger sind gewisserma-
ßen weisungsgebundene Staatsfunktionäre. Da das Regime in
Teheran bereits seit Jahren, in unterschiedlicher Schärfe, einem
ausgeprägten, eliminatorischen Antisemitismus predigt, stellt
das IZH ein erhebliches Hindernis für das friedliche Zusammen-
leben der Völker und auch für die innere Stabilität innerhalb
der deutschen Gesellschaft dar. Insbesondere stellte es eine
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Scharnierfunktion zur 2020 in Deutschland verbotenen isla-
mistisch-terroristischen arabisch-schiitischen und von der ira-
nischen Regierung unterstützen Organisation Hizb Allah dar.6

Zahlenmäßig stärkste legalistische Organisation ist die Isla-
mische Gemeinschaft Milli Görus mit der Mutterorganisation
„Glückseligkeits-Partei“ (Saadet Partisi) in der Türkei. Unter-
organisationen sind die 1985 in Köln gegründete „Islamische
Gemeinschaft Milli Görus“ (IGMG), die „IsmailA aCemaati“, die
„Deutschlandvertretung der ‚Saadet Partisi‘“, die „Europavertre-
tung der Erbakan-Stiftung“ sowie die Zeitung „Milli Gazete“.7

Bei der IGMG muss man von erfolgreicher Einflussnahme auf
die in der Bundesrepublik lebende türkische Gemeinschaft
sprechen;8 verstärkt wird dies noch durch das bestehende isla-
mistische Regime in Ankara, wenn auch nicht unter Beteili-
gung der Saadet Partisi.9 Zwischen den legalistischen Islamis-
ten und türkischen Rechtsextremisten bestehen darüber hinaus
seit Jahren Verbindungen,10 gleichwohl beide Ideologiefrag-
mente schwer zueinanderpassen, steht doch für die türkische
rechtsextremistische Szene die Idee einer „Turk-Rasse“ im
Vordergrund.

Die zahlenmäßig kleine und seit 2018 neu als Aufklärungs-
objekt des BfV aufgenommene 1994 in der Türkei gegründete
türkisch-sunnitische Furqan-Gemeinschaft hat bereits in der
Namensgebung ihr Programm: Ruft doch die Sure Furqan alle
gläubigen Muslime zu scharfer Abgrenzung gegenüber Nicht-
gläubigen auf und warnt ausdrücklich vor der Beigesellung
(shirq). Virulent ist insbesondere ein notorischer Antisemitis-
mus, der zwar bei allen Islamisten anzutreffen ist, bei der Fur-
qan-gemeinschaft jedoch noch einmal signifikant eliminatori-
schen Charakter trägt.11

Die 1926 in Indien gegründete Tabligi Jamaat schließlich
stellt als indo-pakistanische Organisation gewissermaßen einen
Exoten dar, doch auch sie verstand es, die Migrationskrise ab
2015 für ihre Zwecke zu nutzen; im Fokus stand hier insbeson-
dere Migranten aus Afghanistan12. „Die Tablighi Jamaat hat es
geschafft, über die so genannte ethnische Grenze zu springen. Ihr
gelang es, in vielen Ländern eine Anhängerschaft zu bilden, die
komplett lokalen Ursprungs ist. Da es eine Laienbewegung ist, die
Muslime aus dem Alltag als Laienprediger gewinnt, können keine
konkreten Zahlen genannt werden. Die Schätzungen schwanken
zwischen weltweit zehn bis fünfzig Millionen. Auf der funktionalen
Seite geht die Missionsbewegung wie die Zeugen Jehovas vor. Das
heißt, sie gehen von Haus zu Haus, laden Leute zum Gebet in die
Moschee ein, und machen Missionsreisen in andere Länder und
andere Gemeinschaften. Eigentlich versuchen sie nicht, Menschen
zum Konvertieren zu überreden, sondern sie wollen Muslime ani-
mieren, alle Vorschriften des Islams zu befolgen. Damit bilden sie
de facto ein Netzwerk, das von ganz verschiedenen Leuten benutzt
wird, die entweder liberale oder radikale Ansichten vertreten. Auch
Studenten nutzen beispielsweise das System als Reisemöglichkeit,
um die Welt kennenzulernen und nebenbei zu missionieren.“13

Bereits an dieser groben Überblicksdarstellung wird deutlich,
dass die Szene ethnisch und religiös Spaltungen aufweist und
die Kooperationsmöglichkeiten eingeschränkt sind. Im Folgen-
den werden die Organisationen im Einzelnen vorgestellt.

3 Prognose

Die oben aufgeführte Darstellung macht deutlich, wie verzweigt
legalistische Islamisten in der Bundesrepublik operieren. Es
stellt sich dabei die Frage, wie die Zukunft aussieht. Es steht zu
erwarten, dass aufgrund der Migrationskrise 2015 die Legalis-
ten, ähnlich wie die Salafisten, ihre Rekrutierungsbemühungen
verstärken werden. Da es sich bei Letzteren demografisch eine

eher jüngere Population handelt, dürften möglicherweise die
Salafisten, auch von deutschen Konvertiten, stärker profitie-
ren. Allerdings muss auch bedacht werden, dass zum Beispiel
die Mitgliedschaft in der Muslimbruderschaft auch als Funda-
mentalopposition gegen das diktatorische Assad-Regime gewer-
tet werden muss. Auf diesem Wege könnte sich die MB auch in
der Bundesrepublik als scheindemokratische Alternative gegen-
über Asylbewerbern anbieten. Eine neuere Entwicklung stellen
verstärkte Kooperationen beziehungsweise fallweise Zusam-
menarbeit von Legalisten (hier insbesondere die Muslimbruder-
schaft) und Salafisten dar, wobei hier insbesondere der Verein
„Ansaar e.V.“ im Fokus steht, der mutmaßlich zur Finanzie-
rung der HAMAS im Gazastreifen dient und 2019 Gegenstand
von polizeilichen Durchsuchungsmaßnahmen war.14 Es kommt
hinzu, dass die derzeitige türkische Regierung eine islamisti-
sche Agenda verfolgt15 und außenpolitisch auch entsprechend
tätig wird, etwa durch Waffenlieferungen an den djihadisti-
schen Akteur HTS in der syrischen Provinz Idlib.16

Nachfolgend ein Blick in die einzelnen Organisationen und
ihre prognostische Entwicklung:

Die Muslimbruderschaft in Form der Deutschen Muslimi-
schen Gemeinschaft erfährt seit Jahren Zulauf, ihre Vernetzung
weltweit und auch in Europa, insbesondere Frankreich, ist vor-
bildblich.17 Die geringe Zahl von Anhängern darf dabei nicht über
das qualitativ hohe Niveau der der Anhänger hinwegtäuschen,
die einen hohen soziokulturellen Status aufweisen und häufig
sehr gut vernetzt sind. Es kann erwartet werden, dass die DMG
mit ihren vielfältigen und wenig bekannten Unterorganisationen
weiter zielstrebig an der Vernetzung innerhalb arabisch-muslimi-
scher Gemeinschaften arbeiten wird, dies gilt insbesondere auch
in sozioökonomisch schwachen Stadtvierteln bzw. Regionen wie
z.B. Teilen Berlins und dem Ruhrgebiet. Ggf. sind auch Bezüge
zum OK-Bereich der Clans nicht auszuschließen, z.B. im Bereich
der juristischen Streitschlichtung („Friedensrichter“).

Das schiitisch-persische IZH mit seinen Untergliederungen
könnte aufgrund der Migration aus Afghanistan profitieren,
bestünden dort doch unter den schiitischen, persischsprachi-
gen Hazara gewisse Anknüpfungspunkte für eine Rekrutie-
rung18. Seine Bedeutung wird jedoch gegenüber dem quanti-
tativ übermächtigen „sunnitischen Block“ unter den Muslimen
in Deutschland trotz der 2009 auf Betreiben des IZH erfolg-
ten Gründung der „Islamischen Gemeinschaft der Schiiten in
Deutschland“ marginal bleiben.19

Abzuwarten bleibt die Entwicklung der größten legalistischen
Organisation, der Islamische Gemeinschaft Milli Görus; die
Sicherheitsbehörden vermögen hier eine Entwicklung vom Ext-
remismus weg zum Radikalismus unter Akzeptanz der fdGO und
Ablösung von der türkischen Mutterpartei Saadet Partisi zu
erkennen.20 Ob dieser aus demokratietheoretischer und auch
sicherheitspolitischer Sicht begrüßenswerte Trend dauerhaft
sein wird, sei dahingestellt, es könnte sich hier auch eine tak-
tische Kehre handeln.

Die türkisch-sunnitische Furqan-Gemeinschaft betreibt über
die in der Türkei ansässige „Furqan-Stiftung“ unablässig Propa-
ganda auch für ihre Anhänger in Deutschland,21 die Organisa-
tion wird die Bundesrepublik aber wohl weiter wie bereits in der
Vergangenheit als Rekrutierungsgebiet für hier lebende türkisch-
stämmige Menschen nutzen wollen,22 womit die Organisation
neben der türkischen rechtsextremistischen Szene und dem star-
ken Einfluss seitens türkischer Regierungsstellen (DITIB etc.) ein
weiteres schwerwiegendes Integrationshemmnis darstellt.

Die TB wird in ihrer Bedeutung in Deutschland zu Unrecht
unterschätzt, sie wird ihre Aktivitäten – abhängig von der Ent-
wicklung der muslimischen Migration nach Deutschland abseh-
bar weiter verstärken.
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4 Handlungsempfehlungen

f Verstärkte Aufklärung legalistischer islamistischer Strömun-
gen durch die Nachrichtendienste BfV/LfV, weiterhin trotz
aller Kritik an den innenpolitisch autoritären Methoden in
Ägypten auch durch den BND23, um transnationale Verbin-
dungen, insbesondere Finanzierungswege insbesondere der
Muslimbruderschaft aufzuklären

f Verstärkte Information bei Trägern der muslimischen Zivilge-
sellschaft, um Unterwanderungs- und „Framing“-Versuchen von
legalistischer Seite wirksamer entgegentreten zu können; auf
diesem Feld sind größte Anstrengungen nötig, denn den Legalis-
ten sind hier bereits Teileinbrüche und Instrumentalisierungen

gelungen.24 Es muss deutlich werden, dass das Ziel der Legalis-
ten die Abschaffung der fdGO und die Errichtung eines totalitä-
ren Staatswesens ist, in dem auch gemäßigte Muslime wesent-
liche Freiheitsrechte einbüßen würden. Hierzu wäre auch von
Seiten der Politik stärkere Transparenz zu erwarten, denn durch
die nur kursorische Aufzählung legalistischer Strömungen sei-
tens der Verfassungsschutzbehörden wissen lokale und regio-
nale Träger selten, ob sie sich mit legalistischen Islamisten in
eine Zusammenarbeit begeben.25

f Zuweisung von Forschungsgeldern an politikwissenschaftli-
che Lehrstühle, um das bislang wenig erforschte Phänomen
des legalistischen Islamismus auf eine breitere empirische
Datengrundlage zu stellen.
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Risikoeinschätzung ex-
tremistischer Straftäter –
Zwei Instrumente im Vergleich

Von Dr. Michail Logvinov, Berlin1

Im Zusammenhang mit den voranschreitenden Radikalisie-
rungsprozessen ist ein dynamischer Markt für Instrumente zur
Risikobewertung extremistischer Gewalt entstanden. Allerdings
bleibt in einigen Fällen nicht immer klar, welche Methoden,
theoretischen Annahmen, empirischen Postulate und Test-
verfahren bei der Entwicklung der jeweiligen Tools eine Rolle
spielten. Nach einer Einführung in die theoretischen Grund-
lagen werden daher zwei Ansätze und Instrumente eingehend
vorgestellt.

1 Prognoseansätze und -methoden

Risikoeinschätzung meint eine auf einen zu definierenden Zeit-
raum beschränkte prognostische Aussage über die Eintritts-
wahrscheinlichkeit eines bestimmten negativen bzw. schä-
digenden Ereignisses in einer Zielpopulation. Eine Kriminal-
prognose liegt nach fachlichen Kriterien vor, „wenn die wahr-
scheinlich verhaltensdeterminierenden Anteile von Personen- und
Situationsfaktoren herausgearbeitet und durch (gegebenenfalls
alternative) Wenn-dann-Aussagen auf denkbare zukünftige Situ-
ationen projiziert werden“ (Steller 2005, S. 13).

Der Terminus „Risiko“ (R) kennzeichnet nach Kraemer et al.
(1997, S. 337) die Wahrscheinlichkeit (W) eines negativen Out-
puts bestimmter Intensität (Is). Im Blick auf die instrumen-
telle, extremistische Gewalt hängt die Intensität eines Schadens
mit Fähigkeiten (F) und Intentionen (It) der jeweiligen Akteure
zusammen. Personale (P) und situative (S) Risiko- und Schutz-
faktoren erhöhen oder reduzieren die Wahrscheinlichkeit einer
Gefahr (R = W [P + S] x Is [F + It]).

In der Prognoseforschung wird unter Berücksichtigung der
formalen Gesichtspunkte – bspw. des Grades der Item-Operati-
onalisierung, der Auswertungsart und des Vorhandenseins von
Regeln und Normen – zwischen den statistischen bzw. nomo-
thetischen und einzelfallorientierten erklärungsbasierten bzw.
idiografischen Prognoseansätzen unterschieden. Unter inhalt-
lichen Gesichtspunkten benennt Gretenkord (2013, S. 21) dar-
über hinaus Kriterien wie die theoretische Verankerung der
Verfahren, die Art der Items (statisch/dynamisch – Risiko-/
Schutzfaktoren) und die Zielgruppen.

2 Zwei Risikoinstrumente

2.1 Violent Extremism Risk Assessment (VERA-2R)

2.1.1 Diskussion

VERA wurde zwecks Expertenkonsultation im November 2009
vorgestellt und anschließend nach mehreren Anpassungen

zwischen 2010 und 2012 als kommerzielles RBeG-Instrument
auf den Markt gebracht (Pressman 2009). Seitdem hat es wei-
tere Überarbeitungen erfahren. 2015 erschien nach Beratungen
mit namentlich nicht genannten Experten die Version VERA-2R.
Im Gegensatz zur freien Testversion sind alle Nachfolger-Check-
listen nicht frei zugänglich. Die Entwicklerin des Instruments
nennt als Voraussetzung für die Anwendung eine zweitägige
Schulung und die Teilnahme an Supervisionen. Die Anwender
müssen überdies über Erfahrungen mit der Durchführung von
Risikobewertungen verfügen. Diese Voraussetzungen gelten aus
nicht nachvollziehbaren Gründen nicht für die vorherige Ver-
sion (VERA), auch wenn es sich hierbei um eine noch weniger
elaborierte Kriterienliste handelt (Hart et al. 2017, S. 11).

Der VERA-2 scheint eines der bekanntesten RBeG-Instrumente
zu sein. Zumindest wird es international intensiv beworben und
mit der finanziellen Förderung der Europäischen Kommission
im Rahmen des Programms „Horizon 2020“ in einer Reihe von
EU-Staaten implementiert. Dies überrascht kaum. Hat doch
seine Entwicklerin in vielen Publikationen zahlreiche Anwen-
dungsmöglichkeiten in verschiedenen Settings aufgezeigt – für
die individuelle Risikoeinschätzung (Pressman/Flockton 2012),
als methodische Blaupause für lokale CVE-Initiativen (Press-
man 2016) und im Strafvollzug (Pressman/Flockton 2014). Seit
2016 existiert zudem eine Checkliste zur Beurteilung der Cyber-
Risiken (CYBERA). Überdies soll das Instrument für Jugendliche
und Erwachsene gleichermaßen valide sein. Zugleich werden in
letzter Zeit Meinungen vertreten, die einen Nutzen für einige
Länder ob der spezifischen Betroffenenpopulationen in Frage
stellen (Herzog-Evans 2018). Nachfolgend soll der Frage nach-
gegangen werden, ob die VERA-Suite tatsächlich das halten
kann, was ihre Autorin verspricht.

Vergleicht man die wissenschaftlichen Begleitpublikationen
zum Instrument, fällt als erstes auf, dass sich weder das Verfah-
ren noch die Auswertungsmethodik wesentlich ändern. Zugleich
wird von Jahr zu Jahr der theoretische „Überbau“ jedoch kom-
plexer und ausgeklügelter. Inzwischen ist von einem evidenz-
basierten Ansatz sowie einer eigenständigen Risikobewer-
tungsmethode oder sogar von der diesem Instrument angeblich
innewohnenden „bayesschen Logik“ die Rede (Pressman 2016).
VERA-2 soll sogar auf einem komplexen dynamischen Modell
der Radikalisierung fußen, welches dem interessierten Leser
jedoch nicht näher erläutert wird (Pressman 2014, S. 267). Auf
eine ähnliche Weise gewann die Checkliste an Reliabilitätsgüte.

Neben den Vulnerabilitätsfaktoren wurde ein Leitfaden mit
drei Itemkategorien entwickelt: Deradikalisierung, Herauslösung
(Disengagement) und protektive Faktoren (Pressman 2009, S.
24). Diese Kriterien wurden in VERA-2 als protektive und risiko-
mindernde Faktoren teils integriert. Zugleich blieb unkommen-
tiert, wie die so verstandenen Schutzfaktoren das Risiko verrin-
gern. Der Zuwachs an Prädiktoren fiel vergleichsweise hoch aus:
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VERA bestand aus 28 Prädiktoren inkl. drei demographischer
Faktoren wie bei HCR-20, während VERA-2 31 und VERA-2R 34
Faktoren plus zusätzliche Indikatoren – bspw. kriminelle Vor-
geschichte, Persönlichkeitseigenschaften und Psychopathologie
– beinhalten. VERA-2 soll ein „Catch-all“-Instrument“ und für
alle extremistischen Spielarten aussagekräftig sein, auch wenn
einige Prädiktoren diesem Postulat widersprechen. So scheint
bspw. die zu messende Einstellung „Feindseligkeit gegenüber
nationaler Identität“ mit der Itemformulierung für ein hohes
Risiko – „Person hat kein Zugehörigkeitsgefühl und ist feindselig
gegenüber der nationalen Identität“ – zumindest in Hinblick auf
den Rechtsextremismus und ethno-nationalistischen sowie teils
„revolutionären“ islamistischen Terrorismus deplatziert. Darü-
ber hinaus fügte die Autorin sogar noch weitere Zielgruppen
hinzu. Das Instrument soll bei angehenden Auslandskämpfern
und Rückkehrern gleichermaßen eingesetzt werden können, um
Kohorten zu beurteilen. Aber auch zur Früherkennung ließe sich
VERA-2 anwenden. Ein so hehrer Anspruch lässt die Frage auf-
kommen, ob es einer einzigen Checkliste überhaupt möglich ist,
alle Spielarten und Motivlagen der politisch-ideologisch-weltan-
schaulich motivierten Gewalt sowie alle denkbaren Radikalisie-
rungsstadien – Affiliation, Konsolidierung, Fundamentalisierung
– valide und reliabel zu messen (vgl. Möller/Schuhmacher 2007,
Wagner 2014).

Später ging die Autorin einen Schritt weiter und erklärte,
dass VERA-2 nun ein komplexes dynamisches kausales Modell
zugrunde liege bzw. abbilde, das notwendige und hinreichende
kausale Bedingungen berücksichtige (Pressman 2016, S. 253).
Zugleich blieb sie die Antwort schuldig, welche Faktoren denn
notwendig und/oder hinreichend sein sollen. Stattdessen schlug
sie vor, die Prädiktoren des Instruments „umzustrukturieren“,
um konjunktive bzw. kausale Prognosen vorzunehmen. Zugleich
wurden keine logischen Regeln formuliert, nach denen den jewei-
ligen Bedingungen die Marker „notwendig“ und/oder „hinrei-
chend“ zugewiesen werden sollen. Oder anders formuliert: Die
Instrumentenentwicklerin legte keine logischen Zusammenhänge
zwischen den Prädiktoren offen. Nicht zuletzt liegt der Eklek-
tizismus des Verfahrens darin begründet, dass VERA ursprüng-
lich nicht als kausales Modell oder als eine Taxonomie notwen-
diger und/oder hinreichender Bedingungen konzipiert wurde.
Eine solche kausale Umstrukturierung der Indikatoren öffnet im
Übrigen der Willkür Tür und Tor, denn es bleibt schlussendlich
dem Anwender mit seinen subjektiven Erfahrungswerten überlas-
sen, die jeweiligen Faktoren zu „gewichten“. Vorliegende kausale
Modelle des Terrorismus legen einige methodische Defizite des
dynamischen Modells von VERA-2 offen (vgl. Davis et al. 2015).

Die Anwendung von VERA-2R setzt eine gute Fallkenntnis
voraus, die im Idealfall aus dem Studium verschiedener Infor-
mationsquellen resultieren soll. Die Autorin formulierte darüber
hinaus Beispielfragen, die optional an die zu beurteilende Per-
son gestellt werden können. Alle Indikatoren werden auf einer
dreistufigen Skala – niedrig, moderat und hoch – bewertet,
wobei für jede Merkmalsausprägung eine Operationalisierung
hinterlegt ist. Anschließend nimmt der Anwender eine Gesamt-
bewertung auf einer ebenfalls dreistufigen Skala vor (Sadowski
et al. 2017, S. 337; VERA-2R-Manual). Die Heuristiken dürften
jenen vom HCR-20 ähnlich sein.

Nach Scarcella et al. (2016, S. 10) erfüllt VERA-2 nur wenige
Anforderungen an die psychometrischen Eigenschaften eines Fra-
gebogens: Lesbarkeit (++), kulturelle Übersetzbarkeit (+), Befrag-
tenbelastung (++), Inhaltsvalidität (++) und Interrater-Reliabilität
(++), also insgesamt fünf von 17 möglichen Kriterien. Die Prü-
fung der Interrater-Reliabilität von VERA an fünf Fällen – basie-
rend auf offenen Quellen – und mit zwei Anwendern ergab jedoch
eher eine moderate Objektivität (vgl. Hart et al. 2017, S. 17). Die

„Inhaltsvalidität“ des Instruments basiert auf Expertenmeinun-
gen, was bei den SPJ-Checklisten zwar nicht selten ist. Zugleich ist
jedoch zu bedenken, dass die Zusammenstellung der jeweiligen Risi-
kofaktoren nicht (immer) anhand empirischer und evidenzbasier-
ter Studien erfolgte. Deshalb leitete die Autorin aus der Eigenschaft
„Augenscheinvalidität“ eine Art Kriteriums- und Konstruktvalidität
ab. Augenscheinvalidität liegt nach Pressman (2016, S. 262) vor,
wenn es so aussehe, dass der Test funktionieren würde. Daraus zieht
die Autorin jedoch eher fragwürdige Schlüsse. Trotz gegenteiliger
Behauptungen handelt es sich bei dieser „auf Expertenmeinungen
basierenden Augenscheinvalidität“ um eine anekdotische Evidenz
erfahrungsbasierter Anwendung (Hart et al. 2017, S. 19).

Zusammenfassend sei hervorgehoben, dass die Entwickler der
VERA-Suite beachtenswerte RBeG-Checklisten auf den Markt
gebracht haben, deren Messgenauigkeit und methodischer Güte
allerdings viel zu wenig Beachtung beigemessen wurde. Da die
Autorin von VERA gewissermaßen den sprichwörtlichen Wagen
vors Pferd spannte, bemüht sie sich im Nachhinein sichtlich um
einen ernst zu nehmenden theoretischen Überbau. Dabei kön-
nen die im dünnen Fundament versenkten Pfeiler diesem immer
schwerer werdenden Theoriegebäude kaum standhalten. Daher
sollten die entwickelten Instrumente einer eingehenden Prü-
fung unterzogen werden, bevor sie europaweit gestreut werden.

2.1.2 Risikokategorien und -merkmale

BA Überzeugungen, Einstellungen und Ideologie
BA1 Bindung an die Vorgaben einer gewaltlegitimie-

renden Ideologie

BA 2 Selbstwahrnehmung als Opfer von Ungerechtigkeit
und Benachteiligung

BA 3 Entmenschlichung/Dämonisierung der Quelle von
Ungerechtigkeit

BA 4 Ablehnung demokratischer Gesellschaft und Werte

BA 5 Erleben von Hass, Frustration, Verfolgung und
Entfremdung

BA 6 Feindseligkeit gegen nationale kollektive Identität

BA 7 Mangel an Empathie und Verständnis für die
Out-Gruppe

SCI Sozialer Kontext und Absicht
SCI 1 Interessent, Konsument und Entwickler von

gewalttätigem extremistischen Material

SCI 2 Identifikation von Angriffszielen
(Personen, Orte, Gruppen)

SCI 3 Persönlicher Kontakt mit gewalttätigen
Extremisten

SCI 4 Erklärte Absicht gewalttätigen Handelns

SCI 5 Bereitschaft für die Sache zu sterben

SCI 6 Erklärte Absicht, Gewaltaktionen zu planen und
vorzubereiten

SCI 7 Anfälligkeit für Beeinflussung, Autoritäten und
Indoktrination

HAC Geschichte, Handlungen, Kompetenzen
HAC 1 Früher Umgang mit einer gewaltlegitimierenden

Ideologie

HAC 2 In Gewalthandlungen involviertes Netzwerk
(Familie, Freunde)

HAC 3 Historie der Gewaltkriminalität
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HAC 4 Taktisches, paramilitärisches Training und/oder
Sprengstoffausbildung

HAC 5 Ideologisches Training

HAC 6 Zugang zu Geld und anderen Ressourcen, organi-
satorische Fähigkeiten

CM Engagement und Motivation
CM 1 Gewaltlegitimation und -verherrlichung

CM 2 Motiviert durch kriminellen Opportunismus

CM 3 Bindung an eine Gruppe und Ideologie

CM 4 Motiviert durch moralisches Imperativ und morali-
sche Überlegenheit

CM 5 Motiviert durch Aufregung und Abenteuer

CM 62 Erzwungene Beteiligung an gewalttätigem
Extremismus

CM 7 Statusstreben

CM 8 Sinnsuche

P Protektive Faktoren
P 1 Weniger rigide und verabsolutierende (Re-)Inter-

pretation der Ideologie

P 2 Ablehnung der Gewalt zur Zielerreichung

P 3 Veränderung der Feindwahrnehmung

P 4 Teilnahme an Deradikalisierungsprogrammen

P 5 Unterstützung von Gewaltlosigkeit durch die
Gemeinschaft

P 6 Unterstützung von Gewaltlosigkeit durch Familie
und andere relevante Personen

Ergänzende Indikatoren

CH Kriminelle Vorgeschichte
CH 1 Klient des Jugendstrafsystems/Verurteilung wg.

Straftaten ohne Gewalt

CH 2 Nicht-Einhaltung von Bedingungen oder Auflagen

PH Persönliche Vorgeschichte

PH 1 Gewalt in der Familie

PH 2 Erziehungsprobleme und/oder Unterbringung in
einer Einrichtung der Jugendpflege

PH 3 Probleme mit Schule und Arbeit

MD Psychische Störungen
MD 1 Persönlichkeitsstörung

MD 2 Depressive Störungen und/oder
Selbstmordversuche

MD 3 Psychotische und/oder schizophrene Störung

MD 4 Störung im autistischen Spektrum

MD 5 Posttraumatische Belastungsstörung (PTBS)

MD 6 Störung aufgrund von Substanzmissbrauch

SPJ Finale Gesamtbewertung

Tab. 1: Risikokategorien und -faktoren des VERA-2(R).

Quelle: VERA-2R-Manual

2.2 Extremism Risk Guidance (ERG 22+)

2.2.1 Diskussion

Die 2009 entstandene Liste „Structured Risk Guidance” war
das erste entwickelte SPJ-Instrument zur Risikobewertung

extremistischer Bestrebungen.3 Die Folgeversion ERG 22+ (wei-
ter: ERG) wird in England und Wales sowie seit kurzem in Min-
nesota eingesetzt (Herzog-Evans 2018). In Schottland findet
demgegenüber VERA-2R Anwendung. Im Gegensatz zu der auf
Schreibtischrecherchen basierenden VERA-Suite entstand ERG,
wie die Indikatorenliste nach dem Abschluss entsprechender
Evaluationsmaßnahmen seit 2011 heißt, anhand einer metho-
dischen Triangulation: der Fallarbeit mit insgesamt über 40 ver-
urteilten extremistischen Straftätern, von denen mindestens
20 auch interviewt worden sein sollen; eines Vergleichs zwi-
schen 20 inhaftierten Extremisten und 12 wegen Terrorismus-
delikten verurteilten Gefangenen; der internationalen Litera-
turrecherche; der Expertenkonsultation und wissenschaftlichen
Begleitung durch ein Beratungsgremium, zu dem auch Terro-
rismusexperten gehörten. Im Rahmen der begleitenden Evalu-
ationsmaßnahmen fanden insgesamt 15 Tiefeninterviews mit
„strategischen Stakeholdern“ und Anwendern der noch nicht
rubrizierten Checkliste mit zum damaligen Zeitpunkt 21 iden-
tifizierten Risikofaktoren statt, was nicht repräsentativ für alle
mit dem Instrument bewerteten Straftäter ist, wie die Autoren
zu Recht betonten (Webster et al. 2017, S. 1, 6).

Unter Heranziehung des „Offender Assessment System“ (OASys)
leiteten die Autoren zudem relevante Unterschiede zwischen
den extremistischen und nicht extremistischen Straftätern ab
(Herzog-Evans 2018, S. 6). Die Systematisierung der 22 Prä-
diktoren entlang dreier für extremistische Verlaufspfade rele-
vanten Dimensionen – des Engagements als Affiliation mit der
Gruppe und/oder Identifikation mit der „Sache“, der Absicht als
Bereitschaft, sich zu engagieren, und der relevanten Fähigkei-
ten – erfolgte durch 35 Strafvollzugsbeamte mit Erfahrungen im
Umgang mit extremistischen Gefangenen (Lloyd/Dean 2015, S.
46). Des Weiteren fand ein „Peer-review“-Verfahren innerhalb des
Gefängnis- und Bewährungsdienstes (NOMS) statt, unterstützt
durch zwei Experten auf dem Gebiet der Risikobewertung aus
dem Beratungsgremium. 2015 wurden nach Eigenangaben etwa
150 Straftäter aus den Bereichen Rechtsextremismus, Einzel-
streitfragenextremismus und Bandenkriminalität mit dem Instru-
ment bewertet. Der ERG ist nah am SPJ-Verfahren im eigentlichen
Sinn. Dieses dreidimensionale Modell stellt ein Instrument an der
Schwelle zur vierten Generation bzw. zu einem RNR-Modell (Risk-
Need-Responsivity) dar, das mit den Maßnahmen von „Healthy
Identity Intervention“ (HII) korrespondiert.

Der Kategorisierung des Radikalisierungsrisikos im ERG-
Modell liegt eine Prämisse zugrunde, der zufolge es sich hier-
bei vordergründig um ein psychologisches Phänomen handelt,
was unter einigen Experten als methodologischer Individua-
lismus und psychologischer Reduktionismus bzw. Atomismus
unter Kritik steht (Knudsen 2018, S. 3). Als Anwender kommen
forensische Psychologen und erfahrene Bewährungshelfer, die
an einem zweitägigen Training teilgenommen haben, in Frage.
Zugleich wiesen die Instrumentenentwickler darauf hin, dass
terroristische Karrieren durchaus politische und soziale Ursa-
chen haben. Diese werden allerdings im Sinne der Theorie der
Selbstkategorisierung und der Sozialisation in den Terrorismus
vordergründig als psychologische Korrelate gedeutet (Lloyd/
Dean 2015, S. 43 f.). Nach Scarcella et al. (2016, S. 10) erfüllt
der ERG nur wenige relevante psychometrische Kriterien: Les-
barkeit (++), kulturelle Übersetzbarkeit (+), Befragtenbelastung
(++), Inhaltsvalidität (++) und Interrater-Reliabilität (++).

Ziel war es, ein empirisch fundiertes Instrument zu entwi-
ckeln, das ein effizientes Risikomanagement und effektive
Interventionen ermöglichen würde. Dafür war eine klinisch sen-
sitive, empirische und ethisch vertretbare „Methodologie“ not-
wendig (Lloyd/Dean 2015, S. 41). Die Autoren orientierten sich
an der in Großbritannien gängigen Extremismusdefinition, die
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nicht nur soziale, politische und ideologische Belange, sondern
auch opportunistische und kriminelle Motivlagen umfasst. Bei
der Entwicklung fand der postulierte Unterschied zwischen dem
extremistischen und nicht extremistischen Denken im Kontext
der (kognitiven) integrativen Komplexität Berücksichtigung.
Demzufolge wohnen ersterem simplizistische, reduktionistische
und dichotome Züge inne (vgl. das Konzept des „Motivated Rea-
soning“). Das ERG-Modell basiert auf der Theorie des überlegten
Handelns bzw. des geplanten Verhaltens (auch als Modell von
Ajzen/Fishbein bekannt), das besagt, dass das tatsächliche Ver-
halten von Verhaltensabsichten und Intentionen determiniert
wird (der Ansatz der rationalen Handlungswahl, vgl. die Selbst-
bestimmungstheorie). Diese stellen ein Ergebnis der persönli-
chen Einstellung zum Verhalten und der normativen Überzeu-
gungen inkl. Verhaltenskontrolle dar (Lloyd/Dean 2015, S. 43).

Eine weitere wichtige theoretische Prämisse des ERG-Ansatzes
ist die Fokussierung der Affiliations- bzw. Engagementsebene.
Die im SRG angelegte Risikokategorie „Überzeugungen und
Motivation“ wurde in ERG durch „Engagement“ bzw. „Identi-
fikation“ ersetzt, verstanden als eine dynamische Balance zwi-
schen den Zug- und Druckfaktoren; weitere relevante Risikoka-
tegorien sind „Absicht bzw. Intention“ und „Fähigkeiten“.4

Einige aus der Terrorismusforschung übernommene Prämissen
liegen diesem Verfahren zugrunde, die mit weiteren Fallbeobach-
tungen kombiniert wurden. Einerseits findet in der Population
eine Überidentifikation mit einer Ideologie, Gruppe oder Sache
statt, die zur Transformation der Ich-Identität führt. Andererseits
akzeptieren Extremisten ein Erklärungsnarrativ für das beobach-
tete Weltgeschehen; sie teilen die Welt in Eigen- und Fremdgrup-
pen und fällen moralische Urteile über die Anderen. Nicht minder
relevant sind die sozialen Dominanzansprüche sowie Machtaus-
übung und -kontrolle. Am wichtigsten erscheint allerdings der
gemeinsame Nenner für alle extremistischen Akteure: die wahr-
genommenen Ungerechtigkeiten und Missstände (Lloyd/Dean
2015, S. 44 f.). Besonders hervorgehoben sei die Beobachtung,
der zufolge es unterschiedliche Pfade der Radikalisierung im
Blick auf das Verhältnis zwischen der revolutionären und trans-
nationalen islamistischen Ideologie gibt. Es liegt nahe, dass diese
Verlaufsmuster verschiedene Funktionen erfüllen und unter-
schiedlichen Bedürfnissen entspringen können.

Der ERG-Leitfaden dient als Orientierungshilfe bei der Fallarbeit
bzw. Fallformulierung. Daher findet keine Skalierung der Risi-
kofaktoren statt; das Kombinieren von Variablen soll eine „Risi-
kogeschichte erzählen“ (ebd., S. 46). Das Item „Sonstige Fakto-
ren“ (dafür steht „+“ in der Instrumentenbezeichnung) macht
es möglich, andere psychologisch relevante Vulnerabilitätsfakto-
ren einzubeziehen: fehlende emotionale Resilienz, biographische
Brüche, Beziehungsprobleme, Hedonismus, Heroismus, Verschwö-
rungsdenken, Imponiergehabe u.a. (Herzog-Evans 2018, S. 19).

Die methodische Vorgehensweise erinnert in etwa an die
Methode der idealtypisch-vergleichenden Einzelfallanalyse.
Die Anwender sollen die Liste qualitativ in Hinblick auf eine
Reihe von relevanten Fragen bearbeiten: Welche kontextuellen
Umstände trugen oder können zu extremistischen Straftaten
beitragen? Welche persönlichen Merkmale (Bedürfnisse, Prädis-
positionen) taten/tun dies? Welche Bedeutung hatte bzw. kann
die Straftat für die betroffene Person haben? Welche Umstände
und Eigenschaften können sie davon abhalten bzw. sie davor
schützen, Straftaten zu begehen? Hinsichtlich der letzten
zu beantwortenden Frage fällt negativ ins Gewicht, dass das
Instrument keine Schutzfaktoren enthält. Diese Inkonsistenz
scheint jedoch durch das Interventionsprogramm „Healthy
Identity Intervention“ ausgeglichen worden zu sein.

Zusammenfassend sei hervorgehoben, dass das ERG-Instrument
aufgrund theoretischer Konstrukte (Selbstkategorisierungstheorie,

Theorie des geplanten Handelns) und der Fallarbeit inkl. wissen-
schaftlicher Begleitung und Evaluation als RNR-Modell entwickelt
wurde. Dessen Verfahren der erklärungsorientierten Fallformulie-
rung ließe sich mit MIVEA vergleichen, auch wenn die letztere
Methode auf einer deutlich solideren empirischen Basis entstan-
den ist. Im Gegensatz zur VERA-Checkliste, die ursprünglich eklek-
tisch in Anlehnung an den HCR-20 als Grundlage für Interventi-
onen beschrieben wurde, wohnt dem ERG-Verfahren der Präven-
tions- und Interventionsgedanke inne. Dessen Ausdruck ist das
entworfene HII-Interventionskonzept. Zugleich ist es nicht sum-
mativ, sondern eher idiographisch angelegt, auch wenn sich die
Urteilsbildung an vorgegebenen Kriterien orientiert. Auch wenn
der ERG überzeugender erscheint, ist dennoch dem Urteil von
Herzog-Evans (2018, S. 20) zuzustimmen: „The capacity of both of
these tools [VERA und ERG, M. L.] to truly assess risk is currently
unknown and debatable.“

2.2.2 Risikokategorien und -merkmale

Engagement
1 Bedürfnis, Ungerechtigkeit zu beseitigen und Miss-

stände anzusprechen

2 Bedürfnis, Gefahren abzuwehren

3 Bedürfnis nach Identität, Sinn, Zugehörigkeit

4 Bedürfnis nach Status (Statussuche)

5 Bedürfnis nach Aufregung, Kameradschaft oder
Abenteuer

6 Bedürfnis nach Dominanz (Dominanzstreben)

7 Anfälligkeit für Indoktrination

8 Politische/moralische Motivation

9 Opportunismus

10 Extremistische Straftaten unterstützende Familie
oder Freunde

11 Übergangsphasen

12 Bereitschaft für die Sache zu sterben

13 Psychische Verfassung

Intention bzw. Bereitschaft
1 Überidentifikation mit der Gruppe

2 Wir/Ihr-Denken

3 Dehumanisierung der Feinde

4 Straftaten fördernde Einstellungen

5 Schädigende Methoden der Zielerreichung

6 Schädigende Zielsetzungen

Fähigkeiten
1 Wissen, Fertigkeiten und Kompetenzen

2 Zugang zu Netzwerken, Geld und Ausrüstung

3 Kriminelle Historie

+ Andere Faktoren

Tab. 2: Risikokategorien und -faktoren des ERG 22+.

Quelle: Lloyd/Dean (2015, S. 46)

3 Bilanz

Die diskutierten RBeG-Instrumente wurden nur mangelhaft vali-
diert, in der Regel von Personen und/oder Institutionen, die am
Entwicklungsprozess beteiligt waren. VERA fußt hauptsächlich auf
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anekdotischen Evidenzen in Form von Urteilen von konsultierten
Anwendern. Statistisch signifikante Korrelationen oder radikalisie-
rungsrelevante Kausalitäten konnten von den Instrumentenent-
wicklern nicht aufgezeigt werden. Als Heiliger Gral der RBeG wird
daher das SPJ-Verfahren dargeboten, auch wenn sich das Verfahren
in Ermangelung empirisch fundierter Risikofaktoren als stumpfes
Schwert erweist. Der Test des Instruments beschränkte sich auf die
Einschätzung von einigen wenigen, gut bekannten sowie recher-
chierten Fällen und auf die Kontrolle der Interrater-Reliabilität.
Weitergehende Tests von VERA-2 scheiterten bspw. an organisatori-
schen und finanziellen Schwierigkeiten, da unter anderem einer der
Autoren für Schulungen der Anwender nicht bezahlt und somit die
Checkliste nicht erworben werden konnte (Hart et al. 2017, S. 20).

Der ERG dient im Gegensatz zu VERA primär dazu, krimino-
valente Bedürfnisse und Prädispositionen zu identifizieren,
die eine Intervention notwendig erscheinen lassen. Der Bewer-
tungsansatz basiert daher auf einer Fallformulierung, „Diagno-
seerstellung“, Bildung von Hypothesen über die Rolle der Vul-
nerabilitätsfaktoren bei Straftaten und Ausarbeitung von Prog-
nosen über die zukünftige extremistische Kriminalität. Ziel von
ERG ist somit primär das Risikomanagement, während VERA
vordergründig eher zwecks Risikobewertung entwickelt wurde.
VERA hob dabei vor allem auf die Ideologie ab. Das zentrale
Konstrukt von ERG ist „Identität“, wobei die Psychopathologie

im Gegensatz zu VERA keine große Rolle spielt. Weitere Unter-
schiede betreffen die Skalierung der zu erfassenden Risikofak-
toren (entfällt bei ERG) und das Ansprechbarkeitsprinzip (fehlt
bei VERA) (vgl. Herog-Evans 2018, Lloyd-Dean 2015).

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass trotz gegenteiliger
Verlautbarungen die extremismusrelevante Prognoseforschung
erst am Anfang ihres langen Weges steht und im Blick auf ihre
empirische Fundiertheit sowie theoretische Verankerung einen
großen Nachholbedarf aufweist. Es verwundert schon sehr, dass
die am meisten beworbenen und eine weite Verbreitung gefun-
denen SPJ-Checklisten den üblichen methodologischen und
methodischen Anforderungen am wenigsten entsprechen. Die
sicherheitsrelevante (Kriminal-)Prognose mit mehr als spürba-
ren Folgen für die betroffenen Personen sollte nicht auf vagen
und kaum bzw. nur oberflächlich getesteten Annahmen beruhen.
Unabhängig davon sollten die sich im Umlauf befindlichen kom-
merziellen Instrumente auf eine solidere theoretische und empi-
rische Basis gestellt werden. Denn ihre Anwendung auf unter-
schiedliche Zielgruppen und Sub-Populationen in verschiedenen
Settings birgt Tücken, die aus einem Über-, aber auch aus einem
Untermaß resultieren können. Daher bleibt die Frage – Wie hoch
ist die Wahrscheinlichkeit, dass ein als gefährlich klassifizierter
Extremist tatsächlich gefährlich wird? – von großer Wichtigkeit.

Anmerkungen

1 Dr. Michail Logvinov ist Extremismusforscher und Fachkraft für Kriminalprävention.
Er wirkt im Verbund wissenschaftlicher Mitarbeitender des BAMF-Forschungszentrums
mit, der aus den Mitteln des Nationalen Präventionsprogramms gegen islamistischen
Extremismus finanziert wird. Die Literaturliste zu diesem Fachbeitrag ist in der
Online-Ausgabe der Zeitschrift unter www.kriminalpolizei.de abrufbar.

2 CM 6 bis CM 8 stellen Merkmale dar, die erst in der Fassung von VERA-2R vorkommen.
3 Hart et al. (2017, S. 15) behaupten demgegenüber, dass ERG aufgrund einer „syste-

matischen Analyse existierender Tools (inkl. VERA 2 und MLG)“ entstanden sei, was
den Angaben der ERG-Entwickler widerspricht (Lloyd/Dean 2015).

4 „[…] the first dimension concerns the process of engagement and includes the fac-
tors that motivate an individual to engage with a group, cause, or ideology. The
second concerns the degree of intent or readiness to offend associated with the indivi-
dual mindset, including what they would do and to what end. The third concerns the
individual’s capability of carrying out an act of terrorism. […] Aspects of capability
can also provide information about intent where individuals had clearly developed a
capability for terrorism through, for example, amassing materials for bomb making or
reconnoitring possible terrorist sites. Experience suggests that capability is perhaps the
most difficult dimension to assess and requires clarity over what level of capability is
of concern” (Lloyd/Dean 2015, S. 46).

REZENSION
Jarass/Pieroth, Grundgesetz für
die Bundesrepublik Deutschland,
Kommentar. 16. Auflage 2020
Die 16. Auflage des „Jarass/Pieroth“
ist von Prof. Dr. Hans D. Jarass und
erstmals Prof. Dr. Martin Kment
bearbeitet worden. Prof. Dr. Bodo
Pieroth ist nach 15 Auflagen des
gemeinsamen Werkes ausgeschie-
den. Beide Autoren stehen für eine

umfassende Fachkompetenz. Hans D. Jarass ist Direktor
des ZIR-Forschungsinstituts für deutsches und europäi-
sches Recht an der Wilhelm-Universität Münster und Martin
Kment Lehrstuhlinhaber für Öffentliches Recht und Euro-
parecht sowie Geschäftsführender Direktor des Instituts für
Umweltrecht an der Universität Augsburg.
Der Kommentar, der zur Reihe „Gelbe Erläuterungsbücher“
zählt, ist ein zuverlässiges und zudem recht preiswertes
Hilfsmittel für jeden, der schnelle Antworten auf verfas-
sungsrechtliche Fragen sucht. Er präsentiert in kompri-
mierter Form die Rechtsprechung des BVerfG und der übri-
gen obersten Bundesgerichte. Das einschlägige Schrifttum
wird hingegen nur in Ansätzen berücksichtigt. Es geht
den Autoren erkennbar darum, Kommentare, Handbücher
und Fachaufsätze zu erschließen und damit eine fundierte
Handreichung für eine vertiefende Auseinandersetzung mit

Auslegungsfragen des Grundgesetzes zu geben. Entspre-
chend wird auf die Ausweisung älterer Quellen auch bewusst
verzichtet.
Jedem Grundgesetzartikel ist eine Kurzübersicht an ausge-
wählter Literatur vorangestellt. Es folgt bei längeren Kom-
mentierungen ein Inhaltsverzeichnis, das die schnelle und
zielgerichtete Recherche ermöglicht.
Durch einen stringenten Aufbau, der sich insbesondere im
Grundrechtsteil an rechtswissenschaftlichen Falllösungen
orientiert, die Kompaktheit und Aktualität ist der Kommen-
tar für Praktiker, Lehrende und Studierende gleichermaßen
gut geeignet. Dies gilt gerade auch für den Polizeivollzugs-
dienst, für den verfassungsrechtliche Fragen von herausra-
gender Bedeutung sind.

Hartmut Brenneisen, Preetz/Worms

Autoren: Hans D. Jarass, Martin Kment
Titel: Grundgesetz für die Bundesrepublik

Deutschland, Kommentar
Auflage: 16. Auflage 2020
Format: 1434 Seiten, 12,8 x 19,4 cm, Hardcover
Preis: 65,00 Euro
ISBN: 978-3-406-74875-2
Verlag: Verlag C. H. Beck oHG
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Vom seltenen Fall zum
seltsamen Fall!

Von Dr. Susanne Rieckhof, Kiel

Ende Oktober 2020 erhalte
ich in meiner Eigenschaft als
federführendes Mitglied der

GdP-Rechtsschutzkommission (RSK) einen Antrag auf Rechts-
beratung wegen „Veröffentlichung meiner Hausarbeit unter
Namen..., KHK“ in der Zeitschrift „Die Kriminalpolizei“ – Aus-
gabe Nr. 2/2020. Die Kollegin, die Mitglied in der GdP ist,
schickt auch den fraglichen Artikel über „Die informatorische
Befragung in der polizeilichen Praxis“ und ihre Hausarbeit vom
Oktober 2018 mit. Bei einer ersten Durchsicht und Prüfung
fällt sofort auf, dass es sich bei dem Aufsatz zu 90% um eine
Kopie der von ihr im Polizeistudium angefertigten Hausarbeit
handelt. Das geistige Eigentum – das Urheberrecht – an die-
ser Arbeit liegt zumindest dominierend bei unserer Kollegin,
die im Sommer 2020 erfolgreich ihr Studium zur Kriminalkom-
missarin beendet hat. Daran ändern auch die Betreuung durch
den KHK und Hochschullehrer sowie die relativierende Studi-
enordnung des Fachbereichs nichts.

Sie wendet sich an diesem Herbsttag nun an ihre GdP, weil
sie in einem vorangegangenen Telefonat mit dem hauptamt-
lichen Dozenten „herablassend und abfällig“ (wie der Dozent
später selbst einräumen sollte) behandelt worden sei. Hätte er
sich in der ersten Konfrontation mit dem Vorwurf gegenüber
seiner ehemaligen Studentin entschuldigt, wäre diese Urheber-
rechtsverletzung wohl nie offenbar geworden.
So nimmt nun aber die Geschichte eine andere Wendung:

Die Kommissarin ruft auch den Dekan des Fachbereichs
an, um ihn über diesen Sachverhalt zu informieren. Dieser
beraumt nach einer Prüfung des Vorwurfs ein moderiertes
Gespräch zwischen der Lehrkraft und unserem Mitglied an. Da
Letztere nicht allein zu dem Termin gehen möchte, begleite
ich sie. Dies haben wir zuvor angekündigt. Zu dem moderier-
ten Gespräch mit Dozent und Dekan bereiten wir eine Abmah-
nung mit Unterlassungserklärung vor, welche die RSK im Rah-
men einer rechtlichen Beratung durch eine Vertrauensanwältin
in Auftrag gegeben hat. Noch in der Nacht vor dem Termin
ändert unser Mitglied die vorbereitete Unterlassungserklärung
dahingehend, dass der Ersatz des Schadens, den wir in Höhe
von 2.500 € für ausreichend und angemessen erachten, nicht
ihr persönlich zu Gute kommen soll, sondern unserem GdP-
Hilfs- und Unterstützungsfonds sowie einem Kollegen, der im
vergangenen Jahr einen harten Schicksalsschlag hatte verkraf-
ten müssen. Für sich selbst möchte die junge Kollegin nichts
haben! Das Gespräch findet am 2. Dezember statt.

Zunächst spricht der Dozent verniedlichend und abge-
hoben von einem „Erratum“, was seiner Meinung nach in
der GdP-Zeitschrift „Die Kriminalpolizei“ abgedruckt wer-
den sollte, um dann zu betonen, dass er nicht gewillt sei,
einen Kniefall vor unserer Kollegin zu machen. Wenn sie
seinen Kopf fordere, könne sie diesen haben, er würde dann
„eben wieder den gleichen Kram“ machen, wie die Kolle-
gin es tue. Er fragt sodann, was sie denn schon wisse aus
ihrer Erfahrung von nur einer Fakultät, schließlich sei das

an anderen Hochschulen gang und gäbe, dass Dozenten die
Arbeiten ihrer Studierenden unter ihrem eigenen Namen ver-
öffentlichen. Als wir ihm dann die Abmahnung nebst Unter-
lassungserklärung überreichen, hält er es für absurd, eine
solche Summe zu „spenden“, schließlich handele es sich

Gütekriterien von
Fachaufsätzen:
Sachkenntnis, Objektivität
und Ehrlichkeit
Von Hartmut Brenneisen, Preetz/Worms

Seit den 1970er-Jahren beschäftige ich mich intensiv mit der
polizeispezifischen Literatur – zunächst als Studierender und
Praktiker, dann als Lehrender und zugleich Herausgeber und
Autor von zumeist rechtswissenschaftlichen Publikationen
sowie seit 2017 zusätzlich als Verantwortlicher Redakteur der
auflagenstarken Fachzeitschrift „Die Kriminalpolizei“.

Aus vielen persönlichen Kontakten weiß ich, dass die
allermeisten Autorinnen und Autoren nicht nur unein-
geschränkt objektiv und ehrlich agieren, sondern neben
ihrer Expertise und erheblichem Arbeitsaufwand auch
viel Herzblut in ihre Fachbeiträge investieren.

Nunmehr ist der Redaktion bekanntgeworden, dass
ein unserer Zeitschrift eingereichter Aufsatz zur infor-
matorischen Befragung in wesentlichen Punkten auf
einer studentischen Hausarbeit basiert – und dies ohne
jede Absprache mit der betreuten Verfasserin und ohne
Berücksichtigung bestehender Urheberrechte.

Ein Verhalten dieser Art ist nicht hinnehmbar, verletzt
es doch neben dem geschriebenen Recht auch das unab-
dingbare Vertrauensverhältnis zwischen den Beteiligten
und beleidigt alle redlich und nach wissenschaftlichen
Standards arbeitenden Autorinnen und Autoren.

Es versteht sich von selbst, dass Herausgeber, Verlags-
leitung und Redaktion angemessene Maßnahmen getrof-
fen haben. Allein eine Entschuldigung reicht in diesem
Fall nicht aus und auch ein möglicher Irrtum über beste-
hende Rechtsansprüche führt zu keiner anderen Bewer-
tung der Sachlage. Wir sind indes zuversichtlich, dass dies
ein bedauerlicher Einzelfall bleiben wird und setzen neben
den bestehenden Kontrollmechanismen auf ein ausgepräg-
tes Selbstverständnis sowie hohes Qualitätsbewusstsein
in der polizeilichen Literaturszene. Wir freuen uns auch
künftig auf eine vertrauensvolle Zusammenarbeit mit allen
Autorinnen und Autoren unserer Fachzeitschrift.

Foto: H. Immel/GdP.
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Strafrechtliche Recht-
sprechungsübersicht

Von EPHK & Ass. jur. Dirk Weingarten, Wiesbaden

Wir bieten Ihnen einen Überblick über strafrechtliche Entschei-
dungen, welche überwiegend – jedoch nicht ausschließlich – für
die kriminalpolizeiliche Arbeit von Bedeutung sind. Im Anschluss
an eine Kurzdarstellung ist das Aktenzeichen zitiert, so dass eine
Recherche möglich ist

I Materielles Strafrecht

§§ 113, 114, 223 Abs. 2, 22, 23 StGB – Widerstand gegen
Vollstreckungsbeamte, tätlicher Angriff auf Vollstreckungs-
beamte, versuchte Körperverletzung; hier: Tateinheit,
keine Gesetzeskonkurrenz. Ein Streifenteam (B und C) war
zur Schlichtung eines Streits zwischen zwölf Bewohnern eines
Flüchtlingswohnheims gerufen worden. Einer der daran Betei-
ligten war der Angeklagte (A). Als dieser in Anwesenheit der
Polizisten mit seinem beschuhten Fuß in Verletzungsabsicht
nach einem vermeintlichen Kontrahenten (R) trat, zog ihn der
B nach hinten, um weitere Übergriffe zu verhindern. Sofort
beschimpfte der A ihn und trat mehrfach mit bedingtem Kör-
perverletzungsvorsatz in Richtung seiner Beine, um sich zu
befreien und weiter auf den R einwirken zu können. Als ihm
kein Treffer gelang, weil B ausgewichen war, trat er wütend
ziel- und wahllos um sich, um die neben ihm stehenden Poli-
zeibeamten zu verletzen. B versuchte zunächst vergeblich, den

A nach unten zu drücken, was dieser mit seiner Gegenwehr
verhinderte. Erst durch Hilfestellung des C gelang es, den A zu
Boden zu bringen. Dort trat dieser mit Körperverletzungsvor-
satz in Richtung beider Polizeibeamter. Sie fixierten ihn mit-
hilfe eines weiteren Beamten schließlich am Boden, so dass er
seine Gegenwehr einstellte. Verletzungen erlitten die Beamten
nicht.

Der A wurde wegen gefährlicher Körperverletzung und wegen
der Taten gegen B und C zu einer Gesamtstrafe von drei Jahren
verurteilt. §§ 113, 114 und 223 Abs. 2 StGB standen dabei in
Tateinheit. Keines der Delikte trat zurück (wegen Spezialität,
Subsidiarität oder Konsumtion), da jeder Straftatbestand eine
andere Schutzrichtung habe. § 223 StGB schützt die körperliche
Unversehrtheit einer Person. Dagegen dient § 113 StGB in ers-
ter Linie dem Schutz der Autorität staatlicher Vollstreckungs-
akte und damit dem Schutz des Gewaltmonopols des Staates;
darüber hinaus schützt er auch die Personen, die zur Vollstre-
ckung berufen sind. § 114 StGB dient dagegen vor allen Dingen
dem individuellen Schutz von Vollstreckungsbeamten während
ihres Dienstes und schützt damit nur mittelbar das überindi-
viduelle Interesse an der Dienstausübung. Nach § 114 StGB ist
ein Vollstreckungsbeamter nicht nur vor Angriffen gegen seine
körperliche Unversehrtheit geschützt, sondern auch vor allen
anderen mit feindseligem Willen unmittelbar auf seinen Körper
zielenden Handlungen. Hinweis: Bringen Sie zwingend alle

lediglich um einen „Artikel in einer Sub-Altherren-Zeitung“.
Im Laufe des Gesprächs räumt er dann ein, Veröffentlichun-
gen gebraucht zu haben, um sich in eine gute Startposition
für eine hauptamtliche Stelle zu begeben. Ihm sei nur „wich-
tig, raus aus der Polizei zu kommen.“ Schließlich resümiert
er selbst, dass Ignoranz und Ehrgeiz ihn mal wieder hätten
stolpern lassen, so dass er sich bei der Kollegin entschuldigt.
Zu mehr sei er jedoch nicht bereit! Und dies aus dem Mund
eines hauptamtlichen Dozenten, der auf der Homepage der
Hochschule unter anderem für das Studienfach Ethik ausge-
wiesen ist!

Wir beenden das Gespräch mit dem Hinweis darauf, dass
die Abmahnung erklärt und überreicht sei und der Dozent
sich die Abgabe der Unterlassungserklärung noch überlegen
könne. Tatsächlich kommt ca. eine Woche später die Frage
nach der Postadresse unserer Kollegin, so dass es für eine
Weile so aussieht, als wäre spät die Einsicht gekommen und
das grobe Aufbrausen nur der peinlichen Überraschungssi-
tuation geschuldet war. Als dann aber die Unterlassungser-
klärung endlich eintrifft, wird klar, dass diese gänzlich und
nicht abgestimmt geändert wurde: Statt der 2.500 € wurden

lediglich 200 € (das sind 8%!) für einen völlig anderen als die
von uns benannten guten Zwecke bezahlt, um den „vermeint-
lich entstandenen Schaden“, den er in einer Höhe von 170 €

(= sein Honorar für den Artikel) beziffert und großzügig auf-
rundet, auszugleichen.

Da hat doch jemand ganz klar den Schuss nicht gehört: Eine
Urheberrechtsverletzung ist kein Kavaliersdelikt. Dennoch
möchte die betroffene Kollegin einfach nur ihren Rechtsfrie-
den, da ihr an einem harmonischen und kollegialen Miteinan-
der gelegen ist. Nur weil sie von der GdP-Rechtsschutzkommis-
sion intensiv betreut, beraten und begleitet wird, kommt die-
ser Sachverhalt nun auch ans Tageslicht. Die Reichweite dieser
Zeitschrift mit einer Auflage von immerhin etwa 20.000 Exem-
plaren scheint der Dozent offenbar nicht gut genug zu ken-
nen und seine Reputation, seine Unterrichtsbefähigung sowie
seinen angestrebten Doktortitel an der Fernuniversität Hagen
nicht sonderlich in Gefahr zu sehen…

Foto: T. Gründemann/GdP.
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Paragraphen zur Anzeige! (BGH, Beschl. v. 11.6.2020 – 5 StR
157/20)

§§ 201, 205 StGB – Verletzung der Vertraulichkeit des
Wortes; hier: Vertraulichkeit einer Polizeikontrolle. Am
Rande einer Demonstration ging die unbeteiligte Filmerin (A)
her und filmte die verbale Auseinandersetzung zwischen einer
Polizeibeamtin (P) und einer Demonstrationsteilnehmerin (D).
Hierzu hielt A ihr Handy zunächst ca. 15 bis 20 cm vor das
Gesicht der Polizeibeamten und zeichnete dies auf. Das gesamte
von der A gefertigte Video hat eine Länge von 8 Minuten 46
Sekunden. Das maßgebliche Gespräch mit der D befindet sich
im Abschnitt 5.14 Minuten bis 6.37 Minuten. Das Mobiltelefon
der A samt SIM-Karte wurde anschließend sichergestellt bzw.
beschlagnahmt.

Der Tatbestand des § 201 Abs. 1 Nr. 1 StGB ist erfüllt. Es han-
delt sich insbesondere bei den Worten der P und der D um ein
nichtöffentlich gesprochenes Wort. Unerheblich ist, dass es sich
hierbei um Worte anlässlich Diensthandlungen auf öffentlichem
Verkehrsgrund handelte. Die D wurde von den Polizeibeamten
extra zur Seite genommen, die restliche Demonstration war
weitergezogen. Im Übrigen waren die Worte ausschließlich an
D und nicht an die Allgemeinheit gerichtet. Die zwischen der
P und D gewechselten Worte waren für andere Personen nicht
bestimmt. Hieran ändert auch die Tatsache nichts, dass unmit-
telbar neben der D eine weitere Person stand. Dies macht die
zwischen den Beteiligten gesprochenen Worte nicht zu Öffent-
lichen im Sinne der genannten Strafvorschrift. Die Tat wird im
Übrigen auch dann verfolgt, wenn nur eine Geschädigte, hier
die P, Strafantrag gestellt hat. (LG München, Urt. v. 11.2.2019
– 25 Ns 116 Js 165870/17)

§§ 223, 224 Abs. 1 Nr. 2 StGB – Gefährliche Körperver-
letzung; hier: Mobiltelefon als gefährliches Werkzeug. Ein
Schlag mit einem in der flachen Hand gehaltenen Mobiltele-
fon in das Gesicht des Opfers stellt grundsätzlich keine Körper-
verletzung mittels eines gefährlichen Werkzeugs im Sinne des
§ 224 Abs. 1 Nr. 2 StGB dar, da hiermit nach Beschaffenheit und
Art seiner Benutzung eine Eignung zur Herbeiführung erhebli-
cher Körperverletzungen nicht festzustellen ist. Anderes kann
gelten, wenn der Schlag mit einer Ecke oder Kante des Telefons
ausgeführt wurde. Auch dass es bei dem Schlag mit dem Mobil-
telefon zu einer inneren Platzwunde an der Lippe kam, trägt
für sich genommen nicht die Feststellung, dass das Mobiltele-
fon nach der konkreten Art seines Einsatzes zur Verursachung
erheblicher Verletzungen geeignet war. Anderes kann gelten
auf der Grundlage gesonderter Feststellungen zum konkreten
Umfang und zum Heilungsverlauf der Verletzung. (OLG Bremen,
Urt. v. 27.11.2019 – 1 Ss 44/19)

§ 242 StGB – Diebstahl; hier: Diebstahl aus Mülleimern,
sog. Containern. Herrenlos und damit nicht „fremd“ im Sinne
des § 242 StGB sind Sachen, an denen Eigentum entweder nie
bestanden hat oder bei denen der Eigentümer in der Absicht,
auf das Eigentum zu verzichten, den Besitz an der Sache auf-
gibt, § 959 BGB (sog. Dereliktion). Der Verzichtswille braucht
nicht ausdrücklich erklärt zu werden, er kann sich auch aus
dem nach außen erkennbaren Verhalten des Eigentümers erge-
ben, z.B. durch Wegwerfen einer Sache. Ob insbesondere aus der
Besitzaufgabe ohne weiteres auch auf einen Eigentumsverzicht
geschlossen werden kann, hängt jedoch von den Umständen
des Einzelfalles ab.

Werden die von einem Supermarktbetreiber für nicht
mehr verkehrsfähig gehaltenen Lebensmittel in einem ver-
schlossenen Container auf dem Grundstück der Firma im

Zulieferbereich gelagert und stehen sie dort zur Abholung
durch ein Entsorgungsunternehmen bereit, handelt es sich
um fremde (bewegliche) Sachen im Sinne von § 242 Abs. 1
StGB. Die Wertlosigkeit einer Sache als solche gewährt Drit-
ten nicht das Recht zur Wegnahme. Ein Dereliktionswille des
Supermarktbetreibers liegt nicht vor, weil er zum einen durch
das Absperren des Containers erkennbar gemacht hat, dass er
die Lebensmittel nicht dem Zugriff beliebiger Dritter anheim-
geben wollte, und weil zum anderen ein Verzichtswille, der zur
Herrenlosigkeit der Sache führt, dann nicht vorliegt, wenn
der Eigentümer das Eigentum nur zugunsten einer anderen
Person (oder Organisation) aufgeben will (hier: zugunsten des
Entsorgungsunternehmens). (BayObLG, Beschl. v. 2.10.2019 –
105 StRR 1013/19)

§§ 242, 244 Abs. 1 Nr. 1a StGB – Diebstahl mit Waffen;
hier Seitenschneider als (kein) gefährliches Werkzeug.
Am 11.11.2017 entwendete der A in den Geschäftsräumen
der Firma TK MAXX ein Paar Turnschuhe sowie eine Damen-
uhr im Gesamtwert von 54,98 €, um die Waren ohne zu
bezahlen für sich zu behalten. Mittels eines mitgeführten
Seitenschneiders entfernte der A die Warensicherung von
den Turnschuhen.

Ein 73 Gramm schwerer Seitenschneider mit einer Gesamt-
länge von ca. 11,5 cm, wovon 8,5 cm auf die gummierten
Griffe entfallen, und einer Klingenlänge von 1,4 cm, wobei
die Klingen aufgrund einer Feder zwischen den Zangenschen-
keln grundsätzlich mit einer Spannweite von ca. 1 cm teilweise
geöffnet sind, bei Auseinanderdrücken der Zangenschenkel eine
maximale Spannweite von 2 cm erreichen und in geschlossenem
Zustand eine abgerundete Spitze bilden, ist kein gefährliches
Werkzeug im Sinne des § 244 Abs. 1 Nr. 1a StGB. (OLG Nürn-
berg, Urt. v. 15.10.2018 – 1 OLG 8 Ss 183/18)

II Prozessuales Strafrecht

§§ 102, 105 StPO – Wohnungsdurchsuchung; hier: (Kein)
kriminalistischer Erfahrungssatz bei Eigenkonsum. Der B
fuhr zweimal mit seinem Pkw unter Amphetamineinfluss. Eine
durchgeführte Durchsuchung des Pkw verlief negativ. Ein gegen
B wegen dieser Vorfälle geführtes Ermittlungsverfahren wurde
eingestellt. Nachdem er erneut beim Fahren unter Amphetami-
neinfluss angetroffen wurde, beantragte die Staatsanwaltschaft
die Durchsuchung seiner Wohnung, weil B nach eigenen Anga-
ben jedes Mal Cannabis und darüber hinaus – tatsächlich belegt
– Amphetamine konsumiert habe. Der Ermittlungsrichter lehnte
den Antrag ab.

Es lag kein Verdacht im Sinne des § 102 StPO vor, der auf
konkreten Tatsachen beruht. Vielmehr stelle sich das Ergebnis
der Ermittlungen als bloße Vermutung dar, dass der B Betäu-
bungsmittel in seiner Wohnung verwahre. Es wurden bei keiner
einzigen Verkehrskontrolle Betäubungsmittel aufgefunden. Es
gibt keinen kriminalistischen Erfahrungssatz, dass bei Eigen-
konsum eine plausible Vermutung formuliert werden kann, dass
der Beschuldigte Betäubungsmittel besitzt. (LG Mainz, Beschl.
v. 23.9.2019 – 3 Qs 57/19)

§§ 102, 105 StPO – Wohnungsdurchsuchung; hier: Vor-
aussetzungen eines Anfangsverdachts der Geldwäsche.
Eine Wohnungsdurchsuchung wegen des Verdachts der Geld-
wäsche setzt voraus, dass ein Anfangsverdacht nicht nur für
die Geldwäschehandlung vorliegt, sondern auch für das Her-
rühren des Vermögensgegenstands aus einer Katalogvortat
im Sinne von § 261 Abs. 1 S. 2 StGB gegeben ist („doppelter

˘˘˘ Strafrechtliche Rechtsprechungsübersicht
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Aktuelles aus dem Netz
Von EKHK Christian Zwick, Ludwigshafen

Polizeiaktion gegen
Safe-Inet: „Lieblings-
VPN“ von Cyberkrimi-
nellen abgeschaltet

Die Schwerpunktabteilung für Cybercrime der Staatsanwalt-
schaft Stuttgart und das Polizeipräsidium Reutlingen hatten
die Ermittlungen eingeleitet, die zu der internationalen „Ope-
ration Nova“ und der Beschlagnahme von insgesamt knapp 50
Servern und weiterer IT-Infrastruktur in Deutschland, den Nie-
derlanden, der Schweiz, Frankreich und den USA führten. Mehr:
https://www.heise.de/news/Polizeiaktion-gegen-Safe-Inet-
Lieblings-VPN-von-Cyberkriminellen-abgeschaltet-4998278.
html, Meldung vom 22.12.2020.

WhatsApp-Skandal! Andere könnten Sie ganz
leicht ausspionieren

In Tracking-Apps können beliebige Handynummern eingegeben
werden, die mit WhatsApp verbunden sind. Die Tracking-App

zeichnet dann auf, wann der Besitzer der Nummer WhatsApp
öffnet. […] – ein mehr als zweifelhaftes Tool, das für Stal-
king und andere Spitzeleien missbraucht werden kann. Mehr:
https://www.techbook.de/social/messenger-social/whatsapp-
aufzeichnen-tracking-apps, Meldung vom 15.1.2021.

Sandboxie Plus Download – Isolierte
Programmumgebungen

Wie der Name Sandboxie Plus bereits vermuten lässt, stellt
diese Software eine sichere Umgebung, auch Sandbox genannt,
bereit, in welcher dann Programme isoliert vom Betriebssys-
tem gestartet werden […] Ein weiterer Anwendungsfall ist
etwa das Surfen im Internet: Unsichere Seiten können kei-
nen schädlichen Code auf den PC schleusen, wenn der Brow-
ser in einer isolierten Sandbox läuft. Mehr: https://winfuture.
de/downloadvorschalt,1972.html, Meldung vom 29.12.2020,
vgl. mit Microsoft´s „Windows-Sandbox“ unter https://docs.
microsoft.com/en-us/windows/security/threat-protection/
windows-sandbox/windows-sandbox-overview.

Anfangsverdacht“). Für den eine Durchsuchungsanordnung
tragenden Anfangsverdacht der Geldwäsche ist zunächst
erforderlich, dass konkrete tatsächliche Anhaltspunkte für
das Vorliegen einer bestimmten Geldwäschehandlung beste-
hen. Zusätzlich müssen nachvollziehbare Anhaltspunkte vor-
handen sein, die die Begehung einer der in § 261 Abs. 1 S. 2
StGB genannten Vortaten möglich erscheinen lassen. Dabei
ist als Ausfluss des Wohnungsgrundrechts aus Art. 13 Abs.
1 GG die mögliche Katalogtat zu konkretisieren, ohne dass
allerdings erforderlich ist, die Geldwäschevortat bereits in
ihren Einzelheiten zu kennen. (BVerfG, Beschl. v. 31.1.2020
– 2 BvR 2992/14)

§ 112 Abs. 2 Nrn. 2, 3 StPO – Voraussetzungen der
Untersuchungshaft, Haftgründe; hier: Begründung-
stiefe bezüglich dringenden Tatverdachts. Bei der Anord-
nung und Aufrechterhaltung von Untersuchungshaft muss
dem Spannungsverhältnis zwischen der durch Art. 2 Abs.
2 GG gewährleisteten persönlichen Freiheit des Einzelnen
und einer wirksamen Strafverfolgung unter maßgeblicher
Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes Rechnung
getragen werden. Der dringende Tatverdacht muss sich auf
konkrete Anhaltspunkte stützen und liegt nur dann vor,
wenn aufgrund bestimmter Tatsachen eine große Wahr-
scheinlichkeit dafür besteht, dass der Beschuldigte eine
Straftat begangen hat. Die Anordnung der Fortdauer der
Untersuchungshaft verletzt Art. 2 Abs. 2 GG i.V.m. Art. 104
GG, wenn in dem Beschluss dem Beschuldigten kein kon-
kreter Tatbeitrag oder – sollte passives Verhalten für eine
Beihilfehandlung ausreichend sein – ein entsprechender

Vorsatz zugeordnet wird, sondern im Rahmen einer Gesamt-
betrachtung nicht zwischen den einzelnen Beschuldigten
und den ihnen vorgeworfenen Taten differenziert wird.
Erforderlich ist die Darlegung einer konkreten Tatbeteili-
gung eines jeden einzelnen Beschuldigten. Es genügt inso-
weit auch nicht, wenn die Sachverhaltswürdigung pauschal
– und daher nicht näher nachvollziehbar – damit begründet
wird, dass sie sich mit „ausreichender Deutlichkeit“ aus den
vorliegenden Beweismitteln (hier: Videoaufzeichnung, Zeu-
genaussagen) ergebe und daneben auf eine rein gruppen-
bezogene „Gesamtbetrachtung“ abgestellt wurde. (BVerfG,
Beschl. v. 9.3.2020 – 2 BvR 103/20)

III Sonstiges

Einen sehr gelungenen ersten Überblick über das „Neue Sexu-
alstrafrecht“ bietet ein Aufsatz von Prof. Dr. Elisa Hoven in der
NStZ 10/2020, S. 578 - 586. Zum „Elektronischen Taschen-
diebstahl“ bei Kleinstbetragszahlungen finden Sie einen
lesenswerten Beitrag von Dr. Stefan Christoph / Dr. Verena
Dorn-Haag in der NStZ 12/2020, S. 697 – 703. Mit der Einzie-
hung von Kraftfahrzeugen bei Straftaten nach § 315d StGB
beschäftigt sich eine Abhandlung von Alexander Bleckat in der
NStZ 12/2020, S. 715 – 717. Prof. Dr. Fredrik Roggan merkt im
StV 5/2020, S. 328 - 332 zur Strafbarkeit des Filmens von
Polizeieinsätzen – seine Überlegungen zur Auslegung des
Tatbestands von § 201 Abs. 1 Nr. 1 StGB an (s.o. unter I
Materielles Strafrecht) an.
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Handystrahlen-Test: Das sind die Smartphones
mit der höchsten & geringsten Strahlenbelas-
tung (SAR-Wert)

Die Zeitschrift Connect hat nun 170 Smartphones unter die
Lupe genommen und deren SAR-Wert sowie Strahlungsfak-
tor in einer langen Topliste veröffentlicht. […] Hier nur als
Anreißer die zehn Smartphones mit der geringsten und der
höchsten Strahlenbelastung https://www.googlewatchblog.
de/2020/12/handystrahlen-test-das-smartphones, Meldung
vom 28.12.2020.

Drohungen, Beleidigungen, Straftaten bekämp-
fen: Hassmelden-App für ein sauberes Internet

Die Macher der App „Hassmelden“ für Android und iOS
[…] bieten mit ihrer kostenlosen Anwendung […] eine
Möglichkeit, bestimmte Postings effektiv zu melden und
so den Drahtziehern hinter den anonymen Accounts
das Handwerk zu legen. Sie selbst bleiben dabei völ-
lig anonym und geschützt. Mehr: https://www.chip.de/

news/Hassmelden-App-Hass-Postings-zur-Anzeige-brin-
gen_183163836.html, Meldung vom 2.1.2021.

Das sind die 10 gefragtesten Fähigkeiten in
Cyber-Security-Jobs

Wir zeigen dir in unserem wöchentlichen Ranking welche
Fähigkeiten in Stellenanzeigen im Bereich der Cyber Security
am gefragtesten sind. Mehr: https://www.basicthinking.de/
blog/2020/11/22/cyber-security-jobs-gefragte-faehigkeiten,
Meldung vom 22.11.2020.

Versteckte Funktionen über Geheimcodes
aktivieren

Die App Secret Codes for All Mobiles liefert eine Übersicht an
Codes, mit denen sich auf Android-Geräten versteckte Funk-
tionen aktivieren lassen. Mehr: https://mobil.pcwelt.de/
tipps/Versteckte-Funktionen-ueber-Geheimcodes-aktivie-
ren-10935750.html, Meldung vom 23.12.2020.

Gewerkschaftspolitische
Nachrichten

Bundesvorstand der Gewerkschaft der Polizei

GdP beteiligt sich überwiegend zustimmend im
Gesetzgebungsverfahren zur Fortentwicklung
der Strafprozessordnung

Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz
(BMJV) hat Mitte Oktober 2020 einen Referentenentwurf zur
„Fortentwicklung der Strafprozessordnung und zur Änderung wei-
terer Vorschriften“ unter Anhörung beteiligter Verbände veröffent-
licht. Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) begrüßt die Vorlage dieses
Referentenentwurfs, da dieser viele positive Regelungen aufweise.

Mit dem etwas über hundert Seiten starken Entwurf soll u.a.
der Zeugen- und insbesondere Opferschutz gestärkt und das
Strafverfahren an die voranschreitende Digitalisierung ange-
passt werden. Aus Sicht der GdP ist die Intention des Gesetz-
gebers grundsätzlich zu würdigen, das Strafverfahren an den
ständigen Wandel und die gesellschaftlichen und technischen
Rahmenbedingungen anzupassen. Es ist eine immerwährende
Forderung der GdP, den Ermittlungsbehörden das notwendige
Werkzeug in Gestalt von ausreichendem Personal, technischer
Ausstattung und moderner gesetzlicher Grundlagen in die Hand
zu geben, um ihre Aufgaben – für Bedienstete und Bevölkerung
gleichermaßen zufriedenstellend – zu erfüllen.

COVID-19-Infektion als Dienstunfall: GdP beab-
sichtigt „Corona-Musterprozess“ zu führen

Die GdP strebt einen „Corona-Musterprozess“ an. Dessen Ziel
ist die künftige Anerkennung von Dienstunfällen aufgrund von

COVID-19-Infektionen im Einsatzgeschehen. „Unsere Beamtin-
nen und Beamten sind im Dienst jeden Tag der Gefahr durch
eine Infektion mit dem Virus in besonderer Weise ausgesetzt“,
betonte der stellvertretende GdP-Bundesvorsitzende, Dietmar
Schilff, zu Beginn des neuen Jahres 2021.

Mit welch mulmigen Gefühl der ein oder andere Polizeibeschäf-
tigte in einen Einsatz gehe, so der Gewerkschafter, „hören wir im
Moment fast tagtäglich“. Ständig drehten sich die Gedanken darum,
sich nicht mit Corona zu infizieren. Dabei spiele eine nicht unerheb-
liche Rolle, wie viele Kolleginnen und Kollegen sich im Dienst bereits
infiziert hätten oder aufgrund von Kontakten mit Infizierten krank
seien oder in Quarantäne zuhause bleiben müssten.

Dietmar Schilff, stellv. Bundesvorsitzender der GdP.
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Drewes, Datenschutz für die
Polizei. 1. Auflage 2020
„Personenbezogene Daten sind in
unserer Welt wertvoller als Boden-
schätze geworden“, mit diesen
Worten beginnt der Autor sein
Werk. Dem ist zuzustimmen.
Gerade auch für die Polizei sind
personenbezogene Daten von

enormer Bedeutung, denn mit Hilfe von Daten kann im bes-
ten Falle das Verhalten einer Person vorausgesagt werden.
Vorsprung durch Wissen über eine Person.
Das hier zu besprechende Datenschutzbuch hat ein ordent-
lich strukturiertes Inhaltsverzeichnis, so dass schnell der
Weg zur gesuchten Nachschlageproblematik geebnet ist.
Durch jeweilige Verschlagwortung und die Angabe der Sei-
tenzahl kann unmittelbarer der Zugriff erfolgen. Sparsamer
und gewinnbringender Fettdruck auf den betreffenden Sei-
ten empfangen den Nutzer und dann kann die Wissensernte
losgehen. Eine sinnvolle Ergänzung der Themensuche bie-
tet auch ein Stichwortverzeichnis, welches den Weg über
den jeweiligen Abschnitt sowie die Randnummer vorgibt.
Hilfreich wäre dabei, wenn die jeweiligen Buchseiten einen
Aufdruck enthielten, welcher transparent macht, welcher
Abschnitt gerade aufgeschlagen ist; so muss erst wieder im
Inhaltsverzeichnis geschaut werden, auf welcher Seitenzahl
der jeweilige Abschnitt zu finden ist.
Inhaltlich ist das Buch sehr gut zu lesen, die jeweiligen
Paragraphen, welche sich mit Datenverarbeitung beschäfti-
gen, werden leicht verständlich dargestellt. Bei der Lektüre

wird wieder bewusst, in wie vielen Bereichen Daten auch in
der polizeilichen Arbeit eine Rolle spielen. Dass das Buch
in erster Linie für die Bundespolizei konzipiert ist stört
nicht; es ist für jegliche polizeiliche Arbeit sehr gut geeig-
net. Symphytisch ist auch der Umstand, dass der Autor Posi-
tion bezieht, wenn er beispielsweise konstatiert, dass dem
Gesetzgeber die Umsetzung der Datenschutz-Richtlinie Jus-
tiz und Inneres innerhalb der StPO „nicht vollständig gelun-
gen zu sein scheint“ (S. 351).
Neben den Grundlagen und der Systematik des Datenschutz-
rechts enthält das Werk alle relevanten Informationen zur
Gefahrenabwehr, Verhütung, Verfolgung und Prävention von
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten. Ebenso werden prakti-
sche Themen wie Begriffsbestimmungen, Beschäftigungsda-
tenschutz, Zweckwechsel, Datenübermittlung, internationale
und nationale Zusammenarbeit behandelt. Aus Sicht eines
Datenschutzbeauftragten kann das Urteil nur lauten: Dieses
neue Werk ist tatsächlich ein Datenschutz(Nachschlagewerk)
für die Polizei; es ist ein „must have“!

Dirk Weingarten, Wiesbaden

Autor: Michael Drewes
Titel: Datenschutz für die Polizei
Auflage: 1. Auflage 2020
Format: 474 Seiten, 14,8 x 21,0 cm, kartoniert
Preis: 34,90 Euro
ISBN: 978-3-8293-1420-6
Verlag: Kommunal- und Schul-Verlag, Wiesbaden

Bei einzelnen Maßnahmen sei eine ausreichende Eigensiche-
rung, etwa durch Wahrung des Mindestabstandes nicht mög-
lich. Bei einer Infektion stellten sich dann dieselben Beweis-
probleme wie bei einem Dienstunfall. Vor diesem Hintergrund
sei ein entsprechender Schutz für die, die uns schützen essen-
tiell, so Schilff.

Eine Abfrage der GdP-Landesbezirke hat ergeben, dass meh-
rere Fälle in mindestens fünf GdP-Untergliederungen bekannt
sind, in denen Ansteckungen im Dienst erfolgten. Bisher seien
diese jedoch wegen fehlender Kausalität vom Dienstherrn nicht
als Dienstunfall anerkannt und mit der Begründung abgelehnt
worden, es liege eine Pandemielage vor. Diese bedinge eine All-
gemeingefahr, da in einem bestimmten Gebiet alle Menschen

mehr oder minder gleich bedroht seien. Mit einer Infektion
realisiere sich also kein in der konkreten Tätigkeit liegendes
Risiko. Die Ausnahme bilden zwei Erkrankungen in Baden-
Württemberg. Sie wurden aufgrund einer eindeutig nachweis-
baren Infektionskette als Dienstunfall gewertet.

Die außergewöhnliche Pandemie-Situation mit Einsätzen, in
denen sich die Beamtinnen und Beamten nicht ausreichend
schützen könnten, erfordere eine besondere Fürsorgepflicht des
Dienstherrn. Es sei daher höchste Zeit, das Versorgungsrecht
entsprechend anzupassen sowie Lücken zu schließen, fordert
Schilff.

Neben der GdP kritisiert auch der DGB die Haltung der Dienst-
herren scharf und verweist auf die Deutsche Gesetzliche Unfall-
versicherung, die längst von der Annahme einer Allgemeinge-
fahr abgerückt ist. Beamtinnen und Beamte, die trotz Corona-
Lage aufgrund ihrer Funktion Kontakte zu anderen Menschen
nicht reduzieren und keinen ausreichenden Abstand zu diesen
halten können, dürfen von ihren Dienstherren mit dem Risiko
einer Infektion und den daraus resultierenden Folgen nicht
allein gelassen werden. Schließlich kann eine COVID-19-Infek-
tion zu (gravierenden) Spätfolgen bis hin zum Tod führen.

Da zum aktuellen Zeitpunkt auch noch kein abschließendes
Wissen über eben diese Spätfolgen vorhanden ist, ist aus GdP-
Sicht dieser Musterprozess von grundsätzlicher, bundesweiter
Bedeutung.

Bildrechte: GdP / Hagen Immel.


